


DKP (B) 
Die diffamierende Unterstellung, 
die DKP führe den Kampf um 
bayerische Seeufer ausgerechnet 
mit preußisehen Hilfstruppen, ent­
spricht natürlich völlig der Me­
thode von Strauß, an primitive 
nationalistische Instinkte zu ap­
pellieren. Nun können aber alle 
Teilnehmer der Aktion am 11. 7. 
bezeugen, daß sie echt bayeri­
schen Charakter hatte: Erstens 
waren die Tragschilder in den 
Farben Weiß und Blau gehalten, 
zweitens war es die bayerische 
Verfassung, deren Artikel 141 die 
Rechtsgrundlage abgab, und 
drittens überwog bei den Sprech­
chören eindeutig der bayerische 
Dialekt. 
.. Unsere Zeit", bayerische Aus­
gabe vom 8. 8. 1970, gegen die 
Vorwürfe der CSU hinsichtlich ei­
ner Teilnehmerschaft von Kom­
munisten aus NRW und Westberlin 
an den Seeufer-Aktionen (siehe 
elan 8/70). 

20 Jahre Deutsch 
Der Bayerische Landtag hat sei­
nen Beschluß vom 17. April 1950, 
wonach an den bayerischen Volks­
schulen auch die "deutsche 
Schrift" zu erlernen ist, mit Be­
schluß vom 18. März 1970 aufge­
hoben. 
Bildungspolitischer Dienst 
25. Mai 1970 

Neusprachliches 
Menschewiki, das sind die 
Menschlichen, denn Menschewiki 
kommt von Menschlichkeit. Bol­
schewiki, das waren die Un­
menschlichen, denn Bolschewiki 
heißt Bollwerk gegen den Westen. 
Die Deuschilehrerin D. des Neu­
sprachlichen Gymnasiums Köln­
Deutz, lt. .. UZ", 4. Juli 1970. 

Strauß t 
Ein gewisser Franz Josef Strauß 
starb in einem Altersheim des 
Staates Ohio an der Saufleber. 
Antwort der Petra Müller (18) aus 
Berlin (DDR) in einer Umfrage der 
"Jungen Weit" über mögliche Zeit­
tungsmeldungen vom 6. 1. 2000. 

Kassel: 
Neuer Ostermarsch 
Ein SBZ-Fiüchtling erkannte zwei 
FDJ-Funktionäre seiner Heimat­
stadt in Zivil unter den Fahnen der 

Agitpropwurm Willi 

DKP wieder. Auch Jungsozialisten 
hatten sich in die rote Front ein­
gereiht und "Antiautoritäre" zeig­
ten unter Hammer und Sichel 
Disziplin.. . 

· 
Für die Rechte bedeutete Kassel 
das, was für die Linke einmal die 
Ostermärsche oder die Antinot­
standskampagne waren: der lan­
ge gesuchte Anlaß, sich zu for-
mieren. 

• 

"Deutscher Studenten-Anzeiger", 
Juli 1970. 

Deutscher Affe 
Mit dem 18-Tage-Flug von Sojus 9 
wird eine Iuft- und raumfahrt­
medizinische Versuchsperiode zu 
einem gewissen Abschluß ge­
bracht, die 1948 mit de .. lug 
eines Affen in der Spitze -r in 
Deutschland erbeuteten V 2 be­
gonnen hatte. 

"Die Weit", 22. 6. 1970 

Zeichnung: H. Gölzenleuchter 



Am 1 5. Mai 1 922 notierte Lenin: "Eine 
wirkliche Gleichberechtigung der beiden 
Eigentumssysteme, wenigstens als vorläufiger 
Zustand, solange nicht die ganze Welt vom 
Privateigentum und dem ökonomischen 
Chaos und den Kriegen, die es erzeugt, zur 
höheren Form des Eigentums übergegangen 
ist, findet sich nur im Vertrag von Rapallo." 
Dort hatten wenige Wochen zuvor die Ver­
treter der "beiden Eigentumssysteme", des 
kapitalistischen Deutschland und des sozia­
listischen Sowjetrußland, einen Vertrag abge­
schlossen, mit dem diplomatische Beziehun­
gen hergestellt und der beiderseitige Verzicht 
auf Kriegsentschädigungen sowie der Ver­
zicht auf Rückgabe sozialisierter sowjetischer 
Betriebe an ehemalige deutsche Besitzer 
vereinbart wurden. Lenin, der Begründer des 
Prinzips der friedlichen Koexistenz von 
Staaten unterschiedlicher Gesellschafts­
ordnung, bewertete den Vertrag sehr hoch, 
weil durch ihn einerseits die Kapitalisten 
tA-ungen wurden, die durch die sozialisti­
S!!II' Revolution geschaffenen Realitäten 
anzuerkennen und andererseits das arbei­
tende Volk die Möglichkeit erhielt, den 
Frieden sicherer zu machen und auf dem 
Weg zur "höheren Form des Eigentums", 
zum Sozialismus, voranzuschreiten. Der Ver­
trag konnte als Waffe genutzt werden gegen 
jene aggressivsten Kräfte des Kapitals, die 
mit kriegerischen Mitteln geschichtliche Tat­
bestände beseitigen wollten. 
Do�h der "Geist von Rapallo" schwand, die 
reaktionärsten Kräfte setzten sich in 
Deutschland durch - sie bescherten den 
Deutschen, den Russen und den anderen 
Völkern Faschismus und Krieg. 55 Millionen 
Tote - darunter 6,5 Millionen deutsche und 
20 Millionen sowjetische - waren das Er­
gebnis. 
Am 1 2. August 1 970 hat nun das kapitalisti­
sche Westdeutschland mit der sozialistischen 
Sowjetunion einen neuen Vertrag abge­
schlossen. Nachdem die herrschenden Kreise 
der Bundesrepublik über 20 Jahre nur ein 
Ziel kannten: die Ergebnisse des zweiten 
Weltkrieges zu ihren Gunsten zu verändern, 
so mußte das kapitalistische Westdeutsch-

land in diesem Vertrag erstmals erklären, daß 
es von der in Buropa bestehenden "wirk­
lichen Lage" ausgehe, "keine Gebietsansprü­
che gegen irgend jemand" habe "und solche 
in Zukunft auch nicht erheben" werde und 
"heute und künftig die Grenzen aller Staaten 
in Buropa als unverletzlich" betrachte. Ein 
ganzes aggressives Programm des deutschen 
Imperialismus wurde so von einem Teil 
seiner Vertreter öffentlich zurückgezogen. 
Ein großer Sieg für die Kräfte des Friedens -
für die Ostermarschierer, die dafür jahrelang 
demonstrierten, für die zahllosen Demo­
kraten, die für den Gedanken des Friedens 
mit der Sowjetunion jahrelang beschimpft 
wurden, für die Kommunisten, die einge­
sperrt wurden, weil sie das forderten, was 
jetzt unterzeichnet wurde, für die Jugend­
organisationen, die "Ostkontakte" pflegten 
und für die Anerkennung der Grenzen ein­
traten. Sie alle haben am 1 2. August 1 970 
einen Sieg erfochten. 
Der Vertrag wurde möglich, weil die Mehr­
heit der Bevölkerung in der Bundesrepublik 
die Entspannung in Buropa und den Frieden 
mit den sozialistischen Ländern wünscht. Die 
SPD/FDP-Regierung kam diesen Wünschen 
der Menschen entgegen, was Springers 
"Welt" zu der Klage veranlaßte, daß sich der 
Stil d,es Regierens in der Bundesrepublik 
"immer stärker plebiszitär verfärbt". (plebis­
zitär= durch Volksbeschluß) 
Doch die Schlacht für den Vertrag ist noch 
nicht geschlagen. Der Vertrag ist noch nicht 
ratifiziert, d.h. durch Beschluß des Parla­
ments völkerrechtlich verbindlich gemacht 
worden. Gegen die Ratifizierung des Ver­
trages haben sich die reaktionärsten Kräfte 
verbündet, die das Scheitern ihrer Politik 
nicht eingestehen wollen und noch immer 
davon träumen, Teile Polens und die DDR 
zu "befreien", d.h. ihnen die Segnungen des 
Kapitalismus zu bringen. Die Strauß, 
Thadden, Barzel, Guttenberg, Kiesinger und 
Springer haben immer noch nicht jene Pläne 
aufgegeben, die nur mit Krieg zu verwirkli­
chen sind. Ihnen muß jetzt Einhalt geboten 
werden. 
Der Vertrag darf nicht die Angelegenheit 
einiger Politiker bleiben. Wenn die Bevölke­
rung ihn zu ihrer eigenen Sache macht, wenn 
sie die Ratifizierung des Vertrages erzwingt 
und im Geiste des Moskauer Vertrages han­
delt, um den "internationalen Frieden auf­
rechtzuerhalten und die Entspannung zu 
erreichen" (Vertrag Artikel 1 ), dann werden 
die Strauß-Brothers geschlagen. 
Zwanzig Jahre lang wurden mit der Hetze 
gegen die Sowjetunion Milliardenausgaben 
für eine sinnlose Rüstung begründet. Ein T�il 
jener Politiker, die Antikommunismus und 
Antisowjetismus zur Perfektion getrieben 
hatten, mußte jetzt öffentlich eingestehen: 
Die Russen kommen nicht. Zwingen wir sie 
jetzt <iazu, auch die Sinnlosigkeit ihrer 
Rüstung und ihres Antikommunismus ein­
zugestehen. Und danach zu handeln. Z.B. 
durch Abrüstung und Aufhebung des 
KPD-Verbots. 
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Weltconvent der Science Fiction-Anhänger 

Für Ende August war nach Heidelberg der 
Weltconvent der Science Fiction-Anhänger 
einberufen worden. Er wurde organisiert 
vom Science Fiction Cltib Deutschland, der 
etwa 250 Mitglieder umfaßt. Man erwar­
tete etwa 600 Besucher, vornehmlich aus 
westlichen Ländern: BRD, USA, England, 
Frankreich. Das sind sicherlich keine auf­
sehenerregenden Zahlen, und man möchte 
fragen, warum eigentlich dieses Thema :;o;ur 
Sprache gebracht wird. 
Bevor man aber die Science Fiction (kurz 
SF genannt) als bedeutungslos abstempelt, 
sollte man zur Kenntnis nehmen, daß in 
der BRD wöchentlich weit mehr als 
200 000 Hefte der SF -Serie ,,Perry 
Rhodan" verkauft werden; daß Erich von 
Dänikens als Sachbuch verkleidete 
SF-Romane "Erinnerungen an die Zu­
kunft" monatelang die Bestsellerlisten 
anführten; daß in Film und Popmusik 
unverkennbar SF-Elemente Einzug halten. 
In den angloamerikanischen Ländern 
beginnt die SF sogar den herkömmlichen 
Krimi zu verdrängen! 

Was ist Science Fiction? 

Science Fiction, das heißt frei übersetzt: 
,Literatur, die sich mit den gesellschaftli­
chen Auswirkungen der Wissenschaft 
beschäftigt'. ·Jeder wird zugeben, daß 
Wissenschaft und Technik für die Zukunft 
enorme Bedeutung haben. Andererseits 
leuchtet ebenfalls ein, daß Wissenschaft 
und Technik im Dienste des Kapitalismus 
eine schlimme Drohung bedeuten: Atom­
energie steht im Dienste der imperialisti­
schen Drohung, Computer führen zu 
Massenentlassungen von Arbeiter, psycho­
logische Erkenntnisse werden zur Ver� 
dummung der Massen eingesetzt. Im Kapi­
talismus gehören die wissenschaftlichen 
Erkenntnisse dem Meistbietenden, nämlich 
dem Kapitalisten, und daß der in seinem 
Ausbeutungsstreben keine humanistischen 
Ziele verfolgt, dürfte klar sein. 

Die SF nun hütet sich geflissentlich, -ll­
schaftskritische Analysen dieser Art zu 
treiben. In vielen Romanen ist nicht vom 
Konzernherrn die Rede, sondern allein 
vom bösen Wissenschaftler, ob er nun 
Frankenstein, Dr. Mabuse, Fu Man Chu 
oder sonstwie heißt. Hier wird der Wissen­
schaftler und zugleich auch die Wissen­
schaft verteufelt, obwohl wissenschaftliche 
Erkenntnisse erst dann schlimme Folgen 
haben, wenn sie von profitgierigen Mäch­
ten mißbraucht werden. Nicht der Wissen­
schaftler trifft heute die Wahl zwischen gut 
und böse, sondern eben jene machtvollen 
Kreise, die die Wissenschaft aufkaufen! 

Wissenschaft im Dienst des Faschismus 

Jules Verne, einer der Großväter der SF, 
ersann in seinen Romanen ein mechani­
sches Spielzeug nach dem anderen und 
schilderte, wie sich wohlhabende Dandys 
damit die Zeit vertrieben. Für &e 
existierte die Problematik der Wissen�ft 
noch gar nicht. Dieser bürgerliche Unter­
haltungsschriftsteller des 19. Jahrhunderts 
sah alles Mögliche voraus, nur das Wich­
tigste nicht: daß die Wissenschaft für die 
bislang ausgebeuteten Massen die Möglich­
keit bedeutet, Unterdrückung, Ausbeutung 
und Entfremdung zu überwinden - daß 
andererseits aber auch die Wissenschaft im 
Dienste des Kapitalismus eine Verschär­
fung von Unterdrückung, Ausbeutung und 
Entfremdung mit sich bringt. 

In den 20er Jahren begann in den USA 
unter der Schirmherrschaft des deutsch­
amerikanischen Ingenieurs Hugo Gerns­
back (dem übrigens die Wortschöpfung 
,Science Fiction' zugesprochen wird) eine 
Entwicklung, die u.a. zu Serien wie ,,Perry 
Rhodan" führte. Damals begann man, SF 
im heutigen Sinne zu schreiben, und es fing 
damit an, daß man die Wissenschaft im 
Dienst des Faschismus glorifizierte: Mutige 
Weltraum-Ingenieure stießen bei ihren 
Kreuzfal>Jten auf bösartige Außerirdische 
und erfanden blitzschnell neuartige Waf­
fen, mit denen dieses lebensunwerte Leben 
ausgelöscht werden konnte. Besonders 



Jules Verne: Der SF-Großvater mit dem 
S-eug für wohlhabende Dandys. 

elan-Leser schreiben: 

Presseschau vom Freitag, dem 
3. September 2000 

Für Perry-Rhodan-Fans ist klar: 
Das Jahr 2000 wird erfüllt sein 
von Kriegen in kosmischem Aus­
maß. Perry steht als der neue 
Führer an der Spitze. 
Was wird das Jahr 2000 brin­
gen? Wovon wird die Zukunft 

_Mstimmt? Was müssen wir tun? 
-agen von heute, auf die die 

Science-Fiction-Autoren im 
Geiste des Gestern ftir morgen 
Antwort geben wollen. Wer gibt 
ihnen das Recht dazu? 
Wir meinen: Schluß mit der 
Alleinvertretung der Zukunft 
durch die Meinungsmanipula­
teure! Schreibe sich jeder seine 
Science Fiction selber! 
Lieber Leser, teilt uns mit, was 
Ihr von der Zukunft erwartet. 
Schreibt uns, wie nach Eurer 
Meinung die wichtigsten Zei­
tungsmeldungen vom Freitag, 
dem 3. September 2000 lauten 
könnten. 
Die besten Einsendungen werden 
veröffentlicht und mit Büchern 
und Schallplatten prämiiert. 
Schreibt die Nachrichten von 
morgen! 

!>schreckende Beispiele stellen in dieser 
insicht die Romane des Gernsback­
Jngers John W. Campbell dar (,,Kosmi­
:he Kreuzfahrt", "Der unglaubliche Pla­
et"), der übrigens ein eigenes großes 
F-Magazin herausgibt. 

'iel weiter hat sich die SF bis heute nicht 
ntwickelt. Die Wissenschaft im Dienst 
iner bewaffneten Raumfahrt - so lautet 
ie Devise .. Die Möglichkeiten der Wissen­
chaft, eine glückliche und zufriedene Erd­
esellschaft zu schaffen, werden fast nie 
esehen. Vorrangig bleibt das Thema des 
lutigen Kampfes, der Eroberung. In den 
teisten Fällen werden die Erdmenschen, 
ie ,Terraner', als die überragende Rasse 
ezeichnet, die in die Milchstraße hinaus­
ieht, einen teuflischen Feind nach dem 

anderen besiegt und versklavt - und stets 
auf der Erde den Notstand aufrechterhält, 
um weiter erobern zu können. Ein ganz 
markantes Beispiel ist die ,,Perry Rhodan"­
Serie, die mittlerweile fast 500 Bände er­
reicht hat. 

Bislang heckte das bundesdeutsche Auto­
renteam (das bisher insgesamt sieben ver­
schiedene Autoren unter der Leitung von 
K.H. Scheer und Clark Darlton umfaßte) 
für jeden 50. Band der Serie einen neuen 
Hauptfeind Terras aus, nur damit die Sol� 
daten unter der Führung Rhodans im 
Kampfanzug bleiben müssen. Feinde wer­
den erfunden, damit die faschistische, 
militaristische Grundkonzeption bestehen 
bleibt! Und dann werden die erfundenen. 
Feinde auch gleich so zurechtgemacht, daß 
man sie halt umbringen oder ausbeuten 
muß, weil sie gar so minderwertig sind. Die 
Problematik der Wissenschaft wird in der 
"Perry Rhodan "-Serie ausgeklammert; die 
Autoren erfinden bestenfalls pseudowissen­
schaftliche Ausdrücke, wenn es um eine 
neue, phantastische Waffe geht. Und, wie 
gesagt, auf viel höherem Niveau steht der 
größte Teil der anderen SF auch nicht. 
Weltraumfahrt um jeden Preis und Erobe­
rung fremder Planeten ist das Hauptthema. 

Man drängt ins All hinaus, fliegt Lichtjahre 
weit - aber die irdische Welt bleibt unver­
ändert. Die bösen Feinde draußen im Welt­
all rechtfertigen den ,terranischen' Faschis­
mus, sie zwingen zum permanenten Not­
stand, sie bringen die Verewigung des 
kapitalistischen Militarismus, sie garan­
tieren die Zukunft des Gestern. 

Die Erlöser aus der Milchstraße 

Allerdings zieht sich eine deutliche Trenn­
linie durch die SF: Neben den überaus 
zahlrei'chen Romanen die die oben be­
schriebenen Motive enthalten, finden sich 
immer noch viele andere, die ein gegen­
sätzliches Modell aufbauen. Hier sind es 
gerade die sonst verteufelten Außerirdi­
schen, die der Menschheit Frieden und 
Ausgeglichenheit bringen. Aber auch hier 
ist Kritik angebracht: In diesen Romanen 
lösen nicht die irdischen Menschen ihre 
Probleme selber, indem sie gegen eine aus­
beutende Minderheit aufbegehren, sondern 

mystische Wesen aus dem Weltraum 
schlichten durch ihre überirdischen Kräfte 
alle Probleme. Autoren wie Clifford D. 
Simak (,,Raumstation auf der Erde") schil­
dern solche Beglückungen durch Außer­
irdische. Das ist im Grunde überaus ver­
logen: Die gesellschaftlichen Probleme sind 
von Menschen verursacht und können von 
Menschen gelöst werden! Die Massen 
müssen gegen ihre Ausbeuter aufstehen, 
diese Bemühung wird ihnen keineswegs von 
Außerirdischen abgenommen werden. 
Romane wie die von Simak sind eine 
illusionäre Beschwichtigung. 

Erlösung durch Katastrophen? 

Ein Teil der SF sucht sein Thema nicht in 
der Begegnung mit bösen Außerirdischen, 
sondern in Katastrophen, etwa in einem 
Atomkrieg oder einer zweiten Sintflut. Vor 
allem der US-Autor Robert l{einlein drückt 
in mehreren Artikeln und SF-Romanen die 
freudige Gewißheit aus, daß ein Atomkrieg 
kommen müsse. In "Welt wohin" von 
Heinlein heißt es: ,,Die unmittelbare Zu­
kunft wird die stürmischste und grausamste 
Periode in der langen und harten Geschich­
te der Menschheit sein. Sie wird vermutlich 
den schlimmsten aller Weltkriege mit sich 
bringen . . . Sie und ich, wir sind noch da, 
weil wir das Erbgut unzähliger Vorfahren 
in uns tragen, die gegen den Tod in allen 
seinen Arten gekämpft und den Kampf 
gewonnen haben. Wir sind zäh. Wir werden 
auch das überleben. Die meisten jedenfalls. 
Die ersten Geplänkel haben wir hinter uns. 
Die Hauptsache kommt noch. Aber es ist 
nichts für Muttersöhnchen." 
In einer solchen rauben Atmosphäre blü; 
hen nach Meinung von Heinlein und zahl­
reichen anderen Autoren die Herren­
menschen auf: Sie überleben die Nach­
atomkriegs-Metzeleien und werden zu 
Stammvätern neuer Rassen, die die Welt 
beherrschen werden. Das Reaktionäre 
dieses Konzepts liegt offen auf der Hand. 
Ganz ähnlich verhält es sich mit der Be­
drohung der Menschheit durch äußere Ein­
flüsse - Meteore, Sonnenstrahlung etc .. In 
den SF-Romanen, die solche Vorkomm­
nisse schildern, gelangen meist Männer, die 
geschickt manipulieren und hart kämpfen 
können, an die Spitze der überlebenden 
Gruppe. Nach der Kat&st�ophe gehört die 
Zukunft unangefochten den Faschisten! 

Wiederum ist eine zweite gegensätzliche 
Gruppe von Romanen zu erwähnen. Es 
sind zumeist masochistische Machwerke, in 
denen die Katastrophe als eine Art Erlö­
sung begrüßt wird. Die Romane des J.G. 
Ballard (,,Die Kristallwelt", "Welt in Flam­
mim") sind das beste Beispiel dafür. Hier 
wird die Menschheit einfach wieder zu 
toter Materie; das individuelle Bewußtsein 
geht verloren, verflüchtigt sich in mysti­
schen kosmischen Weiten. Statt eines 
gemeinsamen Aufbegehrens im Interesse 
einer besseren Gesellschaftsordnung wird 
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also das Glück in der Vernichtung aller 
Menschen gesehen! 

Maschinen und Drahtzieher 

Das Motiv von außerirdischen Draht­
ziehern, die die Erdgesellschaften beein­
flussen, trifft man in der SF häufig an. Bis­
weilen wird sogar die lächerliche These auf­
gestellt, daß sämtliche irdischen Kriege von 
außerirdischen Mächten ferngelenkt wor­
den seien, so in John MacDonaids "Herr­
scher der Galaxis" und E.F. Russells "Die 
Todesschranke". Solche Vorstellungen 
lenken davon ab, daß bestimmte Gesell­
schaftsformen aus sich heraus Kriege her­
vorbringen. Der Nationalsozialismus in 
Deutschland war keineswegs von äußeren 
Kräften gelenkt, wie manche Okkultisten 
(unter ihnen vor allem die Franzosen 
Pauwels und Bergier) glauben wollen -
sondern die bislang erschreckendste Selbst­
entlarvung der bürgerlichen, kapitalisti­
schen Gesellschaft, die hier ihren faschisti­
schen, inhumanen Kern offen zeigte. 
Äußere Mächte ins Spiel zu bringen, hieße 
Augenwischerei zu treiben. Kleinbürger­
liche Resignation spricht aus Erzählungen 
wie Philip K. Dicks "Mr. Chiens Halluzina­
tionen": Dort erscheinen alle irdischen 
Abläufe als Produkte aus dem kranken 
Gehirn eines Oberwesens - es sei sinnlos, 
meint Dick, sich dagegen aufzulehnen. 
Das Motiv einer Beeinflussung von außen 
kann auch von einem anderen Gesichts­
punkt her betrachtet werden. Viele Bürger 
dieser Gesellschaft haben das berechtigte 
Gefühl, manipuliert zu werden. Aber sie 
scheuen sich, diesem Gefühl strikt nach­
zugehen. Sie haben unterbewußte Angst 
davor, die wahren Manipulateure zu ent­
larven. Und so greift man nur zu bereit­
willig zu den SF -Märchen von mächtigen 
Außerirdischen, die die Geschehnisse auf 
der Erde kontrollieren, Krieg und Frieden, 
Wirtschaftskrisen und Hochkonjunktur von 
außen her regeln. Der SF -Leser, der unter­
schwelligen Genuß an solchen Phantasien 
hat (oder sie sogar wörtlich glaubt), über­
sieht mehr und mehr die Gefahr von seiten 
der tatsächlichen Drahtzieher: der Groß. 
unternehmen, Zeitungsk�nzerne und 
Machtpolitiker. 
Marx schrieb über den technischen Fort­
schritt im Kapitalismus: ,,AU unser Erfin­
den und unser ganzer Fortschritt scheinen 
darauf hinauszulaufen, daß sie materielle 
Kräfte mit menschlichem Leben ausstatten 
und das menschliche Leben zu einer mate­
riellen Kraft verdummen." Marx hatte 
auch in bezug auf die SF recht; dort näm­
lich werden Computer und sonstige elek­
tronische Erzeugnisse meist als eigen­
mächtige Wesen geschildert, die sich an­
schicken, die Welt zu erobern, während 
andererseits der Mensch immer mehr zur 
Leistungsmaschine wird. Der SF -Autor 
A.E. van Vogt (,,Die Welt der Null-A") er­
reichte hierin den unbestrittenen Höhe­
punkt; seine Helden haben sämtliche 
)>rüsenfunktionen' (zu denen selbstver­
ständlich auch die sexuellen gehören) er­
folgreich unterdrückt und sorgen als un-

fehlbare Menschenautomaten für das 
weitere Schicksal der Milchstraße. 
Hier wird ganz kraß ein wesentlicher Zug 
des technokratischen Kapitalismus be­
leuchtet, der den Computer zum stähler­
nen Götzen erhebt - und den Menschen 
mehr und mehr zu einem technischen 
Funktionselement macht. 

Was SF-Fans glauben 

Der Großteil der bundesdeutschen SF-Fans 
ist, wie aus einer Umfrage hervorgeht, be­
ruflich frustriert. Das, verbunden mit einer 
Angst vor tatsächlichem politischem 
Engagement, erklärt zwei Erscheinungen: 
Einmal das Bedürfnis, sich innerhalb einer 
kleinen Gruppe als Freizeitfaschist aufzu­
spielen, und zum anderen die Eigenart 
vieler Fans, im Club eine Art Mutterleib zu 
sehen, der Schutz vor der bedrohlichen 
Umwelt bietet. Wie in jedem FluchfAn 
vor der Gesellschaft, sprießen auc� 
Kreise von SF-Fans sektiererische Anschau­
ungen. Das reicht von ultrarechten Grup­
pen, die Raubrittergeschichten über eine in 
Barbarei zurückgefallene Menschheit 
schätzen und selbst Turniere abhalten, über 
elitäre Zirkel, die sich als wichtige Geheim­
organisationen begreifen, bis zu Arbeits­
gemeinschaften, die ,linke' Gedanken 
niederschreiben, aber nicht weiter denken 
als bis zum Umsturz der ,reaktionären' 
Clubsatzungen. Auch grassieren noch Ober­
mensch-Ideologien .und autoritär geglie­
derte ,,Perry Rhodan" -Clubs. 

Aufgeklärte Massenliteratur 

Eine tatsächlich aufgeklärte Massen­
literatur, die sich mit dem Problefu der 
Wissenschaft. _beschäftigen würde, mu� 
ernsthaft angestrebt werden - gegen den 
Widerstand der kapitalistischen Maan­
verlage, die meist nur erzreaktiW:e 
Klischees dulden. (Der ,,Perry Rhodan"­
Autor William Voltz wurde z.B. hart unter 
Druck gesetzt, als er mit positiver Tendenz 
über einen Wehrdienstverweigerer der 
Zukunft schreiben wollte!) 
Das Diktat des Kapitals über die Wissen­
schaft muß bekämpft, der notwendige 
Kampf der Massen gegen ihre Ausbeutung 
und die Erringung einer besseren Gesell­
schaft mit Hilfe der Technik müssen stark 
betont werden. Der Weltraum darf nicht 
länger Freistätte für Flucht und Kampf 
sein, sondern allenfalls Ort einer friedli-. 
eben Begegnung mit dem Außerirdischen. 
Diesen Forderungen kommt die wissen­
schaftliche Phantastik sozialistischer 
Autoren, wie von Stanislaw Lern (Polen), 
Iwan Jefremow und den Brüdern 
Strugatzki (UdSSR) und Carlos Rasch 
(DDR), sehr nahe. Ihre Romane stehen 
ethisch und gedanklich weit höher als das 
Gros der westlichen Produktion und zeigen 
eine echte, wünschenswerte Zukunft -
nicht aber jene perverse Zukunft des 
Gestern, in der ein einfallslos verkleideter 
Kapitalisritus weiterhin sein Unwesen 
treibt. 



Kurznachrichten aus der freien Welt 
Von Peter Schütt 

Nordvietnam 

Griechenland 

Die Richter in Athen 
handeln vorausschauend: 
ln Ihren Prozeßberlchten 
nennen sie weder den Namen 
des Richters noch des Staatsanwaltes; 
auch die Kronzeugen bleiben 
ungenannt. Die Richter nennen 
nur die Verurteilten beim Namen, 
denn allein Ihr Name bleibt. 

Persien 

Talwan 

Die USA ltaben kürzlich 
18 neue Starfighter an Tschiangkaischek 
geliefert. Sollten die USA 
nach jahrzehntelanger Bündnistreue 
die Absicht haben, den Generalllsslmus 
fallenzulassen? 

Warum haben die USA 
Nordvietnam keine Kriegserklärung 
übersandt? Weil ihre "Präsenz 

Im Lande herrschen 
Ruhe und Ordnung 
& Co. 

in Südostaslen" den Krieg 
zur Genüge erklärt! 

lndoneslen 

Guatemala 

Die Regierung von Guatemala 
sorgt sich um jedes Menschenleben. 
"Taktvoll und diskret" 
wie ein Beerdigungsunternehmen. 

Indien 

Wundersames 
erzählen Indiens Priester 
über das Leben nach dem Tod. 
Ober das Leben der Inder 
vor dem Tod 
schwelgen sie sich aus. 

Kambodscha 

Ein Flugreiseprospekt der PANAM 
nennt Kambodscha ein Reich der Künste. 
Mit amerikanlscher Entwicklungshilfe 
hat jetzt eine neue Kunstgattung 
in Kambodscha Fuß gefaßt: die Krlegskunst. 

Der Diktator rechtfertigt die Konterrevolution: 
"Die Bande schrie: Hunger. 
Da wußte Ich: Die Kommunisten. 
Das Volk rief: Demokratie. 

Pakistan 

ln Pakistan Da hatte Ich den Beweis." 

Israel 

regiert der Hunger 
allmächtig, solang 
die Gottergebenheit 
stärker Ist als der Hunger. 

Die Israelischen Truppen stehen längst 
auf Kriegsfuß; sie wissen nur noch nicht, 
wem sie den Krieg in die Schuhe schieben sollen. 

Südvietnam 

Sinngemäßes Zitat 

USA 

Die Bomben fallen. 
Die Kurse steigen. 

des Generals Ky: �l:sifliiiil.llillill� Wer unseren Paziflzierungsplänen 
Venezuela 

Wir brauchen Handlungsfreiheit 
in Venezuela, erklärte USA-Präsident Nixon, 
und ließ die Freihandelszone der USA 
entsprechend erweitern. 

keinen Glauben schenkt, 
der wird dran glauben müssen, 
so oder so. 



Kaum ein Konzern unseres Lan­
des wurde so stark zum Faktor 
in der Machtpolitik, zum 
Symbol der totalen Unterord­
nung der Volksinteressen unter 
die Konzerninteressen, wie 
Krupp. 
Seit das Unternehmen vor 159 
Jahren gegründet wurde, ent­
wickelte es sich rasch zur Waf­
fenschmiede. Kein Krieg wurde 
seither in Europa geführt, der 
von den Essener Kanonenköni­
gen nicht mit Geschützen und 
Granaten beliefert wurde. 

Doch die Profite aus dem Vor­
machtstreben des deutschen 
Imperialismus reichten Krupp 
nicht aus. Als 19 1 1  - 100 Jahre 
nach Firmengründung - das 
50.000 Geschütz die Essener 
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Werkhallen verließ, belieferte 
Krupp 52 Regierungen in aller 
Welt. So gab es für Krupp 
keinerlei Risiko, als die deut­
schen Imperialisten 1914 den 1. 
Weltkrieg vom Zaune brachen. 

Riesenprofite aus der 
d e u t s c h e n , Rüstung er­
brachten nur einen Teil der Pro­
fite. ln Flandern wurden Tau­
sende junger deutscher Soldaten 
von Granaten zerfetzt, die aus 
d e m b r i t i s c h e n Waffen� 
konzern Vickers stammten. Sie 
trugen eingeprägt die Buch­
staben "KPZ" - Ki'upp,Patent­
Zeitzünder. Somit konnte auf 
Villa Hügel auch für jeden ge­
fallenen deutschen SOldaten 60 
Mark an Lizenzgebühren einge­
strichen werden. Als Deutsch-

land den Krieg 1918 verloren 
hatte, war Krupp um 400 Mil­
�ionen Reichsmark Gewinn 
reicher. 

Der verschwiegene Herr Gustav 
konstruiert Kanonen 

Der deutsche Imperialismus 
rettete sich über die Niederlage 
im ersten Weltkrieg hinweg. So 
konnte auch Krupp trotz Ver­
bot der Waffenproduktion an 
der illegalen Aufrüstung der 
Weimarer Republik teilhaben. 
Mit kräftiger Hilfe der Reichsre­
gierung ging das lukrative 
Rüstungsgeschäft weiter, nur Kaiser Wilhelm II und Krupp -
daß man zur Beruhigung der 1912, Zu dieser Zeit liefert Krupp 

alliierten Sieger nunmehr an- seine Kanonen bereits an 52 Regie­

stelle von Panzern von Trakto- rungen in der ganzen Welt. 

ren sprach. · Freimütig gab 
Gustav Krupp später zu-: "Nur 
durch die verschwiegene Tätig: 
keit deutschen Unternehmer-
tums konnte nach 1933 unmit-
telbar der Anschluß an die 
neuen Aufgaben erreicht wer-
den. Fast alle Geschütze des 
zweiten Weltkrieges waren be-
reits 1933 in vollem Umfang 
entwickelt. Die Firma stand be­
reit, die Massenproduktion auf­
zunehmen." 

Hitler und Krupp - 1940. Die 
Essener Waffenschmiede wird zum 
Eckpfeiler der totalen Kriegsfüh-
rung. 



Ein 32jähriger Rentner 
mit 166.666,70 DM 
monatlich. Hitzefrei 
für Lehrlinge. 
Ausbildungsplan für 
Hilfsarbeiter. Das alles 
gibt es nicht? Das ist 
absurd? Mag ja sein, 
aber in der BAD 
bekanntestem Groß­
betrieb, dem Krupp­
Konzern, ist fast alles 
14l>glich. Auch, daß ein 
aktiver Jugendver­
treter auf die Straße 
geworfen wird - aber 
das kennt man ja 
schon aus anderen 
Betrieben ... 

E r ist 32 Jahre alt, fährt einen dunkel­
roten Rolls-Royce, trinkt gern Mar­
tini und läßt sich in den 72 Zimmern 

seines Schlosses Blühnbach von 70 Ange­
stellten bedienen. Doch Blühnbach ist 
nicht die einzige Bleibe des Arndt von 
Bohlen und Halbach - wie der volle Name 
des letzten Krupp lautet. Und der Rolls­
Royce ist bei weitem nicht sein einziges 
Fahrzeug. Arndt ist Rentner. Nicht daß er 
arbeitsunfähig wäre. Aber seine Rente 
beträgt jährlich zwei Millionen DM. Wer 
würde da noch arbeiten? Für den Betrag 
einer einzigen Jahresrente dieses Kalibers 
müßte ein Krupp-Arbeiter 132 Jahre 
schuften. 

"Junge, geh nach Hause und arbeite" 
Playboy Arndt weiß, woher seine Millionen 
kommen. In Essen sind 79.500 Arbeiter in 
den Krupp-Konzernbetrieben damit 
beschäftigt, sie ihm zu verdienen. Auf 
Lebenszeit, denn Arndt hat sich abgesi­
chert. Viele Kruppianer wissen, wie der 
Hase läuft. Aber dem Krupp-Erben ist es 
nicht einmal peinlich, von Angesicht zu 
Angesicht denen gegenüberzustehen, auf 
deren Kosten er sein Schmarotzerdasein 
führt. Wie einmal in Nizza, wo Urlauber 
von Krupp den millionenschweren Nichts­
tuer entdeckten. 
"Junge, geh nach Hause und arbeite, 
anstatt hier unser Geld zu vertrinken." Das 

haben sie ihm ins Gesicht gesagt. Sein 
Kommentar: "Diese dümmlichen Angriffe 
lassen mich kalt." Zynismus? Kaum. 
Arndt ist wie seine Vorfahren fest davon 
überzeugt, daß durchaus gerecht ist, wenn 
Zehntausende von Arbeitern für das süße 
Leben der Krupps sich plagen. 

"Grüßen Sie den Werkschutz" 
Essen, Altendorier Str. 1 00. Vor dem 
Krupp-Haupteingang warten Jugendliche 
mit Tonbandgeräten auf den Feierabend 
der Lehrwerkstatt. Sie stehen hier nicht 
zum ersten Mal, um Lehrlinge nach ihrer 
Berufsausbildung zu befragen. Sie planen 
eine Veröffentlichung über die Lehrlings­
ausbildung. Aber heute kommt kein einzi­
ger Lehrling durch das Tor. Lediglich am 
Fenster zeigt sich eine ältliche Konzern­
angestellte mit einem Fotoapparat. Blitz­
schnell schießt sie einige Bilder von den 
wartenden Interviewern. "Grüßen Sie den 
Werkschutz von uns.", rufen ihr die unfrei­
willigen Stars nach. 
Am nächsten Tag stellt sich heraus: die 
Krupp-Leitung hat von dem Vorhaben der 
Lehrlingsbefragung Wind bekommen. Ihre 
Reaktion: alle Lehrlinge der Lehrwerkstatt 
durften schon um 1 4.30 Uhr anstatt 1 6  Uhr 
heim. 
Die Krupp-Chefs haben berechtigte Angst, 
wenn ihre Berufsausbildung unter die Lupe 
genommen werden soll. Längst sind die 
Zeiten vorbei, wo man vdr gläubigen 
Zuhörern die Einführung des Krupp- � 

Um seine .,verschwiegene Tätig­
keit" in Milliardenprofite umzu­
münzen, setzte Gustav Krupp 
frühzeitig auf Hitler. 

1. Mai 1940: Die Nazipromi­
nenz zeichnet den Konzern als 
,,nationalsozialistischen Muster­
betrieb" aus. 

· 4.738.446 Mark läßt er vor 
1933 für die Kassen der Nazis 
springen. Eine Investition, die 
sich für die skrupellosen Herren 
des Essener Konzerns hundert­
fach bezahlt machte. Unmittel­
bar nach 1933 kann Krupp die 
Massenproduktion der schon 
vorher illegal entwickelten 
Rüstungsgüter aufnehmen. Als 
H(tler den zweiten Weltkrieg 
entfesselt, überschreitet der 
Krupp-Umsatz die Milliarden­
grenze. 

Vernichtung von Arbeitssklaven 
für Riesenprofite 

Das Ziel der Eroberungspolitik: 
Krupp übernimmt Betriebe in 
besetzten Gebieten der Sowjet-

Gustav Krupp wird Weh
,
rwirt­

schaftsführer H itlers und erhält 
das Recht, sich an den I ndu­
striezentren in den besetzten 
Staaten zu bereichern. Mehr 
noch: Der Krupp-Konzern als 
ein Eckpfeiler der totalen 
Kriegsführung darf hunderttau­
send Arbeitssklaven bis zur 
physischen Vernichtung ausbeu­
ten. Auf einen Toten mehr oder 
weniger kommt es nicht an, die 
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Von Rentnern, 
Lehrlingen und 

Hilfsarheitern 
Stufenplans als revolutionäre Tat feiern 
konnte . 

,.Ausbildung" zum Hilfsarbeiter 

Im Geschäftsbericht 1968 der Krupp 
GmbH kann man nachlesen: "Seit Beginn 
dieser Versuche (gemeint ist die Einfüh­
rung des Stufenplans, d.V.) legten 84 Be­
triebswerker, 36 Facharbeiter, 5 qualifi­
zierte Facharbeiter ihre Abschlußprüfung 
ab." 
Betriebswerker stellen die Stufe 1 dar; sie 
sind trotz dieser Bezeichnung nichts ande­
res als Hilfsarbeiter. Facharbeiter entspre­
chen nach der Krupp-Einteilung der Stu­
fe 2; sie sind Anlernlinge. Qualifizierte 
Facharbeiter werden als Stufe 3 bezeich­
net, das heißt, sie sind .Facharbeiter. 
Das dargestellte Ergebnis des Geschäfts­
berichts macht deutlich, daß im Krupp­
Konzern ein Jahr lang 84 junge Menschen 
aüf ihre Hilfsarbeitertätigkeit vorbereitet 
wurden und 36 junge Arbeiter zwei Jahre 
lang angelernt wurden. Nur 5 Lehrlinge 
wurden zu Facharbeitern ausgebildet. 
Wobei in diesem Geschäftsbericht von der 
Stufe 4 (qualifizierte Facharbeiter), für die 

sowieso nur 10 % aller eingestellten Lehr· 
linge vorgesehen sind, überhaupt nicht die 
Rede ist. 
Die Berufsausbildung richtet sich auch bei 
Krupp nach dem Bedarf des Konzerns, 
nicht nach dem Bedarf der Betroffenen, 
der jungen Arbeiter. Werden Dreher benö­
tigt , so stuft man Lehrlinge, die den Elek­
triker-Beruf erstreben, einfach bei der 
Eignungsanalyse als Dreher ein. Braucht 
Krupp mehr Hilfsarbeiter, wird die Stufe 1 
"vollgeprüft ". 
Wie das in der Praxis aussieht, berichteten 
Lehrlinge auf dem Krupp-Tribunal der 
SDAJ in Essen (elan Nr. 8/70): 
"Vor zwei Jahren bewarb ich mich bei der 
Firma Krupp um eine Lehrstelle als 
Maschinenschlosser. Ich wurde auch ange­
nommen. In Halle 9, wo die Grundausbil­
dung durchgeführt wird, mußte ich acht 
Monate lang feilen. Nach einem Jahr- also 
nach Ablauf der 1. Stufe - bekam ich 
dann einen Ausbildungsvertrag als Betriebs­
schlosser, obwohl ich ja mit dem Berufs­
wunsch Maschinenschlosser in die Lehr­
werkstatt gekommen war. Als ich meinen 
Meister darauf aufmerksam machte, daß 
ich doch Maschinenschlosser werden wollte 
und die dafdr abzulegende Prüfung mit der 
Note 2,7 bestanden habe, während das 
Minimum bei Note J lag, erhielt ich zur 
Antwort: Du bist nicht fähig, Maschinen­
schlosser zu werden. Wieso und warum 
erfuhr ich nicht - denn eine konkrete 
Begründung konnte mir der Meister nicht 
geben." 

Ein anderer Lehrling, der eine "Ausbil­
dung" als Maschinenschlosser erhielt, 
berichtete darüber: "Bei der Firma Krupp 
werden auch Maschinenschlosser ausgebil­
det. Dazu gehört das Erlernen u.a. von 
Drehen, Fräsen, Hobeln, Feilen, Bohren, 
Gewindeschneiden, Schweißen usw. Was 
aber passiert? Insgesamt 17 Monate lang, 
und zwar acht Monate in der Grundausbil­
dung und dann noch neun Monate in der 
Produktion dürfen die Maschinenschlosser­
lehrlinge feilen, feilen, feilen. Feilen wird 
in der Prüfung verlangt. 17 Monate feilen 
stehen aber in gar keinem Verhältnis zu 
den restlichen Übungen. Die andere Ausbil­
dung kommt damit meines Erachtens viel 
zu kurz." 

Wie man Hans-Jürgen feuern wollte 

Hans-Jürgen Kühn hat sich als Vorsitzender 
der Gesamtjugendvertretung bei Krupp 
und !GM-Vertrauensmann immer sl 
gemacht, wenn es um die Interessen 
Rechte der Lehrlinge und Jungarbe r 
ging. Er hat sich nicht gescheut, gegen die 
Ausbildungskatastrophe bei Krupp aufzu­
treten. 
"Das ist unser Mann. Der nimmt kein Blatt 
vor den Mund". So schätzen Krupp-Lehr­
�nge ihren gewählten Vertreter ein .. 
Doch am 14. Juli sollte für die Konzern­
leitung von Krupp dieser "Spuk" vorbei 
sein. An d iesem Tag erhielt Hans-Jürgen die 
fristlose Kündigung. Als Begründung 
führten die Krupp-Bosse in nicht ganz 

SS liefert bereitwillig neue 
Häftlinge. 1944 existieren 138 
firmeneigene Konzentrationsla­
ger für Zwangsarbeiter, Kriegs­
gefangene, KZ-Häftlinge. ln 
Essen werden gar polnische Kin­
der an die Werkbänke geprügelt. 
Im gleichen Jahr existieren in 
Europa 81 Krupp-Betriebe, die 
einen Jahresgewinn von 
110 Millionen RM abwerfen. 

ist wieder da. Noch verkündet 
Altried Krupp, daß er nie wie­
der Waffen herstellen wolle. 

Doch was davon zu halten ist, 
macht eine Auskunft der 
Krupp-Direktoren Silber und 
Gres 1968 deutlich: "Der Kon­
zern ist, was sicher nicht allge­
mein bekannt sein dürfte, auf 
dem Rüstungssektor in vielseiti­
ger Form tätig.• ' 

gen von 500 Millionen DM eine 
Jahresrente von zwei Millio­
nen DM durchbringen, die ihm 
79.498 "Kruppianer" erarbei­
ten müssen. 

Schiller, Strauß und Berthold Beitz 
(Vorsitzender der Krupp-Stiftung): 
Wieder fest im Rüstungsgeschäft. 
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Mit der Niederlage des Faschis­
mus und dem Ende des Terrors 
1945 schien auch der Krupp­
Konzern am Ende zu sein. 
Altried Krupp wird vom 
Nürnberger Kriegsverbrechertri­
bunal zu 12 Jahren Haft verur­
teilt, aber schon drei Jahre 
später - im Zuge der Wieder­
aufrüstungspolitik - entlassen. 
Die ursprünglich verfügte Be­
schlagnahmung seines Vermö­
gens wird aufgehoben. Krupp 

Der ,,großzügige Verzicht" des 
Playboys Arndt 

Die zwischenzeitliche Umwand­
lung des Familienunternehmens 
in eine Kapitalgesellschaft än­
derte nichts am Charakter des 
Unternehmens. Der letzte Erbe 
der Krupps, Arndt von Bohlen, 
"verzichtete

" 
auf das Unterneh­

men und darf dafür als Früh­
rentner neben seinem Vermö-

"Die pädagogi� Absicht in der Lehrlingsausbildung 
liegt darin, den Auszubildenden zu einem industrie­
konformen Arbeitsverhalten zu erziehen." 

Dipi.-Psychologe H.G. Greve, Leiter der Abteilung 
Berufsausbildung bei Krupp, 1969 

Zu dem "großzügigen Verzicht" 
des Arndt von Bohlen muß aber 
gesagt werden, daß die Essener 
Waffenschmiede 1967 - be­
dingt besonders durch die wirt­
schaftlichen Krisenerscheinun­
gen jener Zeit - vor dem Bank­
rott stand. Das Unternehmen 
und Arndts zwei Millionen 
jährlich wurden mit öffentli­
chen Mitteln gerettet. Der Bund 
blechte 300 Millionen DM und 
das Land NRW 150 Millionen. 

Doch das Rüstungsgeschäft 
blüht wie eh und je - Krupp 
hat seinen Platz an der Sonne 
längst wieder eingenommen. 
Mit der Produktion von Klein­
U-Booten, Torpedolaufrohren, 

Playboy Arndt: Zwei Millionen 
jährlich für's Nichtstun. 



perfektem Deutsch an: "Die Kündigung 
beruht auf schwerwiegende Verstöße gegen 
die Treuepflicht aus dem Arbeitsverhältnis, 
insbesondere auf Ihr Verhalten in der 
Öffentlichkeit in der letzten Zeit. Unter 
diesen Umständen ist uns eine weitere 
Zusammenarbeit mit Ihnen ab sofort nicht 
mehr möglich." 
Was die Krupp-Führung in Panik versetzt 
hat, war offensichtlich: Hans-Jürgen Kühn 
war auf dem Krupp-Tribunal der SDAJ 
aufgetreten. Aber: er trat dort weder als 
Krupp-Jugendvertreter auf, noch hat er 
speziell die Krupp-Stufenausbildung aufs 
Korn genommen. Vielmehr kritisierte er 
die Ausbildungsmißstände in der Bundes­
republik grundsätzlich und begrüßte, daß 
immer mehr Lehrlinge aktiv für ihre eige­
nen Interessen eintreten. 

Steckbrief gegen Jugendvertreter 

Doch ·das war den Krupp-Chefs schon 
-el. Was sie danach inszenierten, könnte 
• einem Krimi stammen. Als Hans-Jürgen 
an seinem ersten Arbeitstag nach dem 
Krupp-Tribunal am Werktor zum Arbeits­
antritt erscheint, wird er vom diensthaben­
den Werkschutzmann aufgehalten. Der 
Uniformierte greift zum Telefon und ruft 
die Werkschutzzentrale an. "Kühn ist 
hier," lautet seine knappe Mitteilung. Auf 
dem Schreibtisch des Wachhabenden liegt 
ein Steckbrief. Zwei Fotos sind darauf 
abgedruckt, beide Male Kühn. Einmal mit 
Bart, einmal ohne Bart. Dazu eine kurze 
Personenbeschreibung. 

Mit Blaulicht rast ein Werkschutz-Mann­
schaftswagen heran. Werkschutzmänner 
springen heraus und umringen den Jugend­
vertreter. Sie verlangen seinen Werksaus­
weis und ziehen ihn sofort ein. "Sie sind 
beurlaubt und dürfen das Werksgelände 
nicht mehr betreten. Alles weitere wird 
Ihnen schriftlich mitgeteilt." 
Alles weitere, das ist die fristlose Kündi­
gung. Hans-Jürgen bekommt sie am 
nächsten Tag mit Postzustellungsurkunde 
ausgehändigt. "Die Kündigungsgründe sind 
pauschaliert dargelegt. Was ist mit ,Verhal­
ten in der Öffentlichkeit' gemeint? Ich bin 
erstaunt, daß ich zu den Vorwürfen über­
haupt nicht gehört wurde. Die fristlose 
Entlassung ist ein Schlag gegen die Jugend­
vertretung. Sie ist ein Schlag gegen die 
Gewerkschaftsjugend und gegen die 
Gewerkschaftsorganisation überhaupt." 
Das ist Hans-Jürgen Kühns erste Reaktion 
zu dem Willkürakt der Krupp-Konzern­
leitung. 

Zur Wiedereinstellung gezwungen 

Die Konzernleitung ahnte wohl schon, daß 
die fristlose Kündigung nicht so glatt über 
die Bühne gehen würde. Im Kündigungs­
schreiben baute sie vorsichtshalber die 
Klausel ein, daß die fristlose Kündigung 
notfalls in eine fristgerechte umgewandelt 
werde. 
Doch die Konzernleitung hatte die Rech­
nung dennoch ohne die Kollegen Kühns 
gemacht. Der Betriebsrat, der bei der 
Kündigung einfach übergangen worden 

war, erreichte, daß die Steckbriefe sofort 
zurückgezogen wurden. Der GesamtJ 
betriebsrat von Krupp und der Ortsjugend­
ausschuß der IG Metall kamen überein, die 
sofortige Wiedereinstellung Kühns durch­
zusetzen, ansonsten wollten sie zu Aktio­
nen aufrufen. Das Zentrum kritischer Aus­
zubildender der Gewerkschaftsjugend und 
die SDAJ erklärten ebenfalls sofort unein­
geschränkte Solidarität mit dem gekündig­
ten Jugendvertreter. Und in der Schmiede­
Gießerei sammelten die Arbeiter Unter­
schriften für Hans-Jürgen. 
Angesichts dieser Solidaritätswelle mußte 
die Konzernleitung einen . Rückzieher 
machen. Hans-Jürgen erhielt ein Schreiben, 
mit dem die fristlose Kündigung aufgeho­
ben wurde. Um ihre Pleite zu vertuschen, 
ließen sich die Chefs von Kühn bestätigen, 
was ohnehin jeder wußte: daß Kühn auf 
dem Krupp-Tribunal nicht über den Kon­
zern gesprochen habe. Hans-Jürgen kann 
nun seiner Funktion, in die ihn seine Kolle­
gen gewählt haben, wieder nachkommen. 
Krupp mußte einsehen: Willkürakte der 
Firmenleitung werden von den Betroffenen 
nicht mehr so einfach hingenommen wie 
noch vor Jahresfrist. 
Damals waren drei Religionslehrer an der 
Krupp-Werksberufsschule; Otto Seeber, 
Bruno Peters und Rolf Freitag, als "uner­
wünscht" bezeichnet und von der Schule 
entfernt worden. Das "Verbrechen" der 
Lehrer: sie hatten sich mit Lehrlingen und 
Berufsschülern solidarisiert, die Kritik an 
der Schule geübt hatten. . . • 

Panzern, Radarantennen, Tor­
pedofangbooten und Flugzeu­
gen für die Bundeswehr wurden 
die roten Zahlen überwunden. 
Auch jetzt, wo kein Krupp 
mehr an der Spitze des Kon­
zerns steht, mischt die Essener 
Waffenschmiede kräftig in der 
Politik mit. Krupp-Direktor 
Stoltenberg (CDU) vertrat die 
Interessen des Konzerns bis 
1969 als Bundesminister in 
Bonn. Seit er in der Opposition 
sitzt, hat die Krupp GmbH nun 
gleich mehrere Eisen im Feuer: 

Auch heue beutet Krupp 
Zwangsarbeiter aus! 

Genau wie im Wilhelminischen 
Kaiserreich, in der Weimarer 
Republik und im 3. Reich - so 
machen die Mächtigen an der 
Essener Altendorfer Straße 
auch heute Politik - Politik im 
Konzerninteresse. 
Die Ausbeutung hat sich in den 
vergangenen Jahren im Kon­
zernbereich enorm verschärft. 
Schafften 1968 genal.i 87.079 
Krupp-Arbeiter einen Gesamt­
umsatz (ohne Kohlebereich) 
VQn 5,4 1 Milliarden DM, so 
wurde 1969 mit nur noch 
79.498 Arbeitern ein Umsatz 
von 6,43 Milliarden DM erzielt. 
Auch die Ausbeutung von 
Zwangsarbeitern gehört nicht 
der Vergangenheit an. ln der 
portugiesi$Chen Kolonie Angola 
macht Krupp durch die Ausbeu­
tung von farbigen Zwangsarbei­
tern im Erzbergbau Profite. 
Hemmungslose Profitgier, die 
über Leichen geht - das ist das 
Antlitz der Essener Waffen­
schmiede seit ihrer Gründung. 
(Aus der Anklageschrift des 
Krupp-Tribunals der SDAJ, 
Essen, 3. Juli 1970) 

Prof. Dr. Leussink, Aufsichts­
rc;tsmitglied, als Minister für 
Wissenschaft und Forschung; 

, Pr.of. Dr. Sohn, Vorstandsmit­
glied der Krupp-Stiftung, als 
Staatssekretär im Entwicklungs­
hilfeministerium; Dedo von 
Schenck, ebenfalls Vorstands­
mitglied der Stiftung, als Vor­
tragender Legationsrat 1. Klasse 
im Auswärtigen Amt. Und 
Krupp-Manager Berthold Beitz, 
jetzt Vorsitzender der Stiftung, 
spekuliert darauf, bei der mög­
lichen Aufnahme diplomati­
scher Beziehungen mit Polen 
Botschafter in Warschau zu 
werden. 
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Tarifpolitik für die 
J ugend 
Neue Tarif-Erfolge d e r  Gewerkschaften 
für d ie  J u gend 

Nach d e r  IG Chemie-Jugend legte 
nun auch die Jugend der ÖTV 
(Gewerkschaft Öffentliche Dienste, 
Transport und Verkehr) den Ent­
wurf eines jugendtarifpol itischen 
Programms vor. Folgende Forde­
rungen werden u. a. im Entwurf 
erhoben : 1 .  ln dem Tarifvertrag 
für die Rechtsverhältnisse der 
Auszubildenden im öffentlichen 
Dienst darf es zwischen angehen­
den Angestellten u nd Handwer­
kern bzw. Facharbeitern keine 
prinzipiellen Unterschiede geben. 
2. M indestalter von Anlernlingen 
bei 18 J ahren (BBG � 28). 
3. Die Ausbi ldungsvergütung ist 
prozentual zu staffeln.  Als Be­
zugsgröße gi lt  ein M ittel von Bun­
desangestelltentarifgruppe VI I ,  
Anfangsgrundvergütung und dem 
Ecklohn :  
1 .  Ausbildungsjahr 40 %, 
2. Ausbildungsjahr 60 %, 
3. Ausbildungsjahr 70 %, 
4. Ausbildungsjahr 80 %. 
4. Jährlicher Bi ldungsurlaub von 
15 Arbeitstagen. 
5. Obernahme der Kosten für 
Lernmittel, z. B. für Fachl iteratur, 
d u rch den öffentlichen Arbeit-
geber. 

· 
6. Abschaffung von Prüfungsge­
bühren. 
7. Zur Vorbereitung auf die Prü­
fung 14 Tage Dienstbefreiung vor 
der Prüfung. 
8. Bekanntgabe der Prüfungs­
fächer 14 Tage vor der Prüfung. 
9. Bekanntgabe der Noten vor der 
mündl ichen Prüfung. 

1 4  

1 0. Einsicht in  d i e  Prüfungsakten. 
1 1 .  Ausbildungs-, Fortbildungs­
und Umschulungskosten müssen 
vom Arbeitgeber übernommen 
werden. 
1 2. Für Auszubi ldende, Anlern­
l inge, Praktikanten und Volon­
täre ist ein Tarifvertrag für ver­
mögenswirksame Leistungen ab­
zusch l ießen. 
1 3. Kündigungsschutz für Jugend­
vertreter. 
Aus anderen Bereichen werden 
Erfolge des gewerkschaftlichen 
Kampfes gemeldet: Für das West­
berliner Metallhandwerk verein­
barte die IG Metall einen Tarifver­
trag für Auszubildende. Die Aus­
bild ungsbeihi lfen erhöhten sich in  
al len Lehrjahren. Die Gewerk­
schaft Holz und Kunststoff verein­
barte für gewerbliche, kaufmän­
n ische und technische Auszubil­
dende im nordrhein-westfälischen 
Tischler-Handwerk einen Tarifver­
trag über Ausbildungsvergütun­
gen. 
Auf einer Funktionärskonferenz 
der IG Metal l  in Velbert wurde die 
Forderung nach dem Prozenttarif 
für Lehrl inge erhoben: 30 % des 
Verdienstes eines 1 8jährigen 
Facharbeiters im1 . Lehrjahr, 60 % 
im zweiten, 90 %  im dritten. 
Die Gesellenausschüsse der Elek­
troinnung Sielefeld und Herlord 
kritisierten die Weigerung des 
Landesinnungsverbandes, Tarif­
verträge für Lehrl i nge abzuschlie-
ßen. Wolfgang Bateis 

Fragen, Fragen 
und · immer dieselben 
Antworten 
Zahlen beweisen die katastrophale Lage 
in der Berufsausbi ldung 

"Der Lehrfing ist nicht, wie es frü­
her einmal gewesen sein mag, 
eine bil l ige Arbeitskraft. Die Zei­
ten sind vorüber." Und "Wir weh­
ren uns entsch ieden dagegen, 
daß man unser Ausbildu ngs­
system als antiqu iert und überholt 
abtut. So schlecht ist es nicht." So 
oder ähnl ich versuchen die Ver­
antwortlichen Kritik am Zustand 
der Berufsausbildung abzutun, wie 
kürzlich der Präsident des Zen­
tralverbandes des Deutschen 
Handwerks, Joseph Wild. 
Doch täglich werden neue Zahlen 
bekannt, die die Versch leierungs­
versuche der Wild und Freunde 
einfach ad absurdum führen. 
So befragte die IG Metall im Kreis 
Konstanz i nsgesamt 902 Lehr­
l inge, das sind 28,6 % der Lehr­
l inge des Kreises. Davon gaben 
88 % an, daß sie ausbi ldungs­
fremde Arbeiten verrichten müs­
sen. Dazu gehören Autowaschen, 
Unkrautjäten, Wäscheaufhängen, 
Dienstleistungen für den Chef 
usw. Und am Rande kam ans 
Licht: 1 5,9 % beklagten, daß sie 
zu r Strafe geprügelt worden 
seien. Zu einem ähnl ichen Ergeb­
nis kam die Gewerkschaft Nah­
rung, Genuß, Gaststätten im Ham­
burger Raum. Dort wurden 78 °/o 
der Befragten mit ausbildungs­
fremden Arbeiten beschäftigt. 
Eine Bochumer Umfrage veröffent­
licht in dem IG Bergbau-Organ 
" Einheit", kam zu dem Ergebnis, 
daß neun von zehn Lehrlingen 
berufsfremde Arbeiten verrichten 
müssen. 1 0 %  der Lehrlinge ver­
traten die Aufassung, daß min­
destens die Hälfte ihrer Lehrzeit 
nicht für ihre eigentliche Berufs­
ausbildung verwendet wird. 
So ist es dtmn nicht verwunder­
l ich, wenn die für diese M isere 
Verantwortlichen versuchen, sol­
che Befragungen zu verhindern, 
u nd zu boykottieren. So entfach­
ten in Forch heim bei Nürnberg 
die Kreishandwerkerschaft und 
die Industrie- und Handelskammer 
eine Treibjagd gegen zwer j unge 
Geistliche, d ie skandalöse Metho­
den in der Lehrlingsausbildung 
ans Tagesl icht gebracht hatten. 
Vom Stadtrat erhielten die beiden 
sogar eine öffentliche Rüge. Man 
machte ihnen den Vorwurf, sich i n  
Fragen eingemischt z u  haben, die 
sie nichts angehen. Sie hätten im 
Unterricht nur Fragen zu stellen, 
die den Glauben betreffen. 
I m  letzten Jahr wurde in Husum 
eine Lehrlingsbefragung vom 
schleswig-holsteinischen Kultus­
ministerium verboten. Jetzt wil l  
die SMV des Landes 80 000 

Fragebögen an den Berufsschu­
len verteilen. Wenn das Verbot in  
d iesem Jahr vermieden wird, 
zeigt sich darin d ie Stärke der 
Lehrlingsbewegung. 
Auch in Hessen versuchten die 
Unternehmer kürzlich, eine Frage­
bogenaktion der hessischen Ge­
werkschaftsjugend zu verhindern. 
Bei der gegenwärtig laufenden 
Aktion sol len ca. 70 000 ·­
bogen an den Berufsschule s-
gefül lt  werden. Die Vereinigung 
der hessischen Arbeitgeberver­
bände schrieb an den DGB: "Soll­
ten die Fragebogen weiter an Be­
rufsschüler ausgegeben werden, 
so werden wir h iergegen mit allen 
uns zur Verfügung stehenden M it­
teln vorgehen." 
Ober eine Fragebogenaktion 
im Frankfu rter Raum berich­
tete der IG - Metal l - Sekretär 
Walter Lachenmeyer dem West­
berliner " Gewerkschafts-Spiegel " :  
"Mit  unserer örtlichen Frage­
bogenaktion haben wir insofern 
Schwierigkeiten, wei l  von Berufs­
schulen verweigert wird, unsere 
Fragebogen offiziell in  den Klas­
sen auszugeben. Man hat Angst, 
wei l  wir den Namen des jeweili­
gen Betriebes von den Schülern 
genannt haben wollen. Das Argu­
ment der Schul leitungen ist, man 
müsse die Neutral ität wahren." 
Und:  " Eine große Kfz.-we;lt 
beschäftigt z. B. 500 Per ,, 
d avon sind etwa 250 Lehr . 
Der gesamte Dienstleistungsbe­
trieb wird von den Lehrlingen be­
wältigt, d ie damit als bi l lige Ar­
beitskräfte ausgenutzt werden. 
Das geschieht übrigens auch i n  
Parkhochhäusern, denen meist 
eine Tankstelle mit Wagenpflege­
d ienst angeschlossen ist. Die 
Pflegedienste werden ausschließ­
l ich von Lehrlingen durchgeführt, 
die oft ein Jah r lang nichts ande­
res machen als Wagen waschen. 
Wenn in solchen Betrieben Ju­
gendversammfungen durchgeführt 
werden sollen, dann g i bt es 
Schwierigkeiten, weil der ge­
samte Wagenpflegedienst einge­
stellt werden muß." 
Aber n icht nur Verstöße gegen 
das Berufsbi ldungsgesetz sind an 
der Tagesordnung. Auch gegen 
das Jugendarbeitsschutzgesetz 
wird ständig verstoßen. Bei Be­
triebsüberprüfungen im Jahre 1 969 
sind in  Baden-Württemberg 5900 
Verstöße gegen dieses Gesetz be­
kanntgeworden. Die Dunkelziffer 
ist nicht bekannt. Bestraft wurdtm 
n u r  18 Verstöße. Die Jugend der 
JG Druck und Papier demon­
strierte mit einem Informations-



stand und Flugblättern in Stuttgart 
gegen diese skandalösen Vor­
kommnisse. 

ln einer Antwort auf eine kleine 
Anfrage im Bundestag muBt13 Ar­
beitsm inister Arendt zugeben, daß 
im Jahre 1 967 46 389 Verstöße ge­
gen das Jugendarbeitsschutzge­
setz festgestel lt worden sind. 
1 968 waren es bereits 50 898 Ver­
stöße. Das Ergebnis solcher Ver­
stöße: Im Ausbildungsbereich 
der Kreishandwerkerschaft Saar­
brücken z. B. fielen 23,4 Ofo aller 
Prüflinge du rch, also fast jeder 
vierte. 

Auch d ie Ausbi ldung in der Be­
rufsschule ist katastrophal, wie 
Zahlen aus dem Bereich der I n­
dustrie- und Handelskammer 
( IHK) Offenbach beweisen. Bei 

einem Rechen- und Deutschtest 
mit 1 1 50 Lehrlingen erreichten 
60 % der Geprüften nur Noten 
zwischen 4,5 und 6. Die Zahl der­
jenigen, die eine Eins erreichten, 
läßt sich nur in pro Mille aus­
drücken. Und noch eine Zahl :  Von 
den 1 6,3 Mi l l ionen ., männlichen 
Erwerbspersonen" - wie sie die 
Statistik nennt - in der Bundes­
republik haben nach Beendigung 
der allgemeinbi ldenden Schulen 
4,8 Mi l l ionen, das sind 30 %, 
keine Berufsausbildung erhalten. 
Und jene, die einen Beruf erlern­
ten? ln 80 von 1 40 untersuchten 
Lehr- und Anlernberufen sind, so 
wurde festgestellt, weniger als 
die Hälfte der Beschäftigten mit 
abgeschlossener Berufsausbil­
dung noch in dem erlernten Be­
ruf tätig. Wolfgang Barteis 

Jugendvertreter­
Wahlen 
l n  jedem geeig neten Betrieb 
muß gewählt werden 

Die Amtszeit der Betriebsjugend­
vertretungen läuft aus. Vom 
Herbst 1 970 b is  Frühjahr 1 971 
können nach dem Betriebsver­
fassung sgesetz Jugendvertreter 
in allen Betrieben gewählt wer­
den, d ie m in destens fünf Jugend-

liehe beschäftigen und in denen 
ein Betriebsrat existiert. 
Die spezifischen Probleme der 
Jugendvertretertätigkeit sind un­
verändert: Sie liegen im fehlen­
den Kündigungsschutz für Ju­
gendvertreter, und das bedeutet, 

... 

Goldene Worte 
O berster Vertreter des Handwerks propagiert 
Verstoß gegen Berufsbi ldungsgesetz 

Das Handwerk hat goldenen Bo­
den, he!ßt es so sin nig bei man­
cher Gelegenheit. Doch manch­
mal verlieren seine Repräsen­
tanten auch goldene Worte. So 
zum Beispiel der Präsident des 
Zentralverbandes des Deut­
schen Handwerks, Joseph Wild. 
Wir bringen hier einige der Be­
merkungen zur Lehrlingsausbil­
dung im Handwerk, die er in 
einem Gespräch mit dem .,Spie­
gel" (Ausgabe vom 3. 8. 1970) 
äußerte. 
Wenn selbst der oberste Ver­
treter des Handwerks öffentlich 
Verstöße gegen das Berufsbil­
d ungsgesetz propagiert, wer 
wundert sich dann noch darüber, 
daß dem auch die gängige 
Pnxis entspricht. 
.. Wenn da und dort sporadisch 
eine kleine Unruhe entsteht, 
dann kommt die selten von den 
Lehrlingen selbst, die Unruhen 
werden organisiert." 
., Insgesamt gesehen ist der 
Lehrling heute eine Belastung 
für den Betrieb und n icht, wie 
es früher einmal gewesen sein 
mag, eine bil l ige Arbeitskraft. 
Die Zeiten sind wirklich vor­
über." 
.. Erstens sind Lehrlinge keine 
Hilfsarbeiter, zweitens lernt der 
Lehrling tatsächlich einen Beruf. 
Wenn er das nicht erlaßt, dann 
ist das sein subjektives Empfin­
den. Drittens, wenn sie einen 
unzufriedenen Lehrling auf eine 
Mittelschule oder ein Gymna­
sium schicken würden, dann 
wäre er wahrscheinl ich noch un­
zufriedener, dann würde er viel­
leicht noch mehr überfordert. 
Ich bin überzeugt, daß viele froh 
und glücklich sind, daß sie end­
l ich praktische Arbeit leisten 
können." 
.. Wir wollen kein akademisches 
Proletariat, wir brauchen in un­
serer Wirtschaft mehr Leute, die 
ihre Fähigkeit mehr in den Hän­
den haben." 
.. Wenn einer · mit 14 Jahren i n  
d ie Lehre kommt, dann ist e r  
noch e i n  halbes Kind. Dann 
kann man den Lehrling - jetzt 
kommt der Erziehungsgesichts­
punkt - nicht wie einen Herren 
behandeln und sagen : So, mein 
l ieber Herr Lehrling, Du darfst 
nur die und jene Arbeit machen. 

Da fallen eine ganze Reihe von 
Hilfsarbeiten an, der Boden muß 
gefegt werden, das Werkzeug 
muß weggeräumt werden, soll 
der Herr Lehrling das nicht auch 
machen?" 
Auf die Frage, ob Lehrverträge 
ein Arbeitsverhältnis oder ein 
Erziehungsverhältnis begrün­
den : .. Wir haben immer gesagt: 
Erziehungsverhältnis mit ar­
beitsrechtlichem Einschlag. • 
Auf die Frage, nach welchen Kri­
terien der Lehrling erzogen wer­
den sol l :  .. Zur Arbeitsamkeit, 
zum Fleiß, zur Tüchtigkeit, zur 
Ehrl ichkeit, zur Disziplin, zum 
al lgemeinen Verhalten nach bür­
gerlichen Tugenden. Ich glaube, 
damit ist es umschrieben." 
Auf die Frage, ob Erziehung zur 
Arbeitsamkelt heißt, Putzlappen 
verteilen, Mül leimer rausstellen, 
Bier holen und ob damit nicht 
dem Mißbrauch Tür und Tor ge­
öffnet wird : . Es kommt da auf 
den Umfang an ; wenn der Lehr­
l ing jeden Tag eine Flasche Bier 
für den Gesellen holt, in  der 
Regel nicht." 

Auf die Frage, was die Hand­
werkskammern den Lehrherren 
empfehlen, wenn mehr Bier ge­
braucht wird :  .. Dann sollten die 
Handwerkskammern den Mei­
stern sagen : Ihr müßt nicht im­
mer denselben rausschicken, 
das müßt ihr unter euch i rgend­
wie abwechseln lassen.  Wie sol­
len die Leute sonst zu ihrem 
Bier kommen, frage ich Sie 
jetzt?" 
. .  Wenn man Lehrlingen sagt, 
daß sie vielleicht d reimal den 
Beruf wechseln müssen, dann 
lernen sie nicht einmal den er­
sten Beruf richtig." 
.,Sie werden staunen : Mit einer 
geradezu unheimlichen Sicher- . 
heit wissen entweder die Eitern 
oder die Jungen, was zukunfts­
trächtig ist und was nicht. Sie 
suchen sich die Lehrplätze schon 
heraus - den Beruf, der zu­
kunftsträchtig ist, und den Be­
trieb, in dem sie , was lernen 
können." 
.. Wir wehren uns entschieden 
dagegen, daß man unser Aus­
bildungssystem als antiquiert 
und überholt abtut. So schlecht 
Ist es nicht." 

Mitten ln der Innenstadt von Ludwlgehafen machte die Sc:hOier· 
mltverwaltung der Gewerbeec:hule I mit einem Informationsstand 
auf die Mlngel ln der BerufNuablldung aufmerkum. Neben Flu8-
bllttem und einer eigenen Zeitung hielten die SchOlar auch du 
Jugendarbeltssc:hutzgeeetz und du Berufsblldungagnetz bereit, 
um bel den lebhaften Diskussionen Mndfeate Beweise 1n den Hin· 
den zu haben. Die Reeonanz bel der Bev61kerung war eo poeiiiY, 
da8 die SMV sich ln weiteren Aktionen fOr eine Verbesserung der 
Berufsausbildung einsetzen will. 
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daß Firmen mißliebige (sprich 
aktive) Jugendvertreter unter fa­
denscheinigen GrÜnden entlassen 
können; es gibt keine konkret 
formul ierten Mitbestimmungs­
rechte oder auch nur Mitsprache­
rechte bei Entscheidungen im Be­
trieb; in der Praxis wird d ie Tä­
tigkeit der Jugendvertreter oft­
mals durch Schichtarbeit und 
Einsatz in abgelegenen Betriebs­
teilen erschwert. 
Trotzdem gibt es hervorragende 
Beispiele, wie eine aktive Jugend­
vertretung durch Mobilisierung 
der jungen Kollegen größeren 
Spielraum erkämpfen kann. Bei 
den Hoesch-Hüttenwerken in 
Dortmund hat die Jugendvertre­
tung den Kampf gegen konkrete 
Ausbildungsmißständ e  verbunden 
mit dem Kampf um e i ne Betriebs­
vereinbarung, die folgende Punk­
te beinhaltet. 
1 .  Rechtzeitige Information der 
Jugendvertretung über Einstellun­
gen und Versetzungen außerhalb 
des Umsetzungsplans. 
2. Wirksamer Kündigungsschutz 
für Jugendvertreter. 

3. Alle Jugendvertreter werden 
nur in Frühschicht beschäftigt. 
Natürlich ist diese Betriebsverein­
barung, die inzwischen abge­
schlossen wurde, nur als ein er­
ster Schritt in Richtung Mitbe­
stimmung zu verstehen. Aber sie 
sollte Schule machen, denn die 
Verabschiedung eines fortschritt­
! Iehen Betriebsverfassungsgeset­
zes ist auch durch den derzeitigen 
Bundestag nicht gesichert. Durch 
solche Vereinbarungen werden 
die Ausganspo·sitionen günstiger 
für den Kampf um ein effektives 
M itbestimmungsrecht in a�len 
Fragen, die jugendliche Arbeiter 
betreffen. Und diese betriebsbe­
zogenen Auseinandersetzungen 
entwickeln letztl ich auch d ie 
Selbsttätigkeit der Lehrlinge und 
Jungarbeiter weiter. Als Ziel für 
die bevorstehenden Jugendver­
treterwahlen muß stehen :  ln je­
dem Betrieb, in dem die Voraus­
setzungen nach dem Betriebsver­
fassungsgesetz · gegeben sind, 
müssen Jugendvertreter gewählt 
werden, die einer DGB-Gewerk­
schaft angehören. 

Hans-Jörg Hennecke 

feier abziehen. DQcll es. kam an­
ders. Die Lehrlinge spraChen siCh 
selbst frei. Von Lehrling�IJSbeu· 
tung und eine� rniserablefl Berufs­
edlule. Schon bei der Begr0• 
Bungerede dee Kammerpräsiden­
ten Giebel kam es zu lauten MIB­
fallensäuBerungen. Als dann vier 
Polizisten in Uniform den Saal 
betraten ,  hörte man nur noCh 
"Bullen rav.sl  Bullen raus!" Der I--­
Staatssekretär Sdlmldt vom hes­
sisdlen Sozialministerium flehte 
Ins Mikrofon : "Wollen Sie denn 
Ihre 

. 
eigene �eranstaltung .stö­

ren?" DoCh d i e  Lehrlinge maCh­
ten mit Ihren Protesten · Ihre eige­
ne Verans�ltiJng. 
Als an die 1 7  Besten Preise ver­
Uehen werden sc>llten, trat ausge­
reChnet eine der Prelsträgerlnnen, 
eine junge Sdlrlftsetzerln, ans 
M ikr�e,n und klagte Lehrlings­
ausbeutung und BerufssChulmi­
sere an. Sie selbst hatte · Ihre 
Lehrstelle weChseln müssen, weil 
sie siCh geweigert hatte, Fenster 
tu putzen. Die ehemaligen Lehr­
linge forderten eine auf die zu­

' kt,mft g eriChtete Ausbildung und 
lehnten das Berufsblldungagesetz 
ab. 

Skrupel lose 
Ausbeutung 
Wie ein bu ndeseigener 
Betrieb das Jugend­
arbeitssch utzgesetz mit  
Füßen tritt A 

•-------------------------..-1 AuCh i n  Ingotstadt endete eine 

Die Herren der Saar-Gummiw:re; 
in Büschfeld - 1500 Beschäftigte, 
davon 120 Jugend l iche unter 18 
Jahren - kümmern sich nicht um 
die Bestimmungen des Jugend­
arbeitsschutzgesetzes. Jugend­
liche, viele von ihnen unter 16 
Jahren, werden am Fließband in 
Prämienarbeit beschäftigt. Andere 
arbeiten an schweren Heiz­
kesseln,  in denen 165 Grad Hitze 
herrscht. Selbst Jugendliche un­
ter 16 Jahren müssen Überstun­
den leisten . 

: nformationen �ktionen 
Lehrllnga .. Folter 
L iJ d w I g � h a f! e  n, . Als der 15-
Jihrlge Eberherd JO$\ in der Lehr­
werkstatt bei , :der BASF zweimal 
das F�nster öffnete, wurde er vom 
' · usbili:l�r Wagner ge'Schlagen und 
·getreten. W�il Jost mehrfach sei­
nen Arbeitspl$tz verlieB, um Ar­

eitserRutldigung�n · einzuholen, 
fesselte . . Wagner ihn von 10 bis 
16 Uhr an die Werkbank und ließ 
Ihn nur zur .. M ittagspause frei. An­
öete •. Ausbilder sahen zu, ohne 
e inzuedlreiten. Das berichtet die 
GeweMCtiafts�eitung "Solidari­
tät' \  Jugeridvert(etung, SpreCher­
kreis der gewerblichen Lehrlinge 
und dEJt Betriebsrat wandten sich 
g�� diese mittelalterliChen Er· 

lehyn�smethoden. 

: Ja zum 
. dingsstreikrecht 

Deshalb ist der DGB der Mai nun�#, 
daS der Grundsatz gelten muß: 
Erstreikbar ist, was tarifvertraglich 
vereinbart werden kann. 

Denkmafs .. EnthWiung 
W u  p p e r t a l : I m  Blaumann und 
Kittel marschierten Elberlelder 
Lehrlinge d u rCh die Geschäfts­
straßen ihrer Stadt.. Mit den Be­
sen, die sie vor sJCti her schoben, 
wirbelten sie den Staub aUf, der 
seit UrgroßvAters Zeiten aUf der 
Lehrlingsausbildung . lastet. Mit 
den Rufen nBIIduog statt FeganM 
und "Wlr lassen uns nicht länger 
trimmen - Jugendvertreter wol­
len mitbestimmen� enthüllten sie 
zum AbedlluB ih.rer: Demonst.ratl­
on ein Denkmal: den " Muster· 
Lehrling", beW,affnet mit einem 
Besen. und einer Elnkaufsteedle 
voller Blerflal!pheri. 

Ö,U s. s e I d o r f. Bel richtiger 
�ust�ung des

. 
Berutsbildungs- Der "Gok:lene Besen .. 

. e�tzes (BBG) muß d i e  Frage, K i e 1 : Einen ·;Goldfnen Besen" Lehrlinge für die Durch- haben �rund 3QO Lehrlinge in Kiel 'ng ihrer Rechte streiken dür• . der lndcystrle- u
.
nd ·Handelskam-ejaht werden. Zu diesem Er- rli h · 0 · 

st atl is kam. . •  jetzt der DG
.
B •. der d ie. mer ve · 8 8f1/ emon · r v wur­

de. der J13esen als . .,Symbol der Frage des LehrlingsstreikreChts Aua�utu� det lehrlinge• ln den hatte pffifen lassen. Wie der DGB- . Ra{le'n vor .. 'dem IHK-Gebiude ge­�udst Dr: Gester erläuterte, kann • rammt. .Zuvor demonstrierten die d i e  Frage nur . lauten, ob gewerk- L.ehtllnge .durCh die Stadt. f(:haftlieh organisierte Lehrlinge 
an einem gewerkschaftlieh organr... ro� · .  · . · 1 " eh sletten Streik teilnfhmen d ürfen; ...... spre .. ung 
der au(:h der Regeh.lng von. Aus- O H e  n. b a c h f  I n  g o I s t a d t :  
bildurigsvergütungen gilt. ; Oif l.ridUstrle" und Handelskamm-
Der § 10

.
des BBG stellt fest. d�i$ • .  fl'ler (IHK) besteflte 1600 Lehrlinge 

Al18bildungsvergütungen tarlfver· · ln ;d ie Stadthalle. Sie wollte 
J.ich geregelt werden können, ' . eine erhebende Frelwredlungs-
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Freil!pre<:hungsfeier für 1100 Jun­
gen und MädChen mit Protestru· 
fen, Pfiffen und harten Auseinan­
dersetzungen. Als ein bestelltet 
Oanksager - �Wir sind mit Kön-

. nen und Wlssen ausgestattet, um 
das Leben zu meistern� - den 
Lehrharren für die " Lehrjahre" 
auch noCh danken sollte, stürmte 
unter dem Belfall der 1 100 einer 
der Ehemaligen aufs Podium und 
rief: "Es geht niCht an, der Ju­
getld Hoffnungen auf die Zukunft 
zu maChen, wenn der Gesellen· 
brlef vielleiCht edlon naCh drei 
Jahren wieder weggeworfen wer­
den · kann und d e r  Beruf geweCh­
selt werden muß." 

Zweimal Unterricht 
F r a n k f u r t :  Der größte Tell 
der gewerbliChen Lehrlinge .bei 
der Stadt bekommt künftig einen 
zwetten .,theoretischen Tag" in 
der Woche in Verbindung mit dein 
Bund für Volksbildung - d ie. B•• 
rufsschulen sind wegen de$ 1-eh­
rermangels nicht i n  der L&ge, der,� 
zusätzlichen UnterriCht �u ertfi­
len. Das ist das Ergebnis eines 
Abkommens zwi$Chen dem Per­
sonalamt der Stadt, dem DGB· 
Kreisvorstand und dem Butld f!lt 
Volksbildung. Der zweite. · t:ag 
wird schon seit anderthalb Jahren 
von der Jugendvertretung g•tor­
d ert. Mit Hilfe eines Streiks" I n den 
Ausblldungswerkstä,tten konnte er 
jetzt durchgesetzt W!ilrdeQ. 

Berufsschüler· 
Sitzstreik 
S t u  t. t g a J t : Di� . Werller-Sie­
mens-Berufssdlule 

.. . 
in ... stuttgart 

platzt aus allen Nähten. 70 Klas· 
sen. sltld in .,AuBenljtellen" unter­
gebracht. Der Wanderbetrieb und 
der Mangel an t.ehrkräften wir· 
k siCh auf die Leistungfn der 

Ein Lehrling berichtet: . .  Ich ar­
beitete eine normale Arbeitszeit, 
um dann u m  20 Uhr wieder an­
zufangen. ln d iesem Falle arbei­
tete ich bis 23 Uhr. Am anderen 
Morgen begann meine Arbeits­
zeit wie üblich . "  Die Jugendlichen 
stehen siebendreiviertel Stunden 
am Fl ießband. Die Saar-Gummi­
werke - eine Tochter der landes­
und bundeseigenen Saarbergwer­
ke AG - gewährt in dieser ·· 
nur 15 Minuten Pause. Das , 
gendarbeitsschutzgesetz schreibt 
mindestens eine Stunde vor. Ju­
gendl iche, die M ittagschicht ver­
fahren ,arbeiten bis 21.45 Uhr, ob­
wohl nur eine Arbeitszeit bis 20 
Uhr zulässig ist. 
Die IG Chemie hatte sich schon 
meh rfach um diesen Betrieb ge­
kümmert. Doch mehrmals mußte 
sie feststellen, daß nichts ge­
sch ieht, d ie Mißstände abzuän­
dern. Ganz im Gegenteil. Im April 
beantragte die Firma beim zu­
ständ igen Gewerbeaufsichtsamt 
eine Geneh migung für die Fließ­
bandarbeit für Jugendl iche, ob­
wohl das generell nicht möglich 
ist. 
Ende Juni wandte sich · d ie Ge­
werkschaft d i rekt an das Gewer­
beaufsichtsamt Doch erst als die 
IG Chemie Maßnahmen gegen 
die Saar-Gummiwerke ankün­
digte, kam es zu einer Betriebs­
besichtigung. Die Gewerkschaft 
fordert, daß die Mißstände sofort 
beseitigt werden und daß strikte 
Einhaltung der Bestimmungen 
des Jugendarbeitsschutzgesetzes 
wie auch des Berufsbildungsge­
setzes garantiert wird. 

Werner Winter 



E s fing an mit einer 
Fünf-Zeilen-Anzeige in der 
Presse:  "Wir suchen 

Damen für Protestmarsch gegen 
Midi und Maxi! " Sechs Tage 
später - nachdem auch die 
Dortmunder Lokalpresse ge­
trommelt hatte - kamen über 
20.000 junge Leute aus dem 
ganzen Ruhrgebiet in Dort­
mund zusammen, um zu 
demonstrieren "Haut den 
Mode-Diktatoren ihre Maxis um 
die Ohren! " 
Den Anstoß zu dem fröhlichen 
- aber in seinem Kern sehr 
ernstzunehmenden ersten 
großen Verbraucherprotest 
gaben die Sekretärin Marie­
Luise Hoppe (25) und acht 

ihrer Kolleginnen. Sie hatten 
sich darüber geärgert, daß die 
Kaufhäuser zu Beginn des dies­
jährigen Sommerschlußverkaufs 
verkündeten: Mini-Röcke 
müssen vom Lager, sie werden 
zu Niedrigst-Preisen verkauft -
nach dem SSV gibt's nur noch 
Midi, Mezo (Knie bedeckt) und 
Maxi. 
Wer bisher dem Kinderglauben 
anhing, der Käufer sei bei uns in 
den Geschäften König; die 
Nachfrage reguliere das Ange­
bot in Preis, Qualität und Mach­
art; jeder könne ja tragen, was 
er oder sie wolle - der mußte 
sich angesichts solcher Mode­
diktate eines anderen besinnen. 
Die Modeindustrie kreierte vor 

ini-Fans 
gegen 

I 

axt- rofite 

�,\\ t4�xi 'I 
.. \,. ,.,. ,..n ,.,. 

DER d��fPUKHtR! 

einer Reihe von Jahren den 
Mini-Rock. Er wurde immer 
kürzer, und seine W eiterent­
wicklung stand zuletzt vor der 
Schwierigkeit, die Liquidation 
jedweden Rockes propagieren 
zu müssen. Davor schrecken die 
Modeindustriellen natürlich 
zurück, nicht aus Gründen der 
Moral, sondern aus geschäft­
lichen: Wie handelt man einen 
nicht vorhandenen Rock? 
Dankbar wurden von ihnen 
daher vor zwei Jahren die stark­
betuchten Erscheinungen von 
Bonny und Clyde auf den KiDo­
leinwänden begrüßt. Wenn man 
nicht mehr Jahr für Jahr kürzere 
Miniröcke verkaufen kann, weil 
da nichts mehr zu kürzen ist, 
dann muß eben das superlange 
Kleid, der maxilange Mantel 
angeboten und - auf Teufel 
komm raus - verkauft werden. 
Wen kümmert es, daß die Mehr­
heit der Mädchen und Frauen 
dem Mini treu bleiben wollte? 
Nicht die Textilindustrie. Zwei 
Jahre gab sie den Verbrauche­
rinnen Zeit, sich freiwillig für 
Maxi zu entscheiden. Bist Du 
nicht willig, so brauch ich Ge­
walt, ist jetzt ihr Motto. Dage­
gen traten die Mini-Freunde des 
Ruhrgebiets in den Kampf. 
Marie-Luise Hoppe, die die 
Initiative zum Protest der 
20.000 ergrüfen hatte, ist für 
Toleranz auch gegenüber An­
hängern der Maxi-Mode, aber : 
"Es geht doch nicht, daß alle 
Mädchen und Frauen gezwun­
gen werden, die lange Mode 
mitzumachen. Ich werde weiter 
Mini tragen und will nicht, daß 
in den Geschäften nur noch 
Maximoden angeboten wer­
den." 
Das Echo ihrer Initiative war 
überwältigend. Es konnte nicht 

•durch eine schüchterne Gegen­
demonstration von 40 Maxi­
Mädchen geschmälert werden, 
die einem Aufruf eines Bou­
tiquen-Besitzers (!) gefolgt 
waren, der einigen seiner Gegen­
demonstrantinnen auch noch 
mit Maxi-Utensilien aushelfen 
mußte. Die große Masse der 
Mädchen und ihre Freunde und 
Ehemänner versammelten sich 
hinter Losungen wie : "Mode­
diktatur - Umsatzsteigerung? 
Schluß mit der Verbraucher­
ausbeutung", "Jugend immer 
noch manipulierbar? ". Einige 
Demonstranten waren militant : 
"Krieg dem Maxi", andere 
albern: "Auch Fred Feuerstein 
findet Mini fein." Aber alle 
waren sich einig: "Wer will 
Maxi? Die Geschäftemacher." 

Ulrich Sander 
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jugendpolitische 

5riedenskampl 
und Internationalismus heute 
Vielfält ige i nternationale Kontakte der SDAJ - Aufgaben der J ugend nach U nterzeich n u n g  des 
Moskauer Vertrages - Erfahrungen von der UN-Weltj ugendversammlung in New York - Leh ren 
für den e u ropäischen Jugenddeleg ierten kongreß - Die SDAJ und das Europäische J ugendwerk ­
U l rich Sander sprach mit Rolf Priemer, Bundesvo rsitzender der SDAJ 

elan: Rolf Priemer, die SDAJ hat in diesem 
Jahr Delegationen nach Vietnam, in die 
UdSSR, nach Frankreich, Dänemark und 
Belgien, nach Ungarn , Bulgarien und in die 
CSSR gesandt. Noch in diesem Jahr wird 
eine Gruppe der SDAJ nach Nordkorea 
fahren. Der Jugendverband hatte Vertreter 
der Jugendverbände aus zahlreichen Län­
dern bei sich zu Gast, um mit ihnen das 
gemeinsame Vorgehen im antiimperialisti­
schen Kampf, im Kampf für Frieden und 
Sicherheit in Europa zu besprechen. Die 
Solidaritätsaktion "Stundenlohn für Viet­
nam" läuft weiter. Gemeinsam mit anderen 
Organisationen wirkt die SDAJ in der 
"Initiative Internationale Vietnam-Solidari­
tät". Was liegt diesen vielfältigen Aktionen 
zugrunde? 
Rolf Priemer : Die SDAJ hat in den zwei 
Jahren ihres Bestehens vielfältige interna­
tionale Kontakte hergestellt , die sie im In­
teresse der ganzen Jugend unseres Landes 
nutzen will. Zu Eurer Aufzählung wäre 
noch zu ergänzen die Teilnahme der SDAJ 
an der Konferenz der europäischen Jugend 

für Sicherheit dieses Kontinents, die gegen­
wärtig in Helsinki tagt. Dort ist die SDAJ 
neben 200 anderen Organisationen vertre­
ten. 

Friedenskampf nach wie vor aktuell 

Worum geht es? Wir halten den Friedens­
kampf für aktueller denn je. Junge Revolu­
tionäre stehen in der vordersten Reihe des 
Kampfes für weltweite Abrüstung, gegen 
Imperialismus und Krieg. Dieser Kampf 
muß stets konkret geführt werden. Das be­
deutet, daß wir konkret gegen die Unter­
stützung des US-Imperialismus durch die 
Bundesregierung, gegen ihre finanzielle, 
politische und moralische Hilfe für die US� 
Aggressoren in Vietnam, Laos und Kam­
bodscha kämpfen. Dazu gehört der Kampf 
gegen die atomare Teilhaberschaft der 
westdeutschen Militaristen und gegen die 
Aufrüstung der Bundesrepublik mit B- und 
C-Waffen . Vor dem Hintergrund der ato­
maren Ambitionen Helmut Schmidts und 
seiner Generale sowie des sich weiter auf­
blähenden Rüstungsetats muß erkannt wer­
den, daß auch unter einer von der SPD ge­
führten Regierung der Friedenskampf nicht 
überflüssig geworden ist, obgleich uns dies 
viele weismachen wollen. Zu diesem Frie­
denskampf gehört es, die reaktionärsten 
Gruppen in diesem Lande - die CDU/CSU, 
die NPD, den rechten Flügel der FDP, die 
Generale - zurückzudrängen, die sich das 
Instrum�nt Bundeswehr nach ihrer Fasson 
zurechtbauen wollen, um es bei . einer für 
sie günstigeren politischen Großwetterlage 

für die Durchsetzung ihrer Pläne nutzen zu 
können. 
elan: Die SDAJ strebt in diesem Kampf das 
Zusammengehen aller demokratischen, 
friedliebenden und antiimperialistischen 
Kräfte an. 
Rolf Priemer : Ja, davon lassen wir uns in 
unseren internationalen Beziehungen lei­
ten. Der Imperialismus, der den Völkern 
seinen Willen aufzwingen will, wirkt als in­
ternationale Kraft . Daher muß auch der 
Kampf der demokratischen Jugend der 
Welt gemeinsam geführt werden. So wirkt 
sie im Geiste des proletarischen Internatio· 
nalismus und der internationalen Zu­
sammenarbeit. 
Auch in der Bundesrepublik sehen wir die 
Notwendigkeit des Zusammenschlusses der 
friedliebenden und demokratischen Kräfte 
zur Durchsetzung gemeinsamer Ziele. Die 
SDAJ arbeitet konstruktiv in solchen Be­
wegungen wie "Initiative Internationale 
Vietnam-Solidarität" und "Kampagne für 
Demokratie und Abrüstung" mit. Die Tat­
sache, daß der Frieden in Europa und in 
der ganzen Welt nicht gesichert ist, macht 
die Arbeit der Kampagne für Demokratie 
und Abrüstung notwendig, deren Aufgaben 
nicht erfüllt sind. Die öffentliche Herab­
würdigung der Kampagne durch einige 
frühere Mitarbeiter ist bedauerlich und 
politisch kopflos. 

Moskauer Vertrag - großer Erfolg 

elan: Die SDAJ hat die Unterzeichnung des 
Moskauer Vertrages zwischen der BRD und 
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der UdSSR als erfolgreichen Schritt zum 
Frieden in Europa begrüßt. Sie hat dazu 
aufgerufen, die reaktionären Kräfte in der 
BRD zurückzudrängen, die Geist und In­
halt des Vertrages bekämpfen. Wie beur­
teilst Du das Echo, das dieser Vertrag ge­
rade in der Jugend gefunden hat? 
Rolf Priemer: Das Bestreben der fort­
schrittlichen Jugend in der Bundesrepublik 
ist seit langem auf gute Beziehungen zu 
den sozialistischen Ländern , insbesondere 
zur Sowjetunion gerichtet. Der Vertrag 
stellt einen Beitrag zur friedlichen Koexi­
stenz dar, indem die Unantastbarkeit des 
territorialen Status quo beschlossen wurde 
- ein Ergebnis, das nur im jahrelangen 
Kampf gegen die reaktionärsten Kräfte er­
reicht werden konnte. Wenn in der Bevöl­
kerung der Vertrag eine so breite Zustim­
mung fand, so ist das mit ein Ergebnis des 
langen Friedenskampfes. Doch mit der Un­
terzeichnung ist die Sache noch nicht er­
ledigt, vielmehr bietet der Moskauer Ver­
trag große Chancen für Entspannung und 
dauerhaften Frieden, für Rüstungsbegren­
zung und Abrüstung. Der Vertrag kann 
zum Segen der Völker in Europa werden 
und eine Wende in der westdeutschen Poli­
tik einleiten, wenn auf die antikommuni­
stische Ostpolitik, die Alleinvertretungsan­
maßung gegenüber der DDR und auf die 
ungehemmte, alle bildungs- und sozialpoli­
tischen Reformen gefährdende Aufrüstung 
verzichtet wird. 
Wir stimmen der Erklärung des DGB zum 
Moskauer Vertrag zu, der die Erwartung 
aussprach, "daß mit diesem Vertrag der 
Weg zu einer allgemeinen international 
kontrollierten Abrüstung geebnet ist, damit 
die Erfüllung der dringend erforderlichen 
sozialen, wirtschaftlichen und kulturellen 
Aufgaben nicht länger durch die übergro­
ßen Rüstungsausgaben behindert wird ." 
Sehr richtig haben die Jungdemokraten 
und Jungsozialisten aus Hessen die Lage 
beurteilt, indem sie feststellten : "Es kann 
keine Gemeinsamkeit " - und hier möchte 
ich ergänze n :  und keine Nachsicht - ,,mit 
Politikern geben, die an einer neuen Dolch­
stoßlegende basteln und Friedenspolitik als 
Landesverrat diffamieren." 
Solchen richtigen Erkenntnissen sollte jetzt 
das gemeinsame Handeln der demokrati­
schen Jugend folgen, um die Ratifizierung 
des Moskauer Vertrages zu erreichen. 
Schreibe jeder an seinen Abgeordneten, 
laßt uns die Abgeordneten aufsuchen und 
sie mit unseren Auffassungen bekannt ma­
chen. 8 1  Prozent der Be�ölkerung sind für 
den Vertrag! Sie und nicht der neonazisti­
sche Klüngel um Strauß, Guttenberg, 
Barzel, Springer und Thadden müssen den 
Ausschlag geben. 
elan: Und die Chancen, die mit dem Ver­
trag gegeben sind, sollte besonders die 
Jugend nutzen? 
20 

Rechtsradikalen entgegentreten 

Rolf Priemer: Ja, die demokratische Ju­
gend muß jetzt alles tun, um den Vertrag 
vor dem Rechtskartell der Herren 
Strauß, Barzel, Springer und Thadden zu 
schützen und seine sofortige, bedingungs­
lose Ratifizierung im · .Bundestag sowie die 
Unterstützung der Regierung für den Plan 
einer europäischen Sicherheitskonferenz 
verlangen. 
In diesem Zusammenhang ist es als sehr be­
denklich zu werten, daß die Bundesregie­
rung dem Rechtskartell insofern entgegen­
kommt, als daß sie die Ratifizierung des 
Vertrages von den Verhandlungen der vier 
Mächte um Westhertin abhängig macht. Da­
mit wird das Schicksal des Vertrages der 
Politik der Westmächte überantwortet, also 
ein weiteres Stück unserer Souveränität 
aufgegeben. Außerdem tut man so, als 
stelle der Vertrag ein Geschenk an die So­
wjetunion dar, für das man jetzt ein "Stück 
Berlin" erhalten möchte. Die Dinge liegen 
aber ganz anders. Der Vertrag an sich 
bringt Vorteile für die Bürger der Sowjet­
union, der Bundesrepublik und Berlins wie 
für alle Menschen in Europa, weil er dem 
Frieden dient. Die Verquickung der Berlin­
frage mit dem Vertrag ist also unzulässig 
und dient der Reaktion. 
Wir müssen daran erinnern, daß auch der 
Atomwaffensperrvertrag infolge des 
Drucks von rechts noch immer nicht ratifi­
ziert wurde. Mit einer solchen Hinhalte­
politik muß jetzt Schluß gemacht werden, 
bevor die CDU/CSU, die NPD, Springer 
und die Vertriebenenverbände eine neue 
nationalistische Welle entwickeln können. 
Ich meine ferner, der von allen demokrati­
schen Jugendverbänden begrüßte Moskauer 
Vertrag gebietet auch die Konsequenz, 
jetzt endlich die Auseinandersetzung mit 
den neofaschistischen und revanchistischen 
Kräften in den Jugendringen und Jugend­
hebörden zu führen. Man kann doch nicht 
dem Gewaltverzicht und der Zusammen­
arbeit mit den sozialistischen Ländern zu­
stimmen und gleichzeitig eine DJO in den 
Jugendringen dulden und diese wie andere 
revanchistische Gruppen finanziell unter­
stützen, die der Politik des friedlichen Aus­
gleichs entgegenarbeiten. 

elan: Gehört dazu nicht auch, daß die de­
mokratischen Jugendverbände jetzt endlich 
aktiv für die völkerrechtliche Anerkennung 
der DDR eintreten müssen, wenn sie in 
ihrer Zustimmung zu dem Moskauer Ver­
trag glaubwürdig sein wollen? 
Rolf Priemer: Selbstverständlich. Anders 
sind übrigens auch kaum gute Beziehungen 
zu den Jugendorganisationen der soziali­
stischen Länder möglich. Da kann der Bun­
desjugendring noch so viele Briefe ver-

schicken : Er muß sich in dieser Frage vom 
Rechtskartell des Herrn Strauß lösen. 

Weltjugend gegen Imperialismus 

elan: Womit wir bei den Verbänden des 
Bundesjugendrings und ihrem Wirken wä­
ren. Vertreter des DBJR und des Rings 
Politischer Jugend haben im Juli an der 
Weltjugendversammlung der UNO teilge­
nommen, die anläßtich des 25.  Jahrestages 
dieser Weltorganisation stattfand .  Die 
Mehrheit der 630 Delegierten aus aller Welt 
bezogen einen klaren antiimperialistischen 
Standpunkt . In den Dokumenten der W�-
jugendversammlung wird der Abzug 
USA aus Indochina gefordert und die So -
darität der Jugend mit den arabischen 
Völkern und ihrem Kampf gegen die impe­
rialistische israelische Aggression formu­
liert. Verurteilt wurden die Kolonialkriege 
Portugals und die rassistischen Regimes in 
Südafrika und Rhodesien. Die Versamm­
lung geißelte den Faschismus in Griechen­
land, Spanien und Portugal. Auch gegen 
die herrschenden Kreise der Bundesrepu­
blik richtete sich wegen deren Hilfe für fa­
schistische und kolonialistische Regimes 
der Zorn der Jugenddelegierten. Für Euro­
pa wurde ein System der kollektiven Si­
cherheit , die Anerkennung der bestehen­
den Grenzen, einschließlich der zwischen 
BRD und DDR, die Gleichberechtigung der 
europäischen Staaten und die Aufnahme 
beider deutscher Staaten in die UNO ver­
langt. Ein positives Ergebnis also, das sich 
sehen lassen kann. 
Rolf Priemer : Ja, das Ergebnis der Wel�· -
gendversammlung von New York weist 
auf hin, daß der antiimperialistisc e 
Kampfgeist der Jugend sich weiterent­
wickelt und immer breitere Kreise erfaßt. 
Das kann auch die manipulative Berichter­
stattung der hiesigen Presse nicht weglügen ,  
die bis heute nicht darüber berichtet hat, 
was wirklich in New York geschah. Diese 
Presse hat so getan, als ob in New York die 
Kommunisten das Ruder an sich gerissen 
hätten. Dabei waren die Kommunisten un­
ter den Delegierten in der Minderheit. 
Die SDAI begrüßt das Ergebnis der Weltju­
gendversammlung, und wir haben über­
haupt kein Verständnis dafür, daß die 
fünfköpfige Delegation des RPJ und des 
DBJR das Treffen als "sinnlos" und "völlig 
ergebnislos" bezeichnete. Der Delegierte 
Norbert Hoyer jammerte gar, die Kommis­
sion zum Thema "Weltfrieden und Sicher­
heit" wäre "zu sehr politisiert" gewesen. 
Das Ergebnis von New York ist eine ver­
stärkte antiimperialistische Politik der 
Weltjugendbewegung, ein Hinwenden zu 
mehr Aktionseinheit - und das wird als 
"sinnlos" diffamiert. Ich glaube, die Bun­
desrepublik hatte die falschen Vertreter in 
New York. 



elan: Das zeigte sich auch im Auftreten der 
fünf Westdeutschen am Sitz der UNO? 
Rolf Priemer:Allerdings. Diese Leute tru­
gen offensichtlich nicht zur antiimperiali­
stischen Aktionseinheit der Jugend bei. 
Der Vertreter des Bundesjugendrings 
brüstete sich zwar mit Demonstrationen 
junger Leute gegen die Aggression der USA 
in Vietnam,  aber er schmückte si�h da 
doch wohl mit fremden Federn, denn die 
jungen Kämpf�r, die in der Bundesrepublik 
gegen den US-Imperialismus demonstrie­
ren, hatten in New York keinen Vertreter. 
Ich möchte paran erinnern, daß Bun­
desjugendring f.nd Ring P�litischer Jugend 
fÄ SDAJ zurrckgewiesen haben, als diese 
-n Delegiertenplatz für New York bean­
tragte. Auch Gewerkschaftsjugend und 
Jungsozialisten waren in New York nicht 
vertreten. Vertreten waren aber Leute , die 
die sozialistischen Länder des Imperialis­
mus verdächtigten und der DDR ihren 
friedlieb enden Charakter absprechen 
wollten. Diese Vertreter benahmen sich, 
wie man jetzt von Vertretern vieler mit uns 
befreundeter Jugendverbände hört, sehr ar­
rogant, und sie waren stets bestrebt,  gegen 
die DDR-Vertreter zu schießen, um ihnen 
den Zugang zu Wahlgremien der Versamm­
lung zu versperren. Dennoch wurde ein 
FDJler zum europäischen Berichterstatter 
der ersten Kommission gewählt . Die West­
deutschen stellten gar - als nicht alles nach 
ihren Vorstellungen verlief - den Antrag, 
die britische Versammlungsleiterin abzu­
wählen. Sie unternahmen den Versuch, die 
Bundesrepublik von neokolonialistischer, 
imperialistischer Politik freizusprechen. 
Jiilil.s, obwohl die Bundesregierung mit dem 
-ora-Bassa-Projekt gerade zu dieser Zeit 
den afrikanischen Befreiungsbewegungen 
in den Rücken gefallen war. Befriedigt 
konnte Dirk Fischer, CDU-Bürgerschaftsab­
geordneter in Harnburg und Vertreter der 
Jungen Union - neben Vertretern der 
"Falken", der Jungdemokraten, der Pfad­
finder und der Evangelischen Jugend Mit-

, glied der BRD-Delegation in New York -
anschließend feststellen, man habe in New 
York als ,;gemeinsam reagierende Delega­
tion" gehandelt. Es überrascht nicht, daß 
die westdeutschen Vertreter mit ihren Ma­
növern bei der Mehrheit der Versammlung 
nicht landen konnten. Dem Ansehen der 
Jugend unseres Landes haben sie nicht ge­
nutzt . 
Sollte es - wie in New York von der Welt­
jugendversammlung gefordert - in zwei 
Jahren zu einem zweiten derartigen Tref­
fen kommen und eine "demokratische 
Auswahl der Teilnehmer" gewäh,rleistet 
sein, wie in dem Beschluß verlangt, denn 
sollte die Delegation aus der BRD so zu­
sammengesetzt sein, daß die kons�quent 
antiimperialistisch eingestellte, kämpfende 
Jugend der Bundesrepublik zu Gehör kom­
men kann. Dafür werden wir eintreten. 

Europäischer Jugendkongreß geplant 

elan: Nun könnte man ja bereits bei 
nächster Gelegenheit den Fehler von New 
York korrigieren. Wie man hört, wollen das 
Deutsche Nationalkomitee für Internatio­
nale Jugendarbeit und der :ijuropäische Ju­
gendrat (CENYC) vom 3. bis 6. Dezember 
1 970 in München den ersten Europäischen 
Jugenddelegiertenkongreß veranstalten. Zu 
diesem Kongreß werden Vertreter von Ju­
gendorganisationen aller europäischer 
Staaten eingeladen, mit Ausnahme der 
staatlichen Jugendorganisationen von Grie­
chenland, Portugal und Spanien. Jedes 
Land soll durch fünf Vertreter der Jugend­
organisationen sowie zusätzlich je drei Ver­
treter des Parlaments und der Regierung 
vertreten sein. Als Hauptthema ist vorgese­
hen: "Die Emanzipation der jungen Gene­
ration in Buropa". Das Hauptreferat hält 
der schwedische Ministerpräsident Olof 
Palme. Wie man hört , hat Bundespräsident 
Heinemann die Schirmherrschaft über' den 
Kongreß übernommen. Wie beurteilt die 
SDAJ dieses Vorhaben? 
Rolf Priemer: Nun, wir wissen noch nicht 
genug darüber, um zu einem abschließen­
den Urteil gelangen zu können. Ich meine 
aber, bei diesem Treffen sollte allen rele­
vanten Kräften der demokratischen Ju­
gendarbeit unseres Landes die Möglichkeit 
gegeben sein, ihre politischen Vorstellun­
gen einzubringen und das Ergebnis mitzu­
gestalten. Sonst würde der Kol).greß von 
vornherein Gefahr laufen, nur bestimmte 
Richtungen zu vertreten. 
Zu begrüßen ist die klare Haltung hinsicht­
lich der faschistischen Jugendorganisa­
tionen Griechenlands, Portugals und Spa­
niens, die nicht zugelassen werden zu dem 
Kongreß. Andererseits gehört die revan­
chistische DJO noch immer sowohl dem 
CENYC als auch dem DNK an, also den 
beiden Gremien, die die Initiative zu dem 
Kongreß ergriffen haben. Diesen Wider­
spruch müssen die Initiatoren lösen. 
Die Jugend unseres Kontinents steht ja vor 
der Aufgabe, Frieden und Demokratie zu 
sichern und Faschismus und Revanchismus 
zu bekämpfen. Dazu gehört auch, daß die 
Jugend Europas sich zusammenfindet im 
Kampf für europäische Sicherheit und ge­
gen jene Kräfte in der Bundesrepublik, die 
die Nachkriegsgrenzen nicht anerkennen 
wollen 111nd die Aufrüstung forcieren. 
elan : Die Initiatoren des Kongresses wären 
also gut beraten, den Kampf für Frieden 
und gegen Faschismus in Buropa in den 
Mittelpunkt der Veranstaltung zu stellen 
und alle , die an diesem Kampf teilnehmen. 
einzuladen? 
Rolf Priemer : Genau, denn die Emanzipa­
tion der Jugend kann nur erreicht bzw. -
in den sozialistischen Ländern - gesichert 
werden, wenn Krieg und Faschismus ge-

bannt sind. Der Kongreß muß souverän 
sein, um eine dementsprechende Tagesord­
nung zu beschließen. 

Worum geht's beim Europäischen 
Jugendwerk? 

elan: Nun soll, wie man hört, auch das Pro­
jekt eines europäischen Jugendwerkes in 
München auf dem Delegiertenkongreß dis­
kutiert werden. Welche Auffassung vertritt 
die SDAJ dazu? 
Rolf Priemer: Der Informationsdienst des 
Bayerischen Jugendringes bezeichnete es 
sogar als Hauptaufgabe des geplanten 
Münchener Delegiertenkongresses, ein 
europäisches Jugendwerk vorzubereiten. 
Die SDAJ befürwortet ein Europäisches Ju­
gendwerk, das der europäischen Sicherheit 
und den gemeinsamen Interessen der Ju­
gend in Buropa dient . Atif einige bedenk­
liche Entwicklungen muß aber hingewiesen 
werden: Wie jetzt bekannt wurde, will das 
Ministerkomitee des Europarates in Straß­
burg Mitte September eine Entscheidung 
über die Gründung des Europäischen Ju­
gendwerkes herbeiführen. Man geht davon 
aus, daß staatliche und freie TräJ!;er - also 
Regierungen und Jugendverbände - die ge­
plante Einrichtung tragen sollen. An der 
Gründung sollen alle Unterzeichnerländer 
der Europäischen Kulturkonvention -
einer Einrichtung des Europarates - teil­
nehmen. Der Europarat ist eine westeuro­
päische Einrichtung, und Westeuropa soll 
offenbar Kern des Europäischen Jugend­
werkes sein - erst später sollen die soziali­
stischen Länder hinzugebeten werden, 
wenn alles entschieden ist. Es sind also al­
les kapitalistische Länder, die den Ton an­
geben, einschließlich das faschistische spa­
nische Regime; das soll auch mitmachen 
dürfen, wie es besonders die Pläne der Bun­
desregierung vorsehen. In einem Interview 
hat Staatssekretär Heinz Westphal vom 
Bundesjugendministerium die Teilnahme 
Spaniens mit Hinweis auf die Jugendkon­
takte zu sozialistischen Ländern begründet 
und somit jene antikommunistische Hetze 
der Gleichsetzung von Rechts und Links 
aufgewärmt. Westphal sagt : "Eine Hofie­
rung von diktatorischen Regimen ist von 
dieser Bundesregierung nicht beabsichtigt." 
Aber das Franco-Regime soll in einem 
Europäischen Jugendwerk Gelegenheit be­
kommen, sich eine weiße Weste zu wa­
schen und die Verfolgungen, den Mord und 
die Folter gerade an demokratischen 
Kämpfern der jungen spanischen Genera­
tion vergessen zu machen. Dagegen pro­
testiert die SDAJ ebenso wie die Gewerk­
schaftsjugend und Funktionäre anderer Ar­
b eit erjugendorganisa tion en Ieidenschaft­
lieh. Leider fehlt vom Bundesjugendring 
noch immer jedes Wort des Protestes zu 
der Einladung an Francos Jugendführer. 
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elan: Was ist denn nach Dein�m Eindruck 
die Haltung des Bundesjugendrings zu 
dem Projekt eines Europäischen Jugend­
werkes? 

Rolf Priemer: Die Verbände des Bundesju­
gendringes fordern, bei der Vorbereitung 
und Vorentscheidung über die Errichtung 
eines Europäischen Jugendwerkes mitver­
antwortlich teilnehmen zu können. Das ist 
eine Forderung, die nur zu unterstützen ist . 
Welche Vorstellungen aber bringen die Ver­
bände des DBJR ein? Was soll die Politik 
einer Einrichtung sein, an der die Jugend­
verbände West- und Osteuropas mitwirken 
sollen? Dazu wird der Bundesjugendring 
etwas mehr sagen müssen, als er bisher tat, 
etwa in seinem Memorandum zum Europä­
ischen Jugendwerk, dem offenbar jene mo­
dischen Gedanken der Konvergenztheorie 
des allmählichen Angleichens kapitalisti­
scher und sozialistischer Gesellschaftsord­
nungen zu Grunde liegen. Ein Angleichen, 
dem der Sozialismus zum Opfer fällt . In 
dem Memorandum wimmelt es nur so von 
Begriffen aus dem Arsenal bürgerlicher 
Konvergenztheoretiker, wie "Reform des 
modernen bürokratischen Staates", "Ähn­
lichkeit der innenpolitischen Protestbewe­
gungen", "größere Freizügigkeit" und 
"wechselseitige menschliche Begegnung". 
Ich frage mich, ob hier der Versuch des 
Eindringens in die sozialistischen Länder 
jetzt auf der Jugendflanke erfolgen soll, 
nachdem die Regierungen und Bundestags­
parteien damit Schiffbruch erlitten haben. 

elan: Was soll denn nun geschehen? Öder 
ist die SDAJ gegen ein Europäisches Ju­
gendwerk? 
Rolf Priemer: Keinesfalls. Wir sind für ein 
Europäisches Jugendwerk, in dem die Ju­
gend gleichberechtigt sich begegnet und 

Was haben 

Diskussionen und Aktionen für ein Europa 
ohne Faschismus und Krieg durchführt . 
Das Europäische Jugendwerk muß seinen 
Beitrag leisten zur europäischen Sicherheit 
und zur Aktionseinheit der demokrati­
schen Jugend. In einem Beschluß des· 
2. Bundeskongresses der SDAJ haben wir 
ein solches Jugendwerk verlangt, durch das 
mit gewährleistet wird : 
"- die völkerrechtlich gesicherte Anerken­

nung der DDR und der bestehenden 
Grenzen in Europa, 

- vollständige Aufgabe des Alleinvertre­
tungsanspruchs und der HallsteiD-Dok­
trin durch die Bundesregierung, durch 
westdeutsche Jugendverbände und Par­
teien; 

- Beseitigung des Neonazismus und Re­
vanchismus, 

- Nichtigkeitserklärung des Münchener 
Abkommens von Beginn an, 

- Abrüstung." 
Ein Jugendwerk, das nicht auf diesen 
Grundprinzipien basiert, könnte, so formu­
lierten wir in unserer Resolution weiter 
"von reaktionären Kräften in der Bundes� 
republik mißbraucht werden, um politische 
Vorherrschaftspläne in Westeuropa voran­
zutreiben, Gedanken der Konterrevolution 
in die Jugend der sozialistischen Länder zu 
tragen und die Bevormundung der Jugend 
der DDR und ihrer Jugendorganisationen 
als nicht gleichberechtigt· fortzusetzen." 
Ich meine, angesichts der faktischen Ober­
einstimmung der Herrschenden mit einigen 
demokratischen Jugendverbänden in dieser 
Frage - jeder will das Europäische Jugend­
werk, kaum einer sagt, wozu es dienen soll 
- muß jetzt endlich die inhaltliche Diskus­
sion über das Projekt beginnen. Die SDAJ 
wird sich an dieser Diskussion beteiligen. 
Und schließlich kann ich aus vielen Diskus-

die Kommunisten 
vor? 
Motor des Fortschritts 

J ugendprogramm der DKP 

Für die demokratische Hochschule 

Vorsch läge der DKP zur Hochsch u l reform 

Bildung - Gesellschaft - Zukunft 

Vorschläge der DKP für e i n  demokratisches 
B i l d u ngswesen 
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sionen mit Vertretern der Jugendorganisa­
tionen sozialistischer Länder den Eindruck 
wiedergeben, daß man dort den Stand­
punkt der SDAJ teilt und endlich wissen 
will, welcher Politik ein solches Jugend­
werk dienen soll. 
elan: Nun, Du hast die Vorstellungen der 
SDAJ für ein Europäisches Jugendwerk 
und auch für eine europäische Aktionsein­
heit der demokratischen Jugend umrissen. 
Gibt es Ansatzpunkte bei anderen Jugend­
verbänden, denen Ihr zustimmt? 
Rolf Priemer: Selbstverständlich. Grund­
sätzlich wäre es schon zu begrüßen, wenn 
die demokratischen Jugendverbände der 
Bundesrepublik ihre Beschlüsse zur Fa 
denssicherung in Europa zur Grund!• 
einer inhaltlichen Diskussion über ein 
Europäisches Jugendwerk machten. Spe­
ziell zum Europäischen Jugendwerk begrü­
ßen wir die antifaschistische Position der 
Gewerkschaftsjugend. · Auch innerhalb der 
Organisation der Jungdemokraten wurde 
ein interessantes, konstruktives Papier zum 
Europäischen Jugendwerk erarbeitet. Und 
schließlich gibt es ja die Beschlüsse des Ju­
gendcolloquiums der Europäischen Ge­
meinschaften, denen auch die SDAJ zuge­
stimmt hat. Sie sehen vor : die Anerken­
nung der bestehenden Grenzen und der 
DDR, den Ausbau der Rechte der werktäti­
gen Jugend in Westeuropa, das Zusammen­
gehen der demokratischen Jugend im 
Kampf gegen die Vorherrschaft des Mono­
polkapitals in Westeuropa. elan berichtete 
über diese Beschlüsse. Sie könnten mit eine 
Grundlage für die Diskussion über ein 
Europäisches Jugendwerk und fÜr die Ko­
operation der Jugend des ganzen Kor& 
nents abgeben. -
elan: Wir danken Dir für Deine Ausführun­
gen . 

Zu beziehen durch : 

D K P 
4 Düsseldorf, 
Prinz-Georg-Str. 79 



Kalter 
Krieg 

-ufge­
wärmt 
"Radio Freies Europa" 
- ein Propaganda­
sender für westliche 
"Freiheit" 

Von Ronald Sommer 

"Hlasi se vam ceskoslovenska 
stanice rozhlasu Svobodna Eu­
ropa." Mit dieser Ansage und 
einem Pausenzeichen mit Mo­
tiven aus der tschechischen 
und slowakischen National­
hymne meldet sich jeden Mor­
gen um 4· 5 7  Uhr 

"
Radio Freies 

Europa" mit seinem 19-Stun­
en-Programm für die Tsche­

oslowakei. Eine "freie" Stirn­
e können auch die Ungarn 

( "Szabad Europa Radio") und 
Polen ( .,Radia Wolna Europa") 
täglich 18 Stunden lang ver­
nehmen. Für Bulgarien und 
Rumänien stellt RFE j eweils 
die Hälfte dieser Sendezeit zur 
Verfügung. 
Das Gebäude dieser Radio-Pro­
pagandazentrale steht in Mün­
chen am Englischen Garten 
und ist zur Zeit des Kalten 
Klieges entstanden. "Radio 
Freies Europa" verfügt über 5 
Sender bei Holzkirchen und 9 
Sender bei Biblis in der Bun­
desrepublik sowie 18 leistungs­
starke Kurzwellensender in der 
Nähe von Lissabon. 
Es ist kein Zufall, daß die 
Rundfunkanstalt Portugal als 
Rauptsendestation gewählt 
hat. Die fast 40 Kurzwellen­
frequenzen sind sowohl in der 
BRD als auch in Portugal re­
gistriert. Das ist ein einmali­
ger Vorgang im internationa­
len Rundfunkrecht. In den 
Raupt-Kurzwellenbändern wer­
den bis zu 25 Frequenzen 
gleichzeitig benutzt mit Sen-

dem, die zum Teil eine Lei­
stung von 500 kW abstrahlen 
und auf den ohnehin überbe­
legten Bändern andere Radio­
stationen erheblich stören. 
Die rechtliche Zulässigkeit der 
Sendetätigkeit von RFE auf 
dem Boden der Bundesrepublik 
Deutschland ist umstritten. 
Das Bundespostministerium 
konnte bis heute keine prä­
zise rechtliche Grundlage nen­
nen. 
"Radio Freies Europa" gehört 
zur "Free Europe Incoroora­
ted" in New York. Die Orgn­
nisation wurde 1949 von ei­
ner Gruppe amerikanischer 
Bürger auf privater Basis ge­
gründet und wird vor allem 
von der Großindustrie in Form 
von Stiftungen finanziert. Das 
Komitee betreibt neben dem 
Rundfunksender nachrichten­
di enstähnliche Forschungen 
über die politischen, wirt­
schaftlichen und kulturellen 
Entwicklungen in den sozia­
listischen Ländern. An den Er­
gebnissen sind amerikanische 
Dienststellen, besonders der 
Geheimdienst C. I. A., stark in­
teressiert. 
Die Zielsetzung der "Free Eu­
rope Inc." zeigt sich im Sym­
bol der Freiheitsglocke mit dem 
Motto: "That this World un­
der God shall have a new 
Birth of Freedom" (Auf daß 
diese Welt unter Gott eine 
neue Geburt der Freiheit habe) 
und verdeutlicht sich durch fol­
gende Aussage : "Der Kommu­
nismus in Ideologie und Pra­
xis ist eine schwere Last für 
die ihm unterworfenen Völ­
ker und stellt eine Heraus­
forderung an die westliche De­
mokratie dar, welche es zu be­
stehen gilt." 
Den Hauptkampf gegen diese 
Herausforderung übernimmt 
"Radio Freies Europa", das 
seine Sender hauptsächlich in 
einem Land "westlicher Demo­
kratie", nämlich im Portugal 
des Diktators Salazar aufge­
baut hat. Die Verteidiger der 
"freien Welt" - weit über 
tausend Personen - befinden 
sich jedoch direkt an der Front: 
im Münchner Rundfunkhaus, 
wo die "Foundation Radio Free 
Europe" mit jährlich 16 Mil­
lionen Dollar den Rundfunk­
krieg führt. 

Unter den Mitgliedern dieses 
Gremiums sind Vertreter be­
deutender amerikanischer In­
dustriekonzerne wie "Standard 
Oil", "General Motors" und 
"u. s. Steel." 
"Radio Freies Europa" hat 
längst die primitiven Metho­
den des Kalten Klieges der 
fünfziger Jahre überwunden. 
Heute wird der Propaganda­
feldzug mit modernen Formen 
geführt, was die Prinzipien des 
Kalten Krieges nicht aufhebt, 
sondern diese verschleiert auf­
recht erhält. 
Der Sender bringt in seinen 
Programmen viel Popmusik, 
auch aus den osteuropäischen 
Ländern, und überrascht die 
Hörer mit dem Wetterbericht 
aus dem betreffenden Land. 
Dabei bed!ent sich RFE einer 

ganz einfachen Methode: man 
hört die Sender Osteuropas ab. 
Neben dieser Informations­
quelle dienen sämtliche Pres­
seagenturen der sozialistischen 
Länder als Nachrichtengeber. 
Die Abteilung "East Europe 
Research and Analysis" hat 
sich darauf spezialisiert, alle 
Agenturen von der sowjeti­
schen TASS bis zur ungarischen 
MTI anzuzapfen. Diese Infor­
mationen werden dann illegal 
an westliche Pressedienste ko­
stenlos weitergegeben. 
In einer Sendung des Ungari­
schen Rundfunks wurde An­
fang Juli eindringlich gefragt. 
ob die Minister Genscher und 
Scheel die Existenz des Propa­
gandasenders auf dem Boden 
der Bundesrepublik aufrecht­
erhalten wollen. • 

Jahr für Jahr muß der Lizenzvertrag für den Hetzsender " Radio 
Freies Europa" von der Bundesregierung verlängert werden. Das 
letzte Mal geschah dies am 1 .  Ju l i  1 970. Gewaltverzicht findet im 
Äther noch n icht statt. 
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"Russe 
müßte 
man sein" 
Wie die 
"beutsdJ.e Sportbilfe" 
olympisdJ.es Gold 
schmieden mödJ.te 

Von 
Hans-Jörg Hennecke 

Der ob des östlichen Medail­
lenregens bei vergangenen 
olympischen Wettbewerben 
und Meisterschatten enttäusch­
te West-Sportfreund kann eini­
germaßen beruhigt in die Zu­
kunft blicken. 
Schon 1972 in München kann 
alles ganz anders sein, denn 
die "Stiftung Deutsche Sport­
hilfe'' hat den Schleier des Ge­
heimnisses über Ost-Erfolge 
gelüftet. 
Das Ergebnis ist in ganzseiti­
gen Anzeigen zu lesen, die Il­
lustrierte wie "stern" und 
"Quick" kostenlos veröffentli­
chen. Das Foto eines - offen­
bar in einem sozialistischen 
Land beheimateten - Kugel­
stoßers wird da mit · der ver­
blüffenden Erkenntnis kom­
mentiert: "Er stößt nicht wei­
ter, weil er Marxist ist. Son­
dern weil er besser trainieren 
kann." Donnerwetter, wer hät­
te das vermutet! Und in einer 
anderen Anzeige sehnsüchtig: 

"Russe müßte man sein." (Ob 
das Arger mit dem Verfas­
sungsschutz gibt?) 
So erkennt die Sporthilfe, daß 
die Sportler der sozialistischen 
Länder von ihrem Staat ge­
fördert werden, und daß nicht 
Drohung mit Haft und Ver­
bannung die Sportler antreibt. 
Denn : "Goldmedaillen kann 
man nicht befehlen. Und nicht 
kaufen." 
Und da weist die Sporthilfe 
den Ausweg : "Helfen Sie mit, 
es ist so einfach: Mit Ihrer 
Spende helfen Sie, daß der 
Schwimmer, der so km zur 
Schwimmhalle fahren muß, 
sein Benzingeld erstattet be­
kommt. Sie helfen, daß der 
Gewichtheber, der täglich drei 
Steaks braucht, seine drei 
Steaks bekommt." 
Aha, während also die sozia­
listischen Staaten alles zur 
Entfaltung menschlicher Ta­
lente leistet, den Massen- und 
Breitensport in jeder nur mög­
lichen Form förderli (denn dar­
aus entwickeln sich Weltmei­
ster und Olympiasieger), ist in 
Bonn für so etwas kein Geld 
vorhanden. Da soll nun der 
Geldbeutel des Sportfreundes 
herhalten. Für Benzingeld und 
Steaks. Währenddessen bauen 
die sozialistischen Staaten eine 
Sportförderung aus, der jeder 
einzelne Bürger teilhaftig wird. 
Vielleicht wird die Sporthilfe 
r972 entdecken, daß der unga­
rische Kugelstoßer, der polni­
sche Langstreckenläufer, der 
DDR-Schwimmer oder der so­
wjetische Speerwerfer den mit 
3 täglichen Steaks geförderten 
ERD-Olympioniken doch über­
legen ist. Und eben doch des­
halb, weil die sozialistische 
Gesellschaft sie fördert. • 
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Bestrickte 
Helden­
brust 
Pullover mit "Special 
Feeling" 

Von Bert Holt 

"An aufgeschlossene Men­
schen !" wendet sich die Ham­
burger Firma "Tribus Sports­
wear - Erwin Schulz". Denen 
will sie Baumwoll-Pullis mit 
Aufdrucken verkaufen : Bilder 
von Marx oder Elvis Presley, 
von Mao oder den Beatles, von 
Ho Tschi Minh oder Twiggy 
auf der Brust sollen den Kun­
den helfen, "ihre Zugehörig­
keit untereinander" zu bewei­
sen. Aber "immer mehr wird 
in letzter Zeit" nach Sport-
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und Freizeitpullovern mit soa 
datischen Emblemen gefragt. ­
Die konkurrierende Hambur­
ger "Internationale Textile 
Print" betont in ihren Anzei­
gen für Bundeswehr-Angehö­
rige, es sei besonders "nütz· 
lieh", daß solche Pullis mit 
Wappen und Waffen "dem 
Träger ein Gefühl des Beson · 
deren" verleihen. Die Elite der 
Nation bekommt fünf Prozent 
Sonderrabatt, "Tribus" läßt ab 
so Stück gar ro Prozent nach. 
Die Firma lieferte ein- bis 
dreifarbig rollende Panzer, rei­
ßende Adler, blitzende Schwer­
ter und fliegende Starfighter 
unter anderem schon für die 
besonderen Brüste von Ange­
hörigen der Feldjägerkompanie 
4 in Regensburg, des Fall­
schirmjägerbattaillons 313 ,  des 
Kieler Marineflieger-Geschwa­
ders s und des Gebirgsjäger­
Bataillons 222 in Mittenwald. 
Solch außerdienstlicher Kampf­
schmuck, urteilt ,Tribus' selbst, 
"ist phantastisch". Darum "Zö­
gern Sie nicht!" mit der Be­
stellung. "Oder wollen Sie hin­
ter anderen zurückstehen?" 



Elektro­
n ischer 
Völker­
mord 
US-Generale sudJ.en in 
einer Wunderwaffe 
Rettung vor der 

iederlage 

Von Wolfgang Bartels 

Die USA können ihren Krieg 
in Indochina nicht gewinnen. 
Keine der von den US-Mili­
tärs angewandten Methoden 
reichte aus, den Widerstand 
der Völker Vietnams, Laos und 
Kambodschas zu brechen; nicht 

die Methode, die Bevölkerung 
eines ganzen Dorfes mit Hand­
feuerwaffen auszurotten wie in 
My Lai und auch nicht die 
Methode, Widerstandskämpfer 
unter unmenschlichsten Bedin­
gungen in Tigerkäfige unter 
US-Aufsicht einzupferchen, wie 
in Con Son. 
Jetzt suchen die US-Generale 
in einer Wunderwaffe die 
letzte Chance, doch noch zu 
gewinnen - wie Hitler in sei­
nen letzten Tagen. 
Durch einen Brief des Senators 
Proxmire aus Wisconsin an 
den US-Kriegsminister kam es 
ans Tageslicht. Und Springers 
"Welt" beschreibt genüßlich 
die Wirkung dieses "automa­
tisierten Schlachtfeldes" : "Zu 
Hunderttausenden werden klei­
ne Sprengkörper, als Tigerkot 
getarnt, über weite Landstriche 
abgeworfen. Wird dieser "Kot" 
durch irgendein Lebewesen be­
rührt, löst ein kompliziertes 
elektronisches System von· 
hochempfindlichen Mikrofo­
nen und Sensoren, Computern 

und Lasergeräten ein riesiges 
Inferno aus, dem nichts Leben­
des mehr entrinnen kann. 
Die totale Vernichtungsmaschi­
nerie wird unweigerlich in 
Gang gesetzt, gleichgültig, ob 
ein Tier, ein Kind oder ein 
Soldat der Befreiungsarmee der 
Auslöser war. 
Bereits 1969 lobte der konser­
vative Senator Goldwater: "Ich 
habe eine Reihe dieser Geräte 
im Einsatz gesehen und bin 
ganz begeistert davon, was die­
se Apparate für unsere Boden­
truppen tun können . . .  " 
Und auch der ehemalge Viet­
nambefehlshaber Westmore­
land sagte : "Gegenwärtig be­
finden sich Hunderte von Sy­
stemen zur Aufklärung, Ziel­
feststellung, Nachtbeobachtung 
und Datenverarbeiung entwe­
der im Einsatz oder in der 
Entwicklung.11 
Ober zwei Milliarden Dollar 
ließen die USA sich das Pro­
jekt bereits kosten. Doch bis 
zur vollen Einsatzreife wird 
das Zehnfache benötigt. 

Hauptlieferant jener hochemp­
findlichen Meßgeräte ist der 
US-Konzern Hewlett-Packard, 
dessen Miteigentümer Packard 
stellvertretender Kriegsminister 
Nixons ist. 
Auch Firmen aus der Bundes­
republik scheinen an dem Pro­
j ekt beteiligt zu sein:. Denn 
neben dem US-Konzern Hew­
lett-Packard stellt ausgerechnet 
die Münchner Firma Rohde &. 
Schwarz solche hochempfindli­
chen elektronischen Geräte her, 
die sie vor allem in die USA 
exportiert. Rohde &. Schwarz 
ist zusammen mit AEG-Tele­
funken, Skmens und Standard 
Electric Lorenz an der Firma 
ESG-Elektronik-System Gmbh. 
in München beteiligt, die ge­
genüber der Bundesregierung 
für Entwicklungen auf elektro­
nischem Gebiet verantwortlich 
ist. Erst kürzlich wurde sie mit 
der FEG Flug-Elektronik GmbH 
verflochten, in der vor allem 
die US-Konzerne Honeywell, 
Litton und Teldix vertreten 
sind. • 

VVIR ZEUb UNSERE KINg� ���TEINMSMT KEINE LEHRLINGE . I OFORT HILFSARBEITEf 

-

Die "Zunkunftsträchtlgkelt" der Berufsausbildung demonstrierten 
recht anschaulich Lehrlinge ln einem Demonstrationszug durch die 
Essener Innenstadt. Dies war nur einer der guten Einfälle, mit denen 
die Arbeitsgemeinschaft kaufmännischer und gewerblicher Lehr­
linge auf die schlechte Ausbildung aufmerksam machte. Auch das 
Wort "Ausbeuter" wurde symbolisch zu Grabe getragen. Am Bel­
spiel des Unternehmers und SPD-Landtagsabgeordneten Fritz 
Marquardt hatten die Essener Lelulinge und ihr Berufsschullehrer 
Rolf Freitag aufgezeigt, welche Goldesel Lehrlinge für ihre Lehr­
herren sind. Doch Marquardt fühlte sich durch das Wort "Aus­
beuter" beleidigt und ging vor Gericht. Obwohl das Gericht die von 

Freitag vorgebrachten Fakten nicht entkräften konnte, wurde der 
Lehrer zu 2000 DM Geldstrafe und zum Widerruf des Wortes "Aus­
beuter" verurteilt. Um die Prozeßkosten von 9000 DM zu decken, 
sammelten die Lehrlinge auf Ihrer Demonstration Geld. Es wurde 
ein Konto zur Unterstützung der Essener Lehrlinge eingerichtet: 
Sonderkonto Lehrlinge, Michael Kowertz; Nr. 178 997 beim Post­
scheckamt Essen. 
Ein Ereignis am Rande: Als die Essener Falken auf dieses Konto 
300 DM einzahlten, fühlten sich führende Sozialdemokraten so ge­
troffen, daß sie den Falken sofort Wohlwollen und finanzielle Unter­
stützung kündigten! 
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Führer­
schein 
per Feuer­
patsche 
So will man N ad:J.­
wuChs für SelbstsChutz­
warte locken 

Von Bert Holt 
Bundesdeutschlands Autofah­
rer sollen mit Feuerpatsche 
und Sandeimer den Luftschutz­
warten des Zweiten Weltkrie­
ges nacheifern, Führerschein­
bewerber in einem 12-Stun­
den- Kursus etwas über Bun­
kerbau und Eichhörnchen-Vor­
rat lernen. So will es der "Bun­
desverband für den Selbst­
schutz" (BVS). 
Bis zur Umtaufe 1968 hatte 
der BVS noch als "Bundesluft­
schutzverband" (BLSV) einige 
hundert Millionen Steuer-Gel­
der für Werbung verpulvert 
unter dem Motto: "Jeder hat 
eine Chance !" 
Jetzt hat der BVS, dem Bun­
desinnenminister direkt unter· 
stellt, noch eine Chance : Zum 
Luftschürzer brachte angesichts 
von ABC-Waffen niemand so 
recht Begeisterung auf. Zum 
Selbstschutz lassen sich BRD­
Bürger eher bewegen, hat man 
h erausgefunden. Der Name 
des Verbandes wurde geändert 
- nicht jedoch die Zielsetzung. 
Die liegt - laut Eigendarstel­
ll;lng - auch darin, jeden "zu 
emer echten inneren Einstel­
lung zum Selbstschutz zu füh­
ren. In solchem Bemühen wird 
der BVS seit August 1969 von 
der geänderten Straßenver­
kehrs-Zulassungsordnung (StV­
ZO) unterstützt. 
Die verlangt von jedem Füh­
rerscheinbewerber den Nach­
weis eines Erste-Hilfe-Kursus. 
Ersatzweise, so Absatz 4, eine 
Bescheinigung über die Teil­
nahme an der Selbstschutz­
Grundausbildung. 
Dr. Bruno F. Schneider, Leiter 
�er Verbandspressestelle : "Das 
1st für uns natürlich l!ine recht 
gute Gelegenheit, die Fragen 
des Selbstschutzes an den 
Mann zu bringen." Denn der 
BVS machts - dank Steuer­
geldern - gratis: Wer sich in 
12 Stunden zum Selbstschürzer 
ausbilden läßt, zahlt keinen 
Pfennig. 

Führerschein-Bedingung sind 
indes laut StVZO nur sechs 
Stunden Erste Hilfe. Solche 
Kurz-Kurse führt zum Beispiel 
das Rote Kreuz durch und ver­
langt ro DM Unkostenbeitrag. 
Aber : Wer in r6 Stunden den 
ganzen Erste-Hilfe-Lehrgang 
des DRK absolviert, kann die 
10 DM sparen. 
Trotz solcher Konkurrenz ist 
- so Dr. Schreiber - dank 
der "permanenten Werbung" 
schon "ein Ansteigen der Aus­
bildungsquote zu bemerken". 
Wer jedoch den Selbstschutz­
Kursus absitzen will (der flugs 
von ro auf 12 Stunden ver­
längert wurde! . erfährt keines­
wegs mehr über Erste Hilfe am 
Unfallort als die Teilnehmer 
eines Kurzlehrgangs beim 
DRK. 
Denn er wird nicht nur in 
der "Bekämpfung von kleinen 
Bränden�', in "Rettung und 
Selbstbetreiung" unterrichtet. 
Er wird auch eindringlich "auf 
den Verteidigungsfall hinge­
wiesen, in dem sich diese Ge­
fahren voraussichtlich verviel­
fältigen werden. "  
Und aufgrund solch weiser 
Voraussicht "enthält diese Aus­
bildung" für den Autofahrer 
in spe auch gleich "Angaben 
über Schutzmöglichkeiten und 

richtiges Verhalten bei dem 
Einsatz von atomaren biolo­
gischen und chemischen' Kampf­
mitteln, sowie Hinweise auf 
die zweckmäßige Ausstattung 
von Schutzräumen." 
Und da der BVS seine Schäf­
lein nicht verkommen läßt, 
hören alle Kursusabsolventen 
auch gleich einiges "über eine 
hauswirtschaftlich vernünftige 
Bevorratung für Krisen und 
Notfälle". 
Der BVS - mit 20 Schulen 
10 Landesstellen, 401 Ortsstel� 
len und "Beauftragten in je· 
der Gemeinde" für den Ernst­
fall organisiert - braucht sol­
che Eichhörnchen : Er hat alle 
Gemeinden in "Selbstschutz­
Bezirke" unterteilt, die sich in 
"Selbstschutz-Blocks" gliedern. 
Ein solcher Block besteht aus 
vier bis acht "Selbstschutz-Ge­
meinschaften", für deren höch­
stens 12.'i Mitglieder der Ver­
band "alle einsatzfähigen Be­
wohner" jedes Hauses in der 
Kartei hat. 
Jede "Selbstschutz-Gemein­
schaft" aber braucht ihren 
"Selbstschutzwart" in BVS­
Drillich und Schutzhelm, der 
gut mit Feuerpatsche und 
Sandeimer umgehen kann. 
Und eben diese will der BVS 
künftig aus Führerschein­
Aspiranten rekrutieren. 

"Kommu­
nisten-
Scheiße" 
Ein aufsChlußreicher 
TestversuCh 

Von Arno Behrisd:J. 

Vor geraumer Zeit machte ic .. 
mu aen Spaß, in einer Ve. 
sammlung jene Kapitel aus 
dem Grundgesetz und der Ver· 
tassung von NKW vorzulesen, 
Oie s1cn mit Enteignung und 
Mitbestimmung betassen. Die 
l_2uelle nannte ich nicht son­
dern fragte die V ersam�elten, 
woher das wohl sein könnte. 
Die vielfache Antwort kam 
spontan : "Aus Propaganda­
schritten der SED oder DKP." 
Nun hat sich, wie die schwe· 
disehe Zeitung "Aftonbladet" 
berichtet, ein amerikanischer 
Reporter am Unabhängigkeits­
tag einen ähnlichen Scherz er­
laubt. Er schrieb die Unabhän­
gigkeitserklärung groß ab und 
rragte 300 Teilnehmer einer 
kirchlichen Veranstaltung, wer 
das wohl verfaßt haben könn-
te. 28 Prozent sagten : "Lenin". 
Andere antworteten :  "Von ei­
nem Kommunisten" oder Von 
einem, der unserem Land '�icht 
wohlgesonnen ist"; "Von e. 
nem Hippie". 
Das brachte den Reporter auf 
die Idee, die Unabhängigkeits­
erklärung in jenem Teil, der 
alle Menschen als von Gott 
gleichgeschaffen erklärt, als Pe­
tition abzuschreiben und um 
Unterschriften zu bitten. Als 
er auf Miamis Straßen die Leu· 
te dazu aufforderte, zeigte es 
sich, daß von 50 Personen nur 
eine zur Unterschrift bereit 
war. Zwei Personen. schrien : 
"Kommunistenscheiße". -
Jemand sagte : "Sei vorsichtig 
mit deiner Propaganda gegen 
die Regierung." Ein anderer 
wollte die Polizei rufen, wäh· 
rend wieder ein anderer sagte: 
"Man sollte FBI von diesem 
Unsinn unterrichten!" Einer 
der Angesprochenen las den 
ganzen Text und meinte: "Das 
muß das Werk eines Irren 
Wer wundert sich da nom 
über die qualvolle Diskrepanz 
zwischen Verfassungstext und 
Verfassungswirklichkeit hier 
bei uns und in dem Lande, 
das sidt gern 11Führungsmacht 
der freien Welt" nennen läßt . 
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(llaggia) 
UdSSR 
aus erster 
Hand 
1. Freundschaftslager  
Komsomol - SDAT 
beendet 

Von Doris Wichard 

dem 2. Bundeskongreß 
der SDAJ sprachen die Vertre­
ter des Lenmschen Komsomol 

der Sowjetunion die Einladung 
aus: .2.50 SDAJler sollten drei 
VVoChen lang das Land Lenins 
kennenlernen. Am .2.6. Juli war 
es soweit : bei Brest überquer­
·�en wir die sowjetisChe Gren­
ze. In Minsk, der Hauptstadt 
Belorußlands, legten wir am 
Ehrenmal der Opfer des Fa­
sChismus einen Kranz nieder. 
In Moskau sChließlich empfing 
uns das ZK des Komsomol. 
Ober Leningrad ging es weiter 

'zum Zielort unseres Lagers. 
Begeistert nahmen uns 100 
Komsomolzen im Lager Noorus 
an der Ostseeküste auf. Sie be­
mühten siCh, uns während des 
Aufenthaltes soviel wie mög­
liCh von ihrem Land zu 
zeinen. Gemeinsam besuchten 
wir tetriebe und Kolchosen. 
VVir diskutierten mit Experten 

Junge westdeutsche Sozialisten auf dem Revolutionsschiff 
A u r o r a  

I 

Folklore 
Revolutionäre 
Lieder 

- e-- 1 -
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Themen wie: Berufsausbildung 
in der UdSSR, die Stellung der 
Frau, die Pionier- und Kom­
somolbewegung. Ebenso trafen 
wir mit Veteranen der Okto­
berrevolution und der Roten 
Armee zusammen. Ein Höhe­
punkt des Lap:ers war ein ge­
meinsamer Arbeitseinsatz als 
solidarische Hilfe für das 
kämpfende Vietnam. Neben 
politischen SChwerpunkten ka-

Neue Ost­
pol itik? 
Bann läßt immer noch 
Kalten Krieg spielen 

Von Hans Klutbe 

VVilly Brandt fährt nach Mos­
kau DeutsCh-sowjetischer 
Vertrag abgesChlossen - Oder­
Neiße-Grenze anerkannt 
Neue Ostpolitik ! 
In der BRD scheint sich ein 
Klima der Verständigung zu 
den sozialistischen Staaten an­
zubahnen - außenpolitisch. 
Doch was gesChieht in der 
BRD? VVie steht es um die Be­
ziehungen zwischen bei�n , 
deutsChen Staaten? Kann in 
der BRD endlich objektiv über 
die DDR informiert werden; 
Zwei Dinge, die sich in der 
letzten Zeit ereigneten, sind 

men aber auch sportliChe Wett­
kämpfe und freundschaftliChe 
Einzelkontakte nicht zu kurz. 
Als Freunde .sind wir zu den 
Komsomolzen gefahren. Daß 
diese Freundschaft noch fester 
geworden ist, verdanken wir 
unserem ersten Treffen. Jeder 
war sich darüber im klaren, 
daß noch viele Treffen Kom­
somolzen - SDAJ folgen wer­
den. • 

symptomatisCh dafür, daß 
auch in dieser Situation der 
erste s• •zialistische deutsche 
Staat immer noch diskriminiert 
wird. 
1. Eine Ausstellung über die 
DDR, die im Jugendfrei;Zeit­
heim Vahvenwald (Hannover) 
gezeigt werden sollte, ist von 
der sozialdemokratischen Stadt­
verwaltung untersagt worden. 

I 
.2.. Mit Beschluß des Amtsge­
richts Bonn vom 16.  7. 1970 
wurde eine vom Zentralrat der 
FDJ herausgegebene Broschü�e 
"Bonner Staat - Feind der Ju­
gend", die der Jugendpresse­
club zur Information seiner 
Mitglieder bestellt hatte, be­
schlagnahmt. 
Das zeip;t, daß man trotz neuer 
Ostpolitik nicht bereit ist, die 
Beziehungen zwischen beiden 
deutschen Staaten zu normali­
sieren und statt dessen weiter 
kalten Krieges übt. Die Konse­
quenz daraus für die demokra­
tischen Kräfte der BRD muß 
sein: Zwin�n wir die Bundes­
regierung durch verstärkte Ak­
tionen, die DDR völkerrecht­
lich anzuerkennen ! 

Diese beiden und ü ber  
1 00 we itere 

��� '" � .. -· 
Weltkre is-Verlags-G mbH 
Schal l p latten 

Titel erhalten Sie bei der 46 Dortm und,  B rüderweg 1 6  
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" über ei nes werden wi r n ie mit uns reden lasse n :  über  bas Recht al ler  Deutschen,  i n  Frei heit ü ber  
sich sel bst zu besti m men . "  (Richard Stü cklen, Vo rsitzender der  Bonner CSU-Landesg ruppe, auf 
dem letzten CSU-Parteitag.)  Kei n  Tag vergeht, o h ne daß Leute wie Thadden, Stra u ß, G uttenberg, 
Spri nger u nd Stü cklen nach " Frei heit" und " Sel bstbesti m m u n g " rufen.  Fordern die reakti onären 
" Retter des Vate rlandes" Freiheit und Sel bstbesti m m u ng für  d ie Arbeiter von Kru p p  ( Essen)  und 
Leu na (DDR) ? Oder meinen sie i h ren Profit, i h re Macht? Für  d ie elan-Leser ist der marxistische 
Jou rnal ist Dr. G ü nther Kertzscher der Sache auf  den G rund gegangen . Er fragt : " Wer sol l  e igent­
l ich sel bst besti mmen?"  Und er stel lt  fest: " Was u nter Freiheit zu verstehen ist, hängt offenbar vom 
Klassenstand p u n kt ab. " 

Zum Beispiel : "Freiheit': .. 
D

er Freiherr von Guttenberg liebt es, 
sich prinzipiell und klassenmäßig aus­
zudrücken. Als Multimillionär, feuda­

ler Großgrundbesitzer und führender CSU-
Politiker vertritt er den reaktionären, 
aggressiven Standpunkt des Imperialismus 
entschieden und ziemlich offen. Für diese 
Offenheit muß man ihm in gewisser Weise 
dankbar sein. Denn gegenwärtig herrscht in 
der Bundesrepublik die Neigung vor, strate­
gische Absichten mit unbestimmten Aus­
drücken zu verschleiern·. Wenn dann ab und 
zu im Klartext gesprochen wird, so kann 
das vielen die Orientierung erleichtern. 
Kürzlich gab Guttenberg gegenüber dem 
Journalisten Günter Gaus in einem Fern­
sehgespräch folgendes Bekenntnis ab : "Ich 
bin der Meinung, daß alles politische Tun 
nur darauf gerichtet sein darf und sein 
muß, den Raum der Freiheit so weit als 
möglich zu gestalten. Und wenn ich das 
Säge, dann meine ich dies nicht nur für 
mich und für mein Volk, dann meine ich 
dies natürlich auch für meine Nachbarn ." 

Schlüsselwort "Freiheit .. 

Das ist deutlich und doch nicht ganz deut­
lich. Es kommt auf das richtige Verständ­
nis des Wortes "Freiheit" an. Gaus sieht 
darin das "Schlüsselwort" von Guttenbergs 
politischem Vokabular und fragt ihn, was 
damit gemeint sei. Guttenberg weicht aus. 
An der Aufgabe, die "Freiheit" zu definie­
ren, sei er bis heute gescheitert. Schließlich 
gelangt er doch zu einer wesentlichen 
Bestimmung: "Je mehr der einzelne an 
finanzieller Bewegungsfreiheit hat, um so 
mehr kann er seine Freiheit nützen und 
ausbauen." Auf die Frage, ob arme Men-· 
sehen frei sein können, antwortet Gutten­
�erg: "Leider nur in geringem Maße." Der 
Multimillionär und Großgrundbesitzer hat 
Freiheit - jedenfalls in der Bundesrepu­
blik, wo das System der kapitalistischen 
Ausbeutung noch immer besteht, die gro­
ßen Eigentümer mächtig sind und die 
Staatsmacht den großen Eigentümern 
dient. 
Deshalb ist die Bundesrepublik für die 
Reichen ein freier .Staat . Ihr Sprecher, 
28 

Guttenberg, wird geradezu überschweng­
lich: "Ich glaube ,  daß die Deutschen nie 
einen freieren Staat gehabt haben ." Er will 
sagen, es gab nie einen Staat, wo die Rei­
chen so reich waren. Logischerweise muß 
die Deutsche Demokratische Republik, in 
der die Großgrundbesitzer enteignet sind 
und die kapitalistische Ausbeutung abge­
schafft ist, einem Freiherrn von Gutten­
berg als System der Unfreiheit gelten. 

Name für Kapitalismus 

Was unter Freiheit zu verstehen ist , hängt 
offenbar vom Klassenstandpunkt ab . Für 
die Kapitalisten ist die Freiheit, andere 
Menschen auszubeuten, die Freiheit 
schlechthin . "Freiheit" ist für sie ein wohl­
klingender Name für das kapitalistische 
System , insbesondere für die imperialisti­
sche Ordnung der Bundesrepublik. In 
diesem Sinne wird ja in westdeutschen 
Schriften auch der Ausdruck "freie Welt" 
verwendet . Nach Karl Jaspers zum Beispiel 
gehören zur "freien Welt" :  die USA, Groß­
britannien, Schweden, Norwegen, Däne­
mark, die Niederlande, die Schweiz, öster-

reich, Belgien, Luxemburg, Italien, Fre­
reich, Irland , Island , Finnland , Griechen­
land , die Bundesrepublik, Japan. Die Zuge­
hörigkeit Spaniens und Portugals wird ein 
wenig verschämt als "fraglich" bezeichnet. 
Die "freie Welt" ist also eindeutig die kapi­
talistische Welt. 
Überprüfen wir diese Interpretation des 
Wortes "Freiheit" an einem älteren Text 
Guttenbergs. In einem öffentlichen Streit­
gespräch, das im Februar 1 965 in West­
berUn stattfand und dessen Protokoll 
veröffentlicht wurde, erklärte Guttenberg: 
"Mir scheint das erste Ziel der deutschen 
Politik die Wiederherstellung der Freiheit 
für alle Deutschen zu sein, und dies ist 
identisch mit dem Ziel also, das Ende des 
kommunistischen Regimes in der Zone 
anzustreben." Hier ist vollkommen klar, 
daß "Wiederherstellung der Freiheit" 
gleichbedeutend ist mit der Wiederherstel­
lung eines kapitalistischen Systems, eines 
imperialistischen Regimes. Unsere IIJiiK­
pretation erweist sich als richtig. W 
Damit ist auch die Darstellung der Strate­
gie des westdeutschen Imperialismus, die 
Guttenberg kürzlich im Fernsehen gegeben 
hat , vollkommen deutlich. Setzen wir für 
das Wort "Freiheit" als genauere Bezeich­
nung Kapitalismus oder Imperialismus ein, 
so lautet die oben zitierte Zielsetzung, 
"den Raum des Imperialismus so weit als 
möglich zu gestalten". Wohlgemerkt, es 
geht um eine territoriale Erweiterung des 
Raumes für den westdeutschen Imperialis­
mus. Guttenberg hob ausdrücklich hervor, 
daß die "Nachbarn" einbezogen werden 
sollen .  Das heißt, die Expansion des impe­
rialistischen Herrschaftsbereiches soll sich 
auf die DDR und andere sozialistische 
Länder erstrecken. Das ist gemeint, wenn 
von der Veränderung des Status quo die 
Rede ist. Das ist die weitreichende Absicht , 
wenn der DDR die völkerrechtliche 
Anerkennung verweigert wird. 

Fehlerhafte Logik 

Die DDR erstrebt ein Verhältnis der fried­
lichen Koexistenz zur Bundesrepublik auf 
der Grundlage normaler gleichberechtigter 



völkerrechtlicher Beziehungen. Diese 
Politik der friedlichen Koexistenz kommt 
dem Wunsche auch der meisten Westdeut­
schen nach Sicherheit und Frieden entge­
gen. Leute wie Guttenberg merken wohl, 
daß es einer handfesten Demagogie bedarf, 
wenn sie diese Menschen auf den Irrweg 
ihrer imperialistischen Expansionspolitik 
ziehen wollen. Guttenberg macht es auf 
folgende Weise : 
Erste Prämisse : Es war ein Fehler, daß "der 
Westen um des Friedens willen mit Adolf ����� seinen Fjrieden machte". - Das ist 

Zweite Prämis e :  "Das gleiche gilt heute 
gegenüber den Machthabern jenseits des 
Eisernen Vorh ngs." - Das ist eine hane­
büchene Unwahrheit. Nazis und Kommu­
nisten sind nicht das gleiche, sondern bil­
den einen extremen Gegensatz. 
Schlußfolgerung aus der wahren und der 
iAhen Prämisse : Es ist ein Fehler, mit 
ct"'f!ll' Kommunisten "seinen Frieden zu 
machen". - Dieser Satz muß nach den 
Regeln der Logik falsch sein und ist es 
auch. Aber es ist klar, was Guttenberg 
damit sagen will : Friedliche Koexistenz 
mit der DDR und mit den anderen soziali­
stischen Ländern darf nicht stattfinden! 

Kriegsrisiko eingeschlossen 

Guttenberg stellt sich damit nicht weit ent­
fernt von dem Standpunkt des berüchtig­
ten William Schlamm , der erklärte, "daß 
der Kommunismus am Frieden gedeiht, 
Frieden will, im Frieden triumphiert". 
Schlamm zog daraus den Schluß: "Der 
Westen, wenn er am Leben bleiben will, 

muß glaubhaft entschlossen sein, Krieg zu 
führen ." 
Gaus hört auch in Guttenbergs Sätzen den 
Funken der Kriegsgefahr knistern. Er fragt 
ihn, "ob in seiner, auf eine Veränderung 
des Status quo abzielenden Politik das 
Risiko eines kriegerischen Konflikts ein­
kalkuliert ist" .  Der Politiker Guttenberg, 
der ja auch einmal wieder gewählt werden 
will,. muß ein bißchen vorsichtiger sein als 
der Publizist Schlamm. Er meint, daß "der 
Kommunismus kein Ewigkeitswert" sei, 
daß die "Revolutionäre ermüden", daß 
vom Kommunismus "Stück für Stück ab­
bröckeln" werde. Es sei seine Absicht, 
"diesen Prozeß zu fördern", man müsse die 
"freiheitlichen Kräfte drüben unter­
stützen". (Zur Bedeutung von "freiheit­
lich" siehe oben!)  
Natürlich kann ein gegebenes strategisches 
Ziel, in diesem Fall die Expansion der 
Herrschaft des Imperialismus, mit wech­
selnden taktischen Mitteln angegangen 
werden. Was Guttenberg hier beschreibt, 
ist die Taktik, die gegenwärtig für be­
stimmte Kreise der Bundesrepublik im 
Vordergrund steht . Damit ist die berechtig­
te Frage, die Günter Gaus gestellt hat, 
nicht zurückgewiesen . Eine Politik der Ver­
änderung des Status quo schließt tatsächlich 
das Kriegsrisiko ein. 

Artikel 7 als "Errungenschaft" 

Die von Guttenberg erläuterte Politik des 
westdeutschen Imperialismus 'ist ein Teil­
stück der Globalstrategie Washingtons. Er 
legt darauf besonderen Wert und wendet 
sich scharf gegen jede Tendenz, diese 

Bindung im Interesse einer selbständigen 
Politik der Entspannung zu lockern. Dabei 
berief er sich in einer Bundestagsrede Ende 
Mai 1 970 auf den "Artikel 7 des Deutsch­
landvertrages, der eine der größten und 
geschichtlich wirksamsten Errungenschaf­
ten Adenauers war, weil mit diesem Arti­
kel 7 die Westmächte die Verpflichtung auf 
sich genommen haben, für die Freiheits­
rechte der Deutschen einzutreten". 
In diesem Artikel haben sich die Unter­
zeichner, insbesondere die USA und die 
Bundesrepublik, in der Tat auf das Ziel 
festgelegt, ein vereinigtes Deutschland zu 
schaffen, "ähnlich · wie die Bundesrepu­
blik" und ,,in die europäische Gemein­
schaft integriert", das heißt ein kapitalisti­
sches Deutschland, das die DDR annektiert 
und sich dem imperialistischen System ein­
gliedert. Das ist, wie wir sehen, genau das, 
was Guttenberg mit "Freiheit" zu bezeich­
nen pflegt. Aber er kommt zu spät. Die 
Bürger der DDR haben sich schon längst 
die Freiheit genommen, einen sozialisti­
schen deutschen Staat zu errichten. 
Wenn düi Frage nach der Strategie der 
Bundesrepublik gestellt wird, so erhält man 
oft unbestimmte und zweideutige Antwor­
•ten. Was aber Guttenberg und seine 
Gesinnungsfreunde betrifft, so ist die Ant-
wort eindeutig: 

' 

Expansion der imperialistischen Herrschaft 
im Gleichschritt mit der amerikanischen 
Globalstrategie, Export der Konterrevolu­
tion in die" DDR und andere sozialistische 
Länder. Eine solche Strategie ist ebenso 
aussichtslos wie riskant. Sie bildet heute 
die ernsteste Bedrohung der Sicherheit. 

Europas. 

. . . und "Selbstbestimmung" 
N

euerdings ist in der Bundesrepublik 
das Wort Selbstbestimmung wieder 
mächtig in Mode gekommen. Es wäre 

aber ein Irrtum, das als Aufschwung der 
Demokratie und der Völkerrechtstreue zu 
deuten. Am lautesten gellt nämlich das 

· Signal "Selbstbestimmung" aus den Hälsen 
der schwärzesten und aggressivsten Reak­
tionäre. 
So verkündete der CSU-Parteitag Anfang 
Juli in seiner politischen Resolution als 
erstes Prinzip : "Richtschnur und Ziel der 
Deutschland- und Ostpolitik ist das Selbst­
bestimmungsrecht des deutschen Volkes. 
Alles muß getan werden, was der schließli­
ehen Verwirklichung dieses Rechtes dient. 
Alles muß unterlassen werden, was diese 
Verwirklichung behindert ." 
Warum Strauß und seine Kumpane aus der 
Rüstungsindustrie das Wort "Selbstbestim­
mung" auf ihre Fahnen geschrieben haben 
und was sie damit eigentlich meinen, wird 
noch zu untersuchen sein. Als sicher kann 
man schon jetzt annehmen, daß sie damit 

gegen die DDR nichts Freundliches be­
absichtigen. Dem Unfreundlichen wurde 
ein wohlklingender Name gegeben. 
Von seiner sprachlichen Zusammensetzung 
her sagt das Wort nicht viel. Wer soll 
eigentlich selbst bestimmen? Oder über 
sich selbst bestimmen? Oder über was 
eigentlich sonst bestimmen? In der 
Bundesrepublik, wo große Mühe auf die 
Verbreitung politischer Unbildung ver­
wendet wird, werden viele bei dem Worte 
.Selbstbestimmung nichts Bestimmtes zu 
denken vermögen. Darauf bauen Strauß 
und andere Selbstbestimmungstrompeter. 
Wer aber mit dem Wort einen vernünftigen 
Gedanken verbindet, erkennt einen er­
staunlichen Vorgang: Die Herren, die da so 
unbekümmert mit Selbstbestimmung um 
sich werfen, zertrümmern die Scheiben· 
ihres eigenen Glashauses. Wirkliche und 
ernsthafte Selbstbestimmung wäre für sie 
sehr unangenehm .  
Die Idee des Selbstbestimmungsrechts wur­
de einst von bürgerlich-revolutionären 

Bewegungen im Kampf für unabhängige 
bürgerliche. Nationalstaaten vertreten. Eine 
große Rolle spielt das Selbstbestimmungs­
recht in Lenins Schriften. Die Zaren­
monarchie schloß viele Völker wie in 
einem Gefängnis ein. Die Arbeiterklasse, 
die ihre soziale Befreiung im Kampf gegen 
das zaristische System erringen mußte, und 
die nationalen Befreiungsbewegungen hat­
ten also denselben gemeinsamen Feind. Die 
Losung des Selbstbestimmungsrechts für 
die Nationen war im zaristischen Völker­
gefängnis ein wichtiges Element im Pro­
gramm der Arbeiterpartei. 

Selbstbestimmung und Klassen-
kampf gehören zusammen 

Lenin hat uns gelehrt, daß die Wahrheit 
immer konkret ist. Für ihn war das Selbst­
bestimmungsrecht nicht irgendein abstrak­
tes juristisches Prinzip, das auf Teufel­
komm-raus in jeder beliebigen Situation 
mechanisch anzuwenden wäre. Auch in der 
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nationalen Frage, so sagte er, dürfe man 
"keine abstrakten und keine formalen 
Prinzipien in den Vordergrund rücken". Er 
gab dem Begriff Selbstbestimmung stets 
einen reichen konkreten Inhalt. In den 
Thesen zur nationalen Frage von 1913 
schrieb er, die Sozialdemokraten müßten 
im Hinblick auf das Selbstbestimmungs­
recht in jedem einzelnen Falle eine selb­
ständige Einschätzung geben, wobei sie 
"vor allem die Interessen des Klassen­
kampfes des Proletariats für den Sozialis­
mus berücksichtigen müssen". Das Selbst­
bestimmungsrecht existiert nicht unabhän­
gig vom Klassenkampf! 
Wenn Lenin schon vor der Oktober­
revolution den sozialen Inhalt des nationa­
len Selbstbestimmungsrechts hervorhob,  so 
kann es in unserer Epoche des Obergangs 
vom Kapitalismus zum Sozialismus erst 
recht nicht aus diesem großen welt­
geschichtlichen Umwälzungsprozeß heraus­
gelöst werden. Der wesentliche Inhalt des 
Selbstbestimmungsrechts ist vom Haupt-· 
inhalt unserer Epoche abzuleiten. Jede 
Nation, jedes Volk oder sonstige Gemein­
schaft steht in dieser Epoche vor der Auf­
gabe, eine veraltete Gesellschaftsformation 
hinter sich zu lassen und den Weg in die 
gesellschaftliche Ordnung der Zukunft , in 
den Sozialismus und Kommunismus, zu 
finden. Jedes Volk hat ein geschichtliches 
Recht darauf, diesen Weg zu gehen. Es ist 
unrecht , ihm diesen Weg zu verlegen. Das 
ist heute der Kern des Selbstbestimmungs­
rechts. 
Im Hinblick auf die Selbstbestimmung ist 
die Lage in d er DDR von der Lage in der 
Bundesrepublik grundlegend verschieden. 
Das Volk der DDR hat in den vergangenen 
25 Jahren von seinem Selbstbestimmungs­
recht Gebrauch gemacht . Das Volk in der 
BundeSrepublik ist daran gehindert 
worden. 

In Sachsen verwirklicht, in Hessen 
nicht 

Wir stellen das nicht nur mit dem Blick auf 
die Ergebnisse fest. Das Volk der DDR hat 
entscheidende Akte der Selbstbestimmung 
in aller Form als freie Abstimmung voll­
zogen. Die Jahre nach der totalen Nieder­
lage des deutschen Imperialismus im zwei­
ten Weltkrieg und vor seiner Wiederherstel­
lung in Westdeutschland waren eine Zeit, 
in der wichtige Weichen gestellt wurden. 
Am 30. Juni 1946 fand im Land Sachsen 
ein Volksentscheid statt über die Ent­
eignung der Kriegs- und Naziverbrecher 
und die Oberführung ihres Eigentums in 
die Hände des Volkes. 77 Prozent stimm­
ten dafür. Wenige Monate später, am l .  
Dezember 1946, , stimmten bei einem 
Volksentscheid im Land Hessen 72 Pro­
zent, fast soviel wie in Sachsen, für die Ent­
eignung der Bank- und Konzernherren. In 
Sachsen wie in Hessen waren etwa drei 
Viertel der Bevölkerung entschlossen, 
Lehren aus der Geschichte zu ziehen und 
grundlegende Veränderungen der Macht­
struktur vorzunehmen. Das waren bedeu-
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tungsvolle Akte der Selbstbestimmung, die 
in Sachsen wie in Hessen gleichermaßen 
der progressiven Entwicklungsrichtung ent­
sprachen. 
Nun aber kommt der große Unterschied. 
Sachsen lag in der damaligen sowjetischen 
Besatzungszone. Die Besatzungsmacht 
respektierte die in freier Abstimmung ge­
troffene Entscheidung. Es wurde so ver­
fahren, wie das Volk selbst bestimmt hatte. 
Hessen lag in der amerikanischen Besat­
zungszone. Die amerikanische Militärregie­
rung mißachtete das Selbstbestimmungs­
recht. Sie verbs> . .Lc:iie Realisierung dessen, 
was die hessische Bevölkerung beschlossen 
hatte. Die Durchführung des demokrati­
schen Beschlusses wäre bei weitem noch 
keine sozialistische Umgestaltung gewesen, 
hätte aber doch schon die Macht der 
Monopole eingeschränkt. 
In der DDR ging man daran, eine sozialisti­
sche Gesellschaft zu errichten. 1968 gab 
sich das Volk der DDR eine sozialistische 
Verfassung. Der Entwurf wurde wochen­
lang in Hunderttausenden von großen und 
kleinen Veranstaltun��n erörtert. Schließ­
lich wurde ein auf Grund der Vorschläge 
verbesserter Entwurf ani 6. April 1968 zur 
Abstimmung gestellt. Mit Ja stimmten 
1 1  363 803, mit Nein 409 329 stimm­

berechtigte Bürger. So war die Verfassung 
mit großer · Mehrheit angenommen. Die 
DDR wird im Artikel 1 definiert als die 
"politische Organisation der Werktätigen in 
Stadt und Land, die gemeinsam unter 
Führung der Arbeiterklasse und ihrer 
marxistisch-leninistischen Partei den Sozia­
lismus verwirklicht". Dazu hatten 94,49 
Prozent der · Stimmberechtigten Ja gesagt .. 
Das war wiederum ein wichtiger Akt der 
Selbstbestimmung. 
Was dagegen das Grundgesetz der Bundes­
republik betrifft , so ist festzustellen: Die 
Bevölkerung Westdeutschlands hat niemals 
Gelegenheit gehabt, dazu in einer Ab­
stimmung ja oder nein zu sagen. 
Die DDR und die Bundesrepublik nehmen 
im geschichtlichen Prozeß grundverschie-

dene Positionen ein: hier der vollzogene 
Obergang zur neuen Gesellschaft , dort das 
Zurückbleiben in einer überholten Gesell­
schaftsformation. Selbstbestimmung heißt 
für das Volk der DDR, nachdem der für 
unsere Epoche entscheidende Akt der 
Selbstbestimmung vollzogen ist , insbeson­
dere auch die errungene Freiheit gegen 
konterrevolutionäre Interventionspläne der 
Imperialisten zu wahren. Für die Bevölke­
rung der BRD heißt Selbstbestimmung der 
historische und völkerrechtliche Anspruch, 
sich von der Herrschaft des Imperialismus, 
von der Macht der Monopole zu befreien. 

Was Strauß & Co. damit meinen 

Strauß und Konsorten wollen sich über 
diesen Unterschied hinwegschwindeln und 
reden vom "Selbstbestimmungsrecht des 
deutschen Volkes". Ja, sie interessieren 
sich dabei vor allem für die "Landsleua. 
der Zone". Das ist eine Form der Al-­
vertretungsanmaßung. Sie verweigern der 
westdeutschen Bevölkerung ihr Selbstbe­
,stimmungsrecht und mischen sich in die 
Angelegenheiten der DDR ein. 
Das Volk der DDR hat bewiesen, daß es 
sein Selbstbestimmungsrecht wahrzu­
nehmen versteht. Um es völkerrechtlich 
auszusprechen :  Das Volk der DDR ist ein 
Subjekt der Selbstbestimmung, die Bevöl­
kerung der Bundesrepublik ist ein anderes 
Subjekt der Selbstbestimmung. Das muß 
schön sorgfältig auseinandergehalten 
werden ! . 
Die anfangs zitierten programmatischen 
Sätze der CSU entspringen natürlich nicht 
einem mangelhaften Unterscheidungsver­
mögen. Richtschnur der CSU-Politik sei 
"das Selbstbestimmungsrecht des deut­
schen Volkes".  Die beiden Subjekte der 
Selbstbestimmung werden einfach zusam­
mengerührt. Wozu? Welche Veränderung 
soll denn das Ergebnis dieser "SelbA· 
stimmung" sein? Soll die westdeutR 
Bevölkerung endlich, wie in der DDR 
bereits geschehen, den Imperialismus ab­
schaffen und den Weg in die gesellschaft­
liche Zukunft beschreiten? Das meinen 
Strauß und Kompanie doch wohl nicht . 
Umgekehrt , ihr Ziel ist es, die Ergebnisse 
der Selbstbestimmung in der DDR auf­
zuheben und den sozialistischen deutschen 
Staat dem Imperialismus zu unterwerfen. 
Deshalb wird in der CSU-Resolution weiter 
erläutert, daß Gewaltverzichtsverträge, die 
der "Festschreibung" des Status quo 
dienen, "mit dem Selbstbestimmungsrecht 
der Deutschen unvereinbar" seien. 
Da haben wir es: Mit "Selbstbestimmung" 
meinen sie die Veränderung des Status quo 
zugunsten des westdeutschen Imperialis­
mus, Konterrevolution in der DDR, 
Annexion der DDR . Sie mißbrauchen das 
Wort "Selbstbestimmung", um das Gegen­
teil von Selbstbestimmung damit zu deko­
rieren. In der Tat scheuen die Imperialisten 
keine Gewalttaten, sich die Selbstbestim­
mung der Völker vom Halse zu halten, 
solange es geht. Immer größer wird die 
Zahl der Länder, in denen es nicht mehr 
geht. 





H ier sind die Beweise ! Trotz Bonner Dementis : 

Die geheime 
Giftgas-Rüstung 
Von G ünter Wall raff und Hans-Jörg Heimbrecht 

"Uns wird immer wieder gesagt, die Bundeswehr sei ein Instrument zur Sicherung des Friedens. Wir 
haben das Gegenteil erfahren . • • .  Deshalb fordern wir: Verbot der Lagerung und Herstellung von 
chemischen und biologischen Kampfstoffen auf dem Boden der BRD." (Aus der Studie "Soldat '70") 

Seit einem Vierteljahr ist es 
bekannt, und seit einem Viertel­
jahr versucht das Verteidigungs­
ministerium, es zu verschleiern. 
Im März nämlich schrieb die 
Zeitschrift ,konkret': ,,Hier sind 
die Beweise : Bundeswehr hat 
Giftgas." Grundlage für diese 
Behauptung waren Recherchen 
des Projektbereichs Kriegs­
forschung im Verband Deut­
scher Studentenschaften (VDS). 
Beim Studium einiger Heeres­
dienstvorschriften hatten wir 
entdeckt, daß z.B. in der HDv 
2 1 5/5 1 ("Die Ausbildung mit 
Handgranaten") lang und breit 
über chemische Handgranaten 
geschrieben wird : " . . .  während 
die chemischen Handgranaten 
zur Erzeugung von künstlichem 
Nebel und Bränden gebraucht 
werden oder zur Feindbekämp­
fung mittels chemischer Kampf­
stoffe. " Im Anschluß werden 
zwei derartige Handgranaten 
beschrieben: Die ,Reizstoff­
handgranate' CN-DM-M6 
" . • .  entwickelt ein Reizgas, das 
in geschlossenen Räumen zum 
Aufsetzen der ABC-Schutz­
maske oder zum V erlassen der 
Deckung zwingt . Eingeatmet 
kann es tödlich wirken. "  Die 
,Tränengashandgranate' CN-M7 
" . . .  entwickelt ein Reizgas, 
das . . . ähnlich wirkt." Ein 
weiterer Kampfstoff wird in der 
HDv 1 32/6 "Darstellungsmittel 
für die Ausbildung in der ABC­
Abwehr" ("Dies ist ein gehei­
mer Gegenstand . . .  Mißbrauch 
wird bestraft.") beschrieben: 
Das Giftgas CS. Die Amerikaner 
verfügen über eine reiche Er­
fahrung mit diesen drei Kampf­
stoffen : In Vietnam werden sie 
tonnenweise eingesetzt zur 
"Befreiung" der befreiten Ge­
biete. Die schweizer Ärztever-
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emtgung "Centrale Sanitaire 
Suisse" berichtet darüber in 
einer umfangreichen Dokumen­
tation. 
Die Fernsehsendung ,Monitor' 
nahm sich der Sache an. Zusätz­
lich interviewte sie einige ehe­
malige Bundeswehr-Offiziere, 
die über ihre Erfahrungen mit 
den offiziell nicht existierenden 
Kampfstoffen berichteten. Die 
Sendung schloß mit einem 
Interview mit dem Staatssekre­
tär im Verteidigungsministe­
rium, Berkhan. Es handele sich 
bei den genannten Kampfstof­
fen um harmlose Tränengase 
zur Erprobung der Dichtigkeit 
von Gasmasken. Davon, daß die 
Centrale · Sanitaire Suisse ge­
schrieben hatte, eine 200-
Gramm-CS-Granate töte 8- 1 8  
Menschen (im Freien), hatte 

Abbildung aus der geheimen 
Verschlußsache HDv 1 32/6. 
Darin heißt es zynisch zum 
"Reizstoff CS": ,,Nach einer 
Einwirkungszeit von mehr als 
20 Sekunden ist der unge­
schützte Soldat zunächst nicht 
mehr verwendungsfähig." Der 
,,gezielte Wurf gegen Personen 
oder Fahrzeuge" ist bei der 
übung verboten. 

Herkhan noch nichts gehört . 
"Es ist ja schön, daß ich von 
Ihnen auch mal was Neues er­
fahre." Das Zweite Deutsche 
Fernsehen, immer um ein Kon­
trastprogramm bemüht, brachte 
die Gegendarstellung. CDU-Fan 
Gerhard Loewenthal bewies, 
weshalb die Bundeswehr keine 
C-Kampfstoffe haben kann : Sie 
hat 1 954 in den WEU-Verträgen 
darauf verzichtet . Aber : die 
Russen hätten Giftgas !  Und da 
man damit rechnen müsse, daß 
sie es auch einsetzen, müsse sich 
die BuWe auf die Abwehr ein­
richten. Das geschieht z.B. in 
der Erprobungsstelle 53 in Mun­
sterlager. Mit winzigen Mengen 
der Kampfstoffe werden Versu­
che an Mäusen gemacht. Um zu 
beweisen, daß in der E 53 alles 
mit rechten Dingen zugeht, lud 
man eine sorgfältig ausgewählte 
Gruppe von Journalisten ein, 
zeigte ihnen, was sie sehen durf­
ten, und sie berichteten entspre­
chend. Loewenthal kommt zu 
der frisch-fröhlichen Feststel­
lung: "Nur wirklich Böswillige 
·können jetzt noch behaupten, 
Qaß die Bundeswehr chemische 
Kampfstoffe besitzt ." 
Wenn wir Loewenthal selbst 
keine Böswilligkeit unterstellen 
wollen, so müssen wir ihm doch 
eine beträchtliche Portion 
Naivität bescheinigen; denn 
außer der Erklärung, bei den 
erwähnten Handgranaten han­
dele es sich gar nicht um Hand­
granaten, da sie keine Spreng­
kraft besäßen, bringt der auf­
rechte Fernsehmann nichts 
Neues. Nach Loewenthal han­
delt es sich um "Schwelkerzen" 
zur Erprobung der Dichtigkeit 
von Gasmasken. Das Verteidi­
gungsministerium selbst reagier­
te durch interne Rundschrei-

ben. Tenor natürlich : Alles nur 
kommunistische Hetze. An­
sonsten : Die gleichen Verharm­
losungen wie im ZDF-Magazin. 

Die Wahrheit iiler E 53 

Zur Erprobung von Abwehr­
mitteln benötigt man keine 
2500 Kubikmeter große 
BC-Prüfhalle. Das hatten schon 
vor vier Jahren mehrere Beamte 
im Verteidigungsministerium er­
kannt und sich bei ihren Vor­
gesetzten beschwert. Statt einer 
Antwort erhielten sie einen Ver­
setzungsbefehl. An einer weni­
ger "brisanten" Stelle durften 
sie weiterarbeiten. Tatsache ist : 
eine 2500 m3 große Halle ist 
zwar nach herkömmlichen MA 
stäben nicht groß, aber die 'PI"' 
Abwehrversuche maximal ver­
tretbare Größe beträgt etwa ein 
Fünftel davon. Selbstverständ­
lich wurde den geladenen Jour­
nalisten diese seit 1 967 beste­
hende Einrichtung der E 5 3  vor­
enthalten. 
Einmal wäre doch beinahe 
etwas ans Licht gekommen : Als 
bei einem Kampfstoffunfall 
kurz nach der Inbetriebnahme 
1 2  Soldaten verletzt wurden, 
wollte der "stern" Genaueres 
wissen. Doch die Journalisten 
wurden abgeschoben, die Opfer 
mit hohen Schweigegeldern 
bestochen. Das Unglück war die 
Folge eines übergroßen Be­
Eifers: Man hatte die Lüftungs­
anlagen der Halle zu klein be­
messen. 
Allen gegenteiligen Erklärun. 
zum Trotz wissen wir: Seit 
Indienststellung der Halle sind 
dort 68 Großversuche zur EiD­
satzerprobung von C-Kampf­
stoffen durchgeführt worden. 
Für jeden Versuch braucht man 
etwa die gleiche Kampfstoff­
menge, die die USA nach offi­
ziellen Angaben pro Jahr in die 
Bundesrepublik liefert. Woher 
kommt der Rest? Doch davon 
später. 
In den offiziellen Erklärungen 
hatte es geheißen, die größten 
Versuchstiere in Munsterlager 
seien Mäuse und Ratten. Um 
die Wirkung von Giften und 
Gegengiften auf den Organis­
mus zu testen, reichen diese 
Tiere aus. In Monsterlager aber 
gibt es Tiere, die nach Körper­
größe und Physiologie dem 
Menschen wesentlich näher­
kommen: Schafe und Affen 
werden, an Brettern festgebUn­
den, den Kampfstoffnebeln aus­
gesetzt. Sie verenden oft unter 
schrecklichsten Qualen. 



ost ( = Senfgas) ist in erster 
inie ein Hauptkampfstoff. Die 
erühru ng mit der Haut wird 
m:i..:hst nicht wahrgenommen, 
a..:h einigen Stunden entstehen 
lasen, die nach einigen Tagen 

eiternde ,  schwer heilende 
unden übergehen .  Ein Zehn­
usemlstd Gramm genügt be­

•its.  um die Symptome hervor­
trufen. Auch die Lostdämpfe 
nd hochgiftig. Obwohl einer 

er ältesten Kampfstoffe, hat er 
is heute seine Bedeutung nicht 
•rloren. Da er sich nur sehr 
ngsam verflüchtigt , ist er ideal, 

m Gebiete langfristig zu ver­
uchen. Lost d ringt in kurzer 
eit durch fast alle Materialien , 
gar Leder und Ziegelsteine . 

hosgen zerfrißt die Lunge. Im 
r;· Weltkrieg in großen 
en".:n ei ngesd zt . Verlor mit o 

er Fntwicklung der Nervengase 
• ine Bedeutung. 
ervengase lähmen das Nerven­

•ste m .  Chemisch sind sie den 
ekann ten Insektengiften wie 

605 verwandt . Giftigste 
a m pfsto ffklass..: . Die Entwick­

tng begann nach dem Ersten 
'elt krieg vor allem bei der 
;-Farbenindustrie-AG (heute 
a yer, Hoechst und BASF). Die 
·ka nntesten im Zweiten Welt­
ieg entwickelten Nervengase 

nd Tabun und D FP. Ein 
ramm Tabun tötet 50 Men­
·hen. Nach dem 2. Weltkrieg 
urd t•n noch wesentlich gifti­
·re Nervengase entwickelt . 
S :  Pulverförmige Substanz, die 
it Brandsätzen verdampft 
ird. Die Symptome treten auf 

e i ner Konzentration von 
neru bis sechs Tausendstel 
ram m  pro Kubikmeter Luft : 
ränenflu!�. Brennen der 
ugen . Verbrennungen der 
aut , Brechreiz, Verätzung der 
temwege. Muskelschwäche , 
i t t ern . bei höheren Konzen­
ationen starke Schmerzen am 

an •en Körper, Kreislaufstörun­
en. die Lungen füllen sich mit 
lut .  Die Symptome klingen im 
l lge meinen erst nach Tagen a b ;  

· e  können zu Bewußtlosigkeit 
1 Tod durch Ersticken führen.  

ie Schmerzen sind so unerträg-
ch . daß die Opfer häufig 
elbst mordvt• rsuche unter­
t•hmt•n . CS wird von den US­
ggressmen in Vietnam in 

robt·m Rahmen eingesetzt.  
N und DM: Ähnliche Sympto­

I L' wie es, aber höhere Töd­
ch keit . 
N-D M :  Sogenanntes ,takti­

ches Gemisch' aus den Kampf­
tuffe n CN und D M ,  durch das 
t e  Wirkung noch gesteigert 
·ird . 

Damit genug. Es bleibt die 
Frage, ob der jetzige Verteidi­
gungsminister und sein Vorgän­
ger über den vollen Umfang der 
BC-Rüstung in der Bundeswehr 
orientiert waren ; oder geschah 
das Ganze möglicherweise mehr 
oder weniger hinter ihrem 
Rücken und gedeckt von eini­
gen reaktionären Generalen? 

Eine kleine Firma in Harnburg­
Bahrenfeld 

Die "Chemische Fabrik Dr. 
Stoltzenberg" kann auf eine 
vierzigjährige Erfahrung im 
Umgang mit Kampfgiften zu­
rückblicken. Im Jahre 1928 
ereignete sich ein Unfall, bei 
dem über I 00 Menschen ver­
letzt wurden: Ein Behälter mit 
Phosgen explodierte. Wie sehr 
sich Weimar und Bonn doch 
gleichen: Im Versailler Vertrag 
hatten die Deutschen 1 9 1 9  auf 
Besitz und Herstellung von 
chemischen Kampfstoffen ver­
zichtet. Nun ist Phosgen sowohl 
ein Kampfstoff als auch ein 
wichtiges Zwischenprodukt der 
chemischen Industrie, weshalb 
ein Vertragsbruch im allgemei­
nen schwer nachweisbar ist. 
Daß es aber in der Weimarer 
Republik eine illegale Aufrü­
stung gegeben hat, ist ja hin­
länglich bekannt . 
Stoltzenberg war einer der 
führenden Kampfstoffexperten 
im Nazi-Deutschland. In dem 
Lehrbuch "Schulversuche zur 
Chemie der Kampfstoffe" ( ! )  
von W. Kinttof aus dem Jahr 
1935 ist die Hamburger Firma 
mehrfach erwähnt. Im Vorwort 
dankt ihr der Verfasser für die 
Überlassung von Klischees ; 
häufig wird auf Erzeugnisse des 
Hauses verwiesen. 
Heute weist sein Fertigungs­
programm offiziell die "Voll­
blickmaske ", eine durchsichtige 
Gasmaske, "gelben Phosphor in 
Stangen" .  sowie "Nebel weiß 
und farbig" auf. 
Bei dieser Firma rufen wir mcil 
an. 
Wir werden verbunden mit dem 
Prokuristen, Herrn Leuschner. 
Wallraff: "Guten Tag, Herr 
Leuschner, hier Kruse, BWB." 
Das BWB (Bundesamt für Wehr­
technik und Beschaffung) in 
Koblenz ist zuständig für die 
Versorgung der Erprobungs­
stelle 53.  
"Könnten wir wohl in der 
nächsten Zeit mal wieder eine 
größere Menge Stickstofflost 
über Sie beziehen? " 
Leuschner ist einverstanden. Im 

Lostvergiftgung nach einem Tag 

Verlauf des Gesprächs erzählt er 
auch, wieviel Kampfgas die 
BuWe beim letztenmal erhalten 
hat : 35  kg - eine stattliche 
Menge ! Und da Leuschner 
immer gesprächiger wird, er­
fahren wir einiges Neues, Ver­
mutungen werden untermauert. 
So hören wir, daß die Abteilung 
unseres "Kruse" offenbar nicht 
die einzige Stelle ist, die bei 
Leuschner Kampfstoffe bezieht, 
denn er sagt : "Es wird viel ver­
langt zur Zeit."  Die Firma hat 
auch schon das Giftgas Tabun 
geliefert und hat sogar noch 
Restbestände am Lager, die sie 
nicht mehr verkaufen kann. 
Durch eine Panne war durch­
gesickert, daß nicht alles Tabun, 
wie vorgeschrieben, aus den 
USA stammt. 
Bei einem zweiten Anruf am 
nächsten Tag erfahren wir den 
ungefähren Preis für das Lost : 
1 800-2000 DM pro Kilo­
gramm. Die Bundeswehr läßt 
sich ihre Kampfstoffversorgung 
schon etwas kosten. 
Diese Gespräche , die zusammen· 
mindestens eine Viertelstunde 
dauerten und teilweise in einen 
rechten Plauderton einmünde­
ten, fanden statt unter der An­
wesenheit von Zeugen, die be­
reit sind, das wörtliche Proto­
koll zu bee1den. 
Zu Anfang dieses Jahres hatte 
Verteidigungsminister Helmut 
Schmidt dem Bayer-Chef Prof. 
Hansen in einem Brief bestätigt, 
daß die Bundeswehr noch nie 
chemische Kampfstoffe von 
deutsche:::1 Firmen bezogen 
habe. (Damals hatten wir nach­
gewiesen, daß die Firma Bayer 
Patente für neuartige, noch gif­
tigere Kampfstoffe besitzt .) 
Nun erweist sich dieses Schrei­
ben als pure Augenwischerei. 

Es ist so gut wie ausgeschlossen, 
daß wir mit unserem Test schon 

Kampfstoff­
Firmen erwischt haben, denn 
das Konzept der BuWe ist klar: 
Mit einer Reihe kleiner Firmen 
läßt sich das gleiche erreichen 
wie mit einer großen, nur ist 
eine Kontrolle wesentlich 
schwerer. Außerdem möchten 
sich die Herren von den Groß­
konzernen nicht selbst die 
Hände schmutzig machen. So 
war das schon im Dritten 
Reich: Obwohl die IG Farben 
bei der Entwicklung von neuen 
Kampfstoffen eifrig mitmisch­
ten, baten sie die Regierung aus­
drücklich darum, nicht selbst 
Giftgas herstellen zu müssen. 
Vertreter verschiedener demo­
kratischer und sozialistischer 
Organisationen (u.a. SDAJ) 
haben inzwischen gegen die ille­
gale Aufrüstung protestiert und 
juristische Schritte angekündigt . 
Juristische Berater sind Mit-· 
arbeiter des VDS-Projektbe­
reichs Justiz sowie der Berliner 
Rechtsanwalt Prof. Kaul. 
Angesichts der nunmehr ein­
deutig bewiesenen Aufrüstung 
mit chemischen Kampfstoffen 
offenbart sich erneut der aggres­
sive Charakter des westdeut­
schen Imperialismus. 
Streben nach Veränderung des 
Status quo in Europa, Hand­
lungsfreiheit für· faschistische 
Offiziere, Haftstrafen für kriti­
sche Wehrpflichtige und Auf­
rüstung mit ABC-Waffen sind 
Ausdruck der gleichen Politik; 
wenn die SPD-Regierung ihre 
Friedensbemühungen glaubhaft 
machen möchte, wird sie nicht 
umhin kommen, diese Politik 
zu beenden. Dazu gehört, daß 
sie den Giftmischern endlich 
das Handwerk legt. 
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Drei Soldaten - ein Matrose, ein Panzargrenadier und ein Gefreiter - gaben einem Nazigeneral 
den letzten Stoß. Jetzt ist er zurückgetreten, dar Chef das Wahrbereichs 4, Generalmajor Karl· 
Thaodor Molinari. Im Kriege ließ er 106 französische Widerstandskämpfer ermorden und 
wurde dafür in Frankreich rechtskräftig zum Tode verurteilt. Nach dem Kriege wurde Molinari 
CDU·Politiker und General. ln Frankreich und in der Bundesrepublik häuften sich die Protes:te 
gegen den Mörder in Uniform. Drei Soldaten, die sich der Schrift ,,Soldat 70" angeschlossen 
haben, erklärten in einer Verlautbarung der Unterzeichner dieser Wehrpflichtigenstudie: .,Wir 
sind nicht in der Lage und nicht bereit, einen Kriegsverbrecher als unseren Vorgesetzten zu 
akzeptieren, ihm Vertrauen entgegenzubringen und Gehorsam zu leisten. Darin wissen wir uns 
mit vielen Mannschaften, Unteroffizieren und Offizieren einig." Zehn Tage später trat Molinari 
zurück. Berichtete die .. Frankfurter Rundschau" über die .,Unruhe", die zu diesem Schritt 
führte : .,Dazu gehörte auch die jüngste Erklärung dreier Soldaten, die zum Ungehorsam gegen· 
über Molinari aufgerufen hatten." Und die französische Zeitung .,L'Ardennais": .,Dar Aufruf 
junger deutscher Soldaten zur Gehorsamsverweigerung hat Molinari den endgültigen Stoß gega· 
ban." Marcal Noiret, Widerstandskämpfer und Generalsekretär das Departements·Aktionskomi· 
teas gegen Molinari in den Ardennen - er hatte den Fall Molinari ans Licht gebracht -, schrieb 
den Soldaten : ,,Dar Widerstand dar jungen Soldaten der Bundeswehr gegen den Kriegsverbre· 
eher Molinari war ein entscheidendes Ereignis im gemeinsamen Kampf unserer beiden Völker 
zur Entlassung des Nazikriegsvarbrachers. ln den Ardennen sind Euch alle Patrioten sehr dank­
bar." Ein Erfolg der Soldaten von .,Soldat 70" - und ein Baispiel der Völkersolidarität gegen 
den Faschismus! 

• 

Feldwebel Neumann hat Sorge, daß im kalten Rußland die Batterien im Feldfernsprecher der 
Bundeswehr einsatzunfähig sain könnten. Und Oberleutnant Freitag stel lte den Soldaten in 
Aussicht, daß sie wohl keine Brötchen mehr bekommen, wenn sie kurz vor Moskau stehen. 
Ober diese beiden Ostlandritter und andere Vorfälle aus dem Kasernenalltag berichtet eine 
Zeitung von Soldaten für Soldaten mit dem Titel .. Rührt Euch" . .,Rührt Euch" (zu beziehen 
bei Günter Kairies, 21 Harnburg 90, Gazertstr. 21)  hat die beiden Rußlandspezialisten für die 
Verleihung des .. Rußland-Einmarsch-Wanderpokals" vorgeschlagen. Die Zeitung berichtet auch 
über den Soldaten Pater Thauß, der Kritik geübt und Beschwerden geschrieben hatte. Kurzer­
hand wurde er versatzt - ins Lazarett, wo er psychiatrisch-neurologisch untersucht wurde • • •  

• 

Arreststrafen wegen ihrer Beteiligung an der Studie ,,Soldat 70" mußten Wolfgang Hoffmann 
und Udo Kniffet absitzen. Wolfgang wurde bei seiner Haftentlassung in Westerburg von jungen 
Arbeitern und Soldaten aus Koblenz empfangen. Sie führten Transparente mit antimilitaristi­
schen Losungen mit sich. Anschließend berieten die jungen Arbeiter mit und ohne Uniform in 
einem Jugendforum über die Möglichkeiten des Kampfes für die Rechte der Soldaten. 
Während Udo Kniffel in seiner Zelle über die Meinungsfreiheit der Soldaten nachdachte, dran­
gen vom Kasernentor Sprechchöre an das Ohr der Wachsoldaten: .,Freiheit für Kniffet". SDAJ­
Iar aus Köln demonstrierten für ,,Soldat 70" und gegen den militaristischen Ungeist. Sie verteil­
ten den Text dar Studie an die Soldaten. Für die Freilassung von Udo Kniffet sprachen sich 
auch dreizehn Bundeswehrsoldaten aus, die in Stadt-Allendorf (Hessen) Dienst tun. Sie schrie­
ben: .,Wir appellieren an die gesamte demokratische Öffentlichkeit, uns bei der Verbreitung 
der Wehrpflichtigen-Studie ,Soldat 70' zu unterstützen - gegen Neonazismus und Militarismus 
in dar Bundesrepublik !" 

• 

Die rund 310.000 Soldaten und 122.000 Unteroffiziere der Bundeswehr -rdan ab 1. Novem­
ber in den Genuß vergünstigter Bahnfahrten kommen. Beliebig oft sollen Soldaten Fahrkarten 
für beliebige Inland-Ziele zum halben Preis kaufen können. Damit wurde einer sehr verbreite­
ten Forderung von Soldaten zum Teil entsprochen. Die freie Benutzung öffentlicher Verkehrs­
mittel durch Soldaten - also der Soldaten-Null-Tarif - steht auf dem Forderungskatalog von 
.,Soldat 70". 

• 

Die Initiatoren von So�at 70 müssen viele Briefe beantworten, sie sprechen auf Jugendforen 
und hektographieren Flugblätter. Porto, Fahrkarten, Papier kosten Geld. Für ihr Bürgerrecht 
auf Meinungsfreiheit mußten einige Soldaten Bußgelder entrichten. Jetzt wurde ein Solidari­
tätskonto .,Soldat 70" eingerichtet. Spenden können eingezahlt werden bei der Bank für Ge­
meinwirtschaft, Konto ,,Soldat 70" Nr. 2005.8784 Dortmund . 

Aus .. Unsere Zeit" Verschlußsachen 
• 

DRUCKEN 
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Richtig · ist vielmehr • • • 

Nachstehende bebilderte Gegendarstellung hat - so verlautet - Bundesverteidigungsminister Helmut Schmidt 
eigenhändig in Tag- und Nachtarbeit verfaßt. Der Schriftsatz soll an die Redaktionen aller Zeitungen und 
schritten gehen, die in der Vergangenheit die Bundeswehr, ihre Führung und den "Geist" der Truppe 
Nacn dem PreSsegesetz ist auch elan verpfl ichtet, diese Gegendarstellung abzudrucken - ohne Rücksicht auf . 
ihren Wahrheitsgehalt. Wir haben die Aussagen trotzdem genauestens überprüft und festgestellt, daß sie zutreffen. 

Ohne im einzelnen auf die in Ihrer Zeit­
schrift erhobene Kritik eingehen zu wol­
len, stellt der Bundesminister der Vertei­
digung fest : 

UNRICHTIG ist, daß maßgebliche Offi­
ziere in der Bundeswehr-Führung die 
Streitkräfte nicht als ein Instrument zur 
Sicherung des Friedens betrachten und 
daß sie diese Ansichten öffentlich ver­
breiten. Unrichtig ist auch, daß irgend­
jemand Angriffspläne hegt und solche 
Pläne auch im Kompanie-Unterricht 
lehrt. Unrichtig ist ferner die Behaup­
tung, die Soldaten der Bundeswehr 

.lllllll.ürden in dem Geist erzogen, Revanche 
• nehmen für den II. Weltkrieg. Solche 

Aussagen werden auch dadurch nicht 
wahrhaftiger, daß sie von zahllosen Wehr­
pflichtigen bestätigt werden. 

RICHTIG ist vielmehr, daß die Pläne für 
den Aufmarsch und die Vorne-Verteidi­
gung wehrpflichtiger Soldaten der Mann­
schafts-Dienstgrade überhaupt . nicht zu­
gänglich sind . Entsprechende Verordnun­
gen, Verfügungen und Lehranweisungen 
werden auch keineswegs öffentlich disku­
tiert, sondern im Gegenteil unter dem 
Vermerk ,Streng geheim' · geführt. Er-
ziehung zum Revanchismus ist im Korn-

panie-Unterricht ebenfalls keineswegs die 
Regel. Entsprechende Lehrverfügungen 
sind internen Schulungen für ausgewählte 
Soldaten vorbehalten, für Offiziere und 
Offiziersnach wuchs. 

UNRICHTIG ist, daß "der alte Unterta­
nengeist immer noch oberstes erzie­
herisches Ziel der Bundeswehr ist", wie 
es in dem Papier "Soldat '70" heißt . Ver­
leumderisch ist darüber hinaus die For­
mulierung: "Die freie Meinungsäußerung 
endet hinter dem Kasernentor" ebenso 
wie die Darstellung, Soldaten würden 
zum bedingu!_l_gslosen Gehorsam erzogen, 
ihnen würde ihr Recht auf freie Mei­
nungsäußerung beschnitten und 
entzogen, ihre freie politische und ge­
werkschaftliche Betätigung werde in ir­
gendeiner Weise be- oder gar verhindert. 
Das Bundesministerium der Verteidigung 
weist solche Unterstellungen energisch 
zurück. 

RICHTIG ist vielmehr, daß die Soldaten 
aller Dienstgrade ,  daß insbesondere die 
Wehrpflichtigen, von ihren Vorgesetzten 
stets ermuntert werden, ihre Meinung frei 
zu äußern und zu verbreiten. Dieses 
Recht wird ihnen selbst dann belassen, 
wenn die betreffenden Soldaten nicht die 
Ansichten der NPD vertreten. Unrichtig 
ist auch, daß bestraft werde, wer Miß­
stände in der Bundeswehr anprangert. 
Richtig ist vielmehr, daß gerade kriti-

sehen Soldaten stets ausreichend Raum 
und Zeit zur Verfügung gestellt wird, da­
mit sie zu allen Fragen ganz offen Stel­
lung nehmen und ihre Ansichten sogar 
schriftlich niederlegen können . ' 

TABUN LOST 

UNRICHTIG ist die immer wieder ge­
äußerte Darstellung, in der Bundes­
republik würden nicht nur von den ameri­
kanischen Streitkräften biologische und 
chemische Kampfstoffe gelagert .  Unrich­
tig sind ebenfalls all jene Veröffent­
lichungen, in denen behauptet wird , auch 
die Bundeswehr besitze Kampfgifte wie 
Tabun, Lost oder Sarin in größeren Men­
gen, die Bundeswehr erprobe solche che­
mischen Waffen in umfangreichen Ver­
suchen und stelle diese Gjftstoffe sogar 
her bzw. erteile zivilen Firmen Aufträge 
zur Herstellung der KampfmitteL 

RICHTIG ist vielmehr, daß es entspre­
chende Lager- und Erprobungsstellen in 
der Bundesrepublik nicht gibt. Bei den 
von Gegnern benannten angeblichen 
"Vorratslagern" handelt es sich in Wirk­
lichkeit um Nahrungsmittel-Depots für 
die Truppe. Daß die Komplexe streng ab­
geschirmt und bewacht werden, hat allein 
lebensmittel-rechtliche Gründe .  Das Bun­
desministerium der Verteidigung ist je­
derzeit gern bereit, Journalisten Besuchs­
und Fotografierertaubnis für diese Lager 
zu erteilen, damit sie sich mit eigenen 
Augen von der Harmlosigkeit der Vor­
ratsstellen überzeugen können. Vorherige 
Anmeldung für solche Besuche ist aller­
dings erforderlich. 



Soldat '70 
Wieder haben wir einen Leser­
brief zur Studie der Wehrpflich­
tigen erhalten. 

Am 21. Juli 1 970 mußte der 
Flieger Udo Kniffe! seine 1 3  
Tage Arrest antreten. 
Dies�! 13 Tage setzen s!ch zu­
sammen aus 3 Tagen für die Be­
teiligung an einer Vietnam­
Demonstration in Köln und 1 0  

Tagen für die Mitunterzeichnung 
der Studie "Soldat '70". 

Ursprünglich sollte er 21 Tage 
absitzen. Auf Grund des Pro­
testes der Öffentlichkelt wurden 
Ihm die restlichen Tage er­
lassen. 
ln der Bundeswehr wird viel von 
Demokratie gesprochen. Wenn 
aber junge, kritisch beobachten­
de Soldaten den Mund auf­
machen und offen Ihre Meinung 
sagen, werden sie daran gehin­
dert und bekommen Druck. 
Auch Udo Knittel gehört zu 
denen, die den alten und neuen 
Nazis in den Kasernen den 
Kampf angesagt haben. 
Generalinspekteur de Malziere 
verbot per Einschreiben die Ver­
breitung und Diskussion von 
"Soldat '70" in den Kasernen. 
Wir fordern die sofortige Frei­
lassung des . Gefreiten Udo 
Kniffe! und die Einstellung der 
Repressalien gegen die Initiato­
ren von Soldat 70 • 

1: A. Roland Becker 
SDAJ Köln 

-------

Leser­
vorschläge 
D i e  Redaktion freut sich über 
alle kritischen Anmerkungen 
und Meinungen zum elan. 

Ich bin nun schon seit einigen 
Jahren sehr zufriedener und kri­
tischer Abonnent von elan. Be­
sonders interessant fand ich die 
Artikel, die sich mit der Lehr­
llngsausbildung beschäftigen. 
Oberhaupt muß ich sagen, daß 
man durch elan Informationen 
und Argumente an die Hand be­
kam, die man sonst in den be­
kanten Zeitungen und Maga-
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zlnen nicht lesen konnte. Dafür 
danke! 
Auch eine kritische Anmerkung: 
bei vielen Artikeln über die DDR 
u. a. sozialistische Ländern kam 
mir der "kritisch gesch�r·tte" Le­
ser !!chlectit weg, allzu oft, so 
schien es mir, wurde dort mit 
der "rosaroten Brille" berichtet. 
Ich finde Selbstkritik Ist eine 
gute und nützliche Sache. Auch 
möchte Ich einen Wunsch 
äußern: Ich befasse mich mit 
amerlkanlscher und englischer 
(kritischer) Folklore (u. a. Phil 
Ochs, Tom Paxton, Bob Dylan). 
Gerade davon waren in letzter 
Zelt in elan wenig Besprechun­
gen. 

HANS-WALTER NICKEL 
Karben 

Der Lenln-Kult, den Sie in Ihrer 
Zeitschrift treiben, ist undlfferen­
zlerter als die katholische Heill­
genverehrung. Absolut unklar Ist 
mir, was Lenln zur Situation der 
Jugendverbände in der BRD zu 
sagen hat, wenn er 1924 in der 
UdSSR gestorben Ist Für Sie 
und die SDAJ scheinen Lenlns 
Werke das zu sein, was für die 
Christen die Bibel ist. Mit Ihr ha­
ben Lenlns Werke zwei Dinge 
gemeinsam : sie sind nicht un­
fehlbar und werden nach Gut­
dünken I nterpretiert. 
Der SDAJ würde Ich weniger, 
klassenkämpferischen Geist 
empfehlen, als vielmehr eine 
nüchterne Analyse der politi­
schen Situation in der BRD. Bel 
uns gibt es eminente soziale 
Ungerechtlgkelten, die beseitigt 
werden müssen, aber es herrscht 
keine Klassenkampfsituation 
(die es in Deutschiarid ·ubrlgens 
nie in der breiten Masse gege­
ben hat). 
Bitte berichten Sie einmal über 
die Stellung der Bausoldaten in 
der DDR. So sieht in der (von 
Ihnen als sozialistisches Vorbild 
angeführten) D D R  das Recht auf 
Verweigerung des Kriegsdien­
stes aus Gewissensgründen 
aus: eine Indirekte Unterstüt­
zung der Nationalen Volksar­
mee. Der Informative Wert von 
elan sinkt leider von Nummer 
zu Nummer. 

BURKHARD SCHNEIDER 
Bad Hornburg 

Für junge Gewerkschafter Ist es 
notwendig, die Zeltschrift elan 
zu lesen, um stets informiert zu 
sein. Aus diesem Grund möchte 
Ich ein Abonnement. 

U. S., Oberursel 

Frechheit 
Mit d iesem Text schrieb sich der 
Vater (oder Mutter) einer Le­
serin offenbar so in Zorn, d aß 
er vollkommen vergaß, seinen 
Namen und seine Anschrift an­
zugeben. Wir bitten, die Anga­
ben für unsere Vertriebsabtei­
lung nachzureichen. 

Ab sofort bestelle Ich die Zelt­
schrift "Magazin für junge Leu­
te" ab. Meine Tochter hat sie 
gegen meinen Willen k.en 
lassen. Sie war bis jetzt " le­
rln, ab jetzt wird sie ar ten. 
Sehen Sie zu, wie Sie das Geld 
von Ihr bekommen. Ihr Magazin 
ist nicht für die Jugend förder­
lich. Sie unterstützen die Ju­
gend in ihrer Frechheit. 

Moskauer 
Vertrag 
Mit dem zwischen der sowjeti­
schen Regierung und der Bun­
desregierung abgeschlossenen 
Vertrag beschäftigen sich zwei 
Leser in ihren Briefen. 

Durch den Gewaltverzlchtsver-
1 trag zwischen der Sowjetunion 

und der Bundesrepublik erge­
ben steh erstmals realistische 
Ansätze, die Schütz···ben 
des kalten Krieges zu v en. 
Der Vertrag besagt ein utlg: 
das Feindbild der vergangenen 
20 Jahre war eine Fälschung, er­
funden von den Ewiggestrigen. 
Die Sowjetunion hat die Bun­
desrepublik nie bedroht und be­
droht sie auch heute nicht. 
Schlechte Zeiten für Schmldt/ 
Noske. Wie wird er nun wohl 
Milliardenbeträge für die sinn­
lose Rüstung begründen? Ich 
meine, vor uns stehen zwei kon­
krete Aufgaben:  1. Gegen die 
Kumpanei der Rechten müssen 
wir die Ratifizierung des Ver­
trages erkämpfen. 2. Die "hei­
lige Kuh" Rüstungsetat muß ge­
schlachtet werden. Die auch von 
SPD-Schmldt weiterforcierte 
Rüstung ist nun erst recht durch 
nichts mehr zu vertreten. 

HANS KLUTHE 
Büren 

Der Moskauer Vertrag Ist nicht 
vom Himmel gefallen. Er Ist das 



Abonnenten haberis besser . 
ich bestelle ab ............................. ................................. . 
bis auf Widerruf, jedoch für mindestens 
ein Jahr, das Magazin für jungfit Leute 
e l a n .  

(Jahresabonnement 1 3  DM einschließ­
lich Zustellgebühr) 

··;··-······ ··········· ······· · ··························· ················ ··· ·············· (�rschrift) Weltkrelaverl8ge 
GmbH 

(Anschrift) 

Ergebnis eines janrelangen 
Kampfes der Friedensbewegung 
in der Bundesrepublik und der 
konsequenten Haltung der so­
zialistischen Länder. Für uns 
muß jetzt gelten: der Kampf ge­
gen die von Strauß geführte 
Neuauflage der Harzburger 
Front, die vor keinem Mittel zu­
rückschreckt, die Ratifizierung 
des Vertrages zu torpedieren. 
Die breite Mehrheit unseres Vol­
kes steht zum Gewaltverzichts­
vertrag. Und eben diese breite 
Mehrheit gilt es dafür zu mobi­
lisieren, daß dieser Vertrag 
nicht :Endpunkt, sondern Beginn 
eln�Neuorlentlerung Bonner 
Po st. 
Der ewaltverzlchtsvertrag muß 
nun konsequent weitergeführt 
werden. Das bedeutet: die Bun­
desregierung muß die DDR nun 
endlich völkerrechtlich anerken­
nen und sich uneingeschränkt 
für eine europäische Slcher­
heltskonferenz einsetzen. 

CHRISTEL PRIEMER 
Dortmund 

Arbeitnehmer? 
Kritik übt ein Leser an Ul rich 
Sanders Kommentar in elan 8/70. 

Lieber Genosse Ulrlch Sander! 
Hiermit möchte Ich darauf auf­
merksam machen, daß Du in der 
letzten Ausgabe elan in Deinem 
Einleitungsartikel gleich dreimal 
von "Arbeitnehmern" sprichst. 
Ich denke, daß elan eine marx-

48 Dorbnund 
BrOdelWeg 11 

Istische Jugendzeltschrift war, 
Ist und auch in Zukunft bleiben 
sollte. Deshalb sollten wir auch 
den Unternehmerjargon, der von 
Arbeitgebern und Arbeitneh­
mern spricht und damit die so­
ziale Wirklichkelt auf den Kopf 
stellt, den Unternehmern über­
lassen. Denn nicht der "Arbeit­
nehmer" nimmt Arbeit, sondern 
gibt unbezahlte Arbeit, den 
Mehrwert, und nicht der Arbeit­
geber gibt die Arbeit, sondern 
nimmt sich diese unbezahlte Ar­
beit. Darauf machte schon Karl 
Marx aufmerksam • 
elan als marxistische Jugend­
zeltschrift hat die Aufgabe, die 
sozialen Verhältnissen so zu 
schildern wie sie sind und das 
sollte auch in den von thr ge­
brauchten Begriffen zum Aus­
druck kommen. 

ANDREAS GORALCZYK 
Hildeshelm 

Die günstige Einkaufsquelle 
für Büromaschinen 

Aus Lagerbestlinden stets gDnstlge 

Gelegenheiten, fabrikneu, Koffer­

schreibmaschlnen,Saldiermaschl­

nen,Rechenautomaten. Profitieren '-�� 
Sie von unseren Großeinkäufen. 

Fordern Sie Sonderkatalog 

N ÖTH E L A& Deutschlands groBes 
Blromaschlnenlllua 

34 Ißttingen • Markt 1 • Postfach &01 
Telefon 6 20 OB, Femscbreibe� Nr. 098 . 893 

D i e  junge u nd sch i cke Art Ur laub zu machen : 

Prospekte bitte anfordern ! 
Agentur Flegel und Jagow 
Reisedienst 
2 Harnburg 22, Kanalstr. 73, 
Tel.: 2 29 96 66  

Informationen: 
Sozialistische Deutsche 

Arbeiterjugend 
46 Dortmund, Brüderweg 1 6  

Tel.:  52 4 3  SS 
Spenden: 

Postscheck Essen 18 65 84 
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Wir exportieren : 

Anzugstoffe Mantelstoffe Kostümstoffe 
Kleiderstoffe Futterstoffe Einlagestoffe 
Hemdenstoffe Drill Cord Velveton Bett­
und Tischdamaste Damen-, Herren- u .  
Kinderkonfektion Sportbekleidung Sport­
und Campinghemden Berufsbekleidung 
Bademäntel Strandkleider Bett- u. Haus­
haltswäsche · Handtücher Taschentücher 
Hüte Schirme · Schlafdecken Chemie­
fasern Webfilze Technische Filze 
Synthetische Filtergewebe Fischereinetze 

Zur Leipziger Herbstmesse 1970 
vom 30. August bis 6. September sind wir mit 
unserem gesamten Warenangebot vertreten. 

Besuchen Sie uns im "Ringmessehaus" 

if®J%f!U!LCDMMERZ 
Volkseigener Aussenhandelsbetrieb 
DDR 108 Berl in - P.O.B. 1206 



t Die neue 
Arbeiterklasse 

Technische Intelligenz und 
Gewerkschaften Im organisierten 

Kapitalismus 
• 

ausgegeben und eingeleitet von 
rank Deppe, Hellmuth Lange und 

Lothar Pater 
ca. 224 Seiten, 

kartoniert ca. 14 DM 

...--Die� r Massenstre�deb� 
Beiträge von Rosa Luxembur�g 
rl Kautsky, Anion Pannekoek u. a. 
rausgegeben und eingeleitet von 

Antonia Grunenberg 
352 Seiten, kartoniert ca. 16 DM 

Arbeiterbewegung. 

...--V r Rudolf Schlesinger 

� Theorie und Geschichte 

' · • ( Michael Vester �� 
Die Entstehung des 

Proletariats •, 
· 

als Lernprozeß Michael Mauke 

'"'''���::: �":::.':"''-""' �Di< Klassentbeori� 
Snolin-Broschur ca. 20 DM 

Veröffentlichungen des 
Psych'Qiogisc:hen Seminars 

.-der TU Hannover 

von Marx und Engels 
Herausgegeben von Kajo Heyma)n, 
Klaus Meschkat und Jürgen Werth 

ca. 176 Seiten, 
Snolin-Broschur ca. 15 DM, ' 

Leinen ca. 22 DM 
Kritische Studien zur 

Politikwissenschaft 

,-
� 

� 
Sie eins dieser � .. _,,,-,rhA•'"-

•Marktforschungsprämle•, 
durch Einsenden dieses Coupons 

erkHiren, an einer Leser-Umfrage der EVA tell-
zunehmen. 

0 Hans-Dieter Bahr, Kritik der >Politischen 
Technologie < 

0 Andre Gorz, Die Aktualität der Revolution 
0 Willried Gollsc:halch, Sozial"'! Lernen und 

politische Bildung 
0 Achim v. Loesc:h, Die Grenzen einer 

breiteren Vermögensbildung 
0 Emest Mandel, Die 

I 

� � � Neu � �im Herbstr 
Hans-Helmut Thielen 

Der Verfall 
der Inneren Führung 
Politische Bewußtseinsbildung 

in der Bundeswehr 
326 Seiten, 

Snolin-Broschur ca. 24 DM 
Bereits angekündigt 

) 
zur 

Technokratiediskussion 
Herausgegeben von Claus Koch und 

Dieter Sengheas 
360 Seiten, Snolin-Broschur 
ca. 23 DM, Leinen ca. 32 DM 

Kritische Studien zur 
Politikwissenschefl 

Bereits angekündigt 

Peter Bac:LaJ 
Die Th� 

demokratiScher 
Elitenherrschaft 

ca. 126 Seiten, 
Snolin-Broschur ca. 12 DM 

Leinen ca. 18 DM 
Kritische Studien zur 
Politikwissenschaft 

---JJ)_ 
Über den Widerspruch 

von 
Bildung und Herrschaft r 

Martin Baethge 

Ausbildung und 

Untern==�� in der 
Bildungspolitik 

ca. 320 Seiten, 
Sqolin-Broschur ca. 20 DM 

\.._ � 
r �  
Europilsehe Verlaganstalt 

6 Frankfurt 70 
Metzlerstraße 25 

Postfach 270 


